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(A) 


(C) 


166. Sitzung 

Bonn, den 18. Oktober 1989 

Beginn: 13.00 Uhr 


Vizepräsidentin Renger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, ich rufe den Tagesord- 
nungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 

Die Themen der Kabinettssitzung, die der Chef des 
Bundeskanzleramts mitgeteilt hat, sind den Fraktio- 
nen bekannt. 

Die Bundesregierung hat weiter mitgeteilt, daß der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft, Herr 
Möllemann, berichtet. 

Das Wort hat der Herr Bundesminister Mölle- 
mann. 

(B) 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft: Vielen Dank, Frau Präsidentin. 

Das Kabinett hat heute den von mir vorgelegten 
Entwurf für ein neues BAföG beschlossen, 

(Daweke [CDU/CSU]: Das ist der Durch- 
bruch!) 

also für eine Neuregelung und Umstrukturierung des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes. 

(Daweke [CDU/CSU]: Bravo!) 

Schon im Herbst 1990 werden Studierende staatliche 
Leistungen bis zu 890 DM monatlich erhalten, die sie 
aber später nicht mehr in voller Höhe, sondern nur 
noch zur Hälfte zurückzahlen müssen. 

Studierende, die bisher keine BAföG-Leistungen 
bekamen, weil sie Familien mit mittleren Einkommen 
entstammen, werden neu in den Kreis derjenigen auf- 
genommen, die diese staatliche Studienfinanzierung 
in Anspruch nehmen können. 

(Daweke [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Bereits im nächsten Jahr erhalten 160 000 von der- 
zeit 260 000 geförderten Studierenden mehr Geld. 
Weitere 70 000 werden in die Förderung einbezogen 
werden. Damit wird die Zahl der BAföG-Empfänger 
auf einen Schlag um etwa 30 % steigen, nämlich von 
derzeit 328 000 auf demnächst 428 000 Geförderte. 
Das bedeutet, daß die Ausgaben des Staates für die- 
sen Bereich auf 3 Milliarden DM pro Jahr steigen. Das 
sind 650 Millionen DM mehr als nach geltendem 
Recht. 


Im einzelnen sieht der Gesetzentwurf, was die we- 
sentlichen Veränderungen angeht, folgende Verbes- 
serungen vor: 

Erstens. BAföG wird künftig nicht mehr als Volldar- 
lehen, sondern, wie ich bereits sagte, zu 50% als Zu- 
schuß gewährt. 

Zweitens. Die EinkommensgrenzeUr bis zu denen 
BAföG gezahlt wird, erhöhen sich drastisch. Beispiels- 
weise durfte eine Familie mit einem auswärts studie- 
renden Kind bislang nicht mehr als 4 800 DM brutto 
verdienen; dann fiel sie aus der Förderung heraus. 
Künftig beträgt die Höchstgrenze 6 200 DM. 

Drittens. Vielen Studenten gelingt es — auch wegen 
der Überfüllung der Hochschulen und unzureichen- 
der Studien- und Prüfungsbedingungen derzeit nicht, (D) 
ihr Examen innerhalb der Förderungshöchstdauer 
abzuschließen. Sie werden künftig zwei Semester län- 
ger gefördert, sofern sie sich innerhalb der Höchst- 
dauer zum Examen gemeldet haben und ihr Studium 
innerhalb der nächsten zwei Semester auch abschlie- 
ßen können. 

Der vierte Punkt betrifft die Krankenversicherung. 

Der Krankenversicherungszuschlag von gegenwärtig 
45 DM wird auf die tatsächliche Höhe der Beiträge 
angehoben, auf 65 DM. 

Fünftens. Die Bedarfssätze werden um 3 % angeho- 
ben, so daß der Höchstsatz 890 DM beträgt. 

Sechstens. Pflege und Erziehung eines Kindes bis 
zum Alter von drei Jahren sollen bei der Bemessung 
der Förderungsdauer künftig berücksichtigt werden. 

Siebtens. Für behinderte Studenten verbessern sich 
die Förderungs- und Rückzahlungsbedingungen. Wer 
durch eine Behinderung länger studieren muß als ei- 
gentlich vorgesehen, erhält nach Ablauf der Förde- 
rungshöchstdauer BAföG zu 100% als Zuschuß. 

Ich finde, daß dieses Gesetz ein wichtiger Eckstein 
in der Reform des Bildungswesens ist, den sich diese 
Bundesregierung vorgenommen hat. Ich bin deswe- 
gen sehr froh, daß das Kabinett heute so beschlossen 
hat. 


Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
ich bitte, Fragen zu diesem Themenkreis zu stellen. — 
Das Wort hat Frau Abgeordnete Odendahl. 
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(A) Frau Odendahl (SPD): Herr Minister Möllemann, 
warum folgen Sie nicht den Empfehlungen des 
BAföG-Beirates und nahezu aller Sachverständigen, 
Schüler-BAföG wieder einzuführen? Warum erhalten 
Sie ausgerechnet im Bereich der Schülerförderung 
den BAföG-Kahlschlag aufrecht? Was führte Sie dazu, 
auch noch auszuführen, daß es weniger finanzielle 
Gesichtspunkte waren, die Sie zu dieser Entschei- 
dung kommen ließen, sondern mehr ordnungspoliti- 
sche? 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft: Der entscheidende Grund, Frau Kollegin 
Odendahl, dafür, daß wir die Einführung eines allge- 
meinen Schüler-BAföG nicht vorgenommen haben, 
liegt darin, daß dies den Kostenanstieg für diesen Be- 
reich, der jetzt 650 Millionen DM für Bund und Länder 
beträgt, auf 1 Milliarde DM steigern würde — 
350 Millionen DM mehr. Dies war nicht vertretbar. 

Wir glauben, zweitens, nach diesem entscheiden- 
den Schritt, daß es unter diesem Gesichtspunkt auch 
vertretbar ist, wenn im Regelfall die Familien für die 
Kinder im Schüleralter aufkommen. Die Länder haben 
im übrigen sogenannte Härtefallregelungen, die in 
besonders schwierigen Situationen Familien die Mög- 
lichkeit geben, Schüler-BAföG zu bekommen. 

Wir haben die Schüler, die auf dem zweiten Bil- 
dungsweg die Hochschulreife anstreben, allerdings 
zusätzlich in die Ausbildungsförderung hineingenom- 
men. Dies, wie übrigens der Löwenanteil meines Re- 
formentwurfs, den das Kabinett heute liebenswürdi- 
gerweise beschlossen hat, ist auch identisch mit dem 
jgj Gesetzentwurf, den Sie in der vergangenen Woche 
vorgelegt haben. 

(Daweke [CDU/CSU]: Abgeschrieben!) 

Die Tatsache, daß er im Wortlaut gleich ist, bekräftigt 
meine Vermutung, daß hier Kongenialität am Werk 
gewesen sein muß. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr schön ausge- 
drückt!) 

Vizepräsidentin Renger: Noch eine weitere Frage, 
bitte schön. 

Frau Odendahi (SPD): Herr Minister Möllemann, 
nachdem Sie unseren Gesetzentwurf wohl schon gele- 
sen und zur Kenntnis genommen haben, darf ich Sie 
fragen, ob Sie trotz Ihrer Ausführungen bezüglich der 
nötigen Finanzmittel etwas mittelfristigere Überle- 
gungen zur Schülerförderung anstellen werden? 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft: Ich bin sehr zufrieden damit, daß der Refe- 
rentenentwurf meines Hauses von Ihnen im Wortlaut 
übernommen worden ist. Ich habe auch darüber hin- 
weggelesen, daß von Ihnen eine auf Grund einer tech- 
nischen Panne entstandene Fehlerstelle mit übernom- 
men, abgeschrieben worden ist. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Das ist nicht weiter schlimm. 

Ich bin im wesentlichen politisch froh darüber, daß 
die Koalition in den Kernpositionen Unterstützung 
durch die größte Oppositionspartei hat. 


Es gibt einen Bereich, in dem wir offenbar unter- (C) 
schiedlicher Meinung sind. Das ist die Frage der Ein- 
führung einer allgemeinen Schülerförderung. Ich 
habe Ihnen dargestellt, daß dies aus den genannten 
Gründen nicht in Betracht gezogen wird. 

Vizepräsidentin Renger: Der Abgeordnete Kastning 
hat sich zu Wort gemeldet. 

Kastning (SPD): Herr Minister, ich frage Sie zu der 
Kernposition Schüler-BAföG: Wo bleibt, wenn Sie aus 
ordnungspolitischen Gründen — das sind Ihre Worte; 
ich denke auch an die Rede hier zur Einbringung des 
Bildungshaushalts vor einigen Wochen — das Schü- 
ler-BAföG nicht wiederherstellen wollen, das auch 
von Ihrer Partei immer wieder propagierte Bürger- 
recht auf Bildung? Angesichts der Daten der letzten 
Sozialerhebung zum BAföG frage ich weiter: Bleiben 
Sie bei der Absicht, das Schüler-BAföG nicht wieder- 
herzustellen, obwohl der Anteil der Kinder aus Arbei- 
terfamilien an den Studierenden gesunken ist und 
noch unter dem Wert von 1982 liegt? 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft: Das Bürgerrecht auf Bildung wird derzeit 
in einem zuvor nie dagewesenen Maße genutzt. Wir 
hatten noch nie so viele Schülerinnen und Schüler auf 
den weiterführenden Schulen, noch nie so viele Stu- 
dentinnen und Studenten. 

Es ist zutreffend, daß wir im letzten Jahr einen 
Rückgang des Anteils der Kinder aus Arbeiterfami- 
lien an den Studierenden von 8,3 auf 8,2% hatten. 

Dies als einen dramatischen Prozentsatz zu bezeich- (D) 
nen, weigere ich mich nun allerdings nachhaltig. 

Ich glaube, daß die Tatsache, daß wir BAföG so aus- 
weiten, wie wir es jetzt tun, daß wir deutlich machen, 
daß auch Bezieher mittlerer Einkommen BAföG, das 
künftig zur Hälfte als Zuschuß gewährt wird, bekom- 
men können, schon auf die Sozialfunktion der Förde- 
rung hinweist. Das ist das Entscheidende. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge- 
ordneter Wetzel, bitte. 

Wetzet (GRÜNE): Herr Minister, Sie haben soeben 
in Ihren Ausführungen das Problem des Rückgangs 
der Zahl von Studierenden aus Arbeiterfamilien als 
geringfügig dargestellt, aber ich darf Ihnen an Hand 
der 12. Sozialerhebung die Tatsache in Erinnerung 
rufen, daß die Struktur unserer Hochschullandschaft 
deswegen so bedenklich ist und von der Fortexistenz 
materieller Bildungsprivilegien zeugt, weil 8% der 
Kinder aus Arbeiterfamilien studieren, während mehr 
als 40 % der Kinder aus der Gruppe der Selbständi- 
gen, der Beamten und der höheren Angestellten stu- 
dieren. Das ist das strukturelle Defizit in unserer 
Hochschullandschaft. 

Daran knüpft sich meine Frage, ob Sie das Problem, 
daß in der Bildungslandschaft nach wie vor materielle 
Bildungsprivilegien, Klassenstrukturen fortexistieren, 
anerkennen. 

Meine weitere Frage ist: Ist Ihre Auffassung, daß 
das Problem zu vernachlässigen sei, eventuell darauf 
zurückzuführen, daß wir eine hohe Zahl von Studie- 
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Wetzel 

(A) renden haben und daß Sie den Zuwachs der Zahl der 
Studierenden beschränken möchten? 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft: Zum einen ist festzustellen, daß die Kinder 
aus Arbeiterfamilien insbesondere durch diese 
BAföG -Novelle gefördert werden und davon künftig 
nur noch 50% zurückzahlen müssen. Das ist eine 
deutliche Verbesserung für Kinder aus Arbeiterfami- 
lien. 

Nicht gefördert werden Kinder aus Familien jen- 
seits der Einkommensgrenzen. Offenkundig ist das 
Finanzkriterium in allen Fällen nicht das Entschei- 
dende. Es bringt doch nichts, hier mit Klassenbegrif- 
fen herumzuoperieren, die mittlerweile selbst in den 
Staaten aufgegeben werden, die sich bemüht haben, 
ihre gesamte politische Philosophie auf Klassenbe- 
griffe zu gründen. Ich finde es absurd, in unserer ge- 
sellschaftlichen Realität mit einem solch veralteten 
Vokabular zu arbeiten. In anderen Bereichen wird 
gerade damit aufgeräumt. Ich finde, wir haben es 
nicht nötig, das hier zu tun. 

Was den zweiten Teil Ihrer Frage betrifft: Die Bun- 
desregierung wird ihre Politik des Offenhaltens des 
Zugangs zu den Bildungseinrichtungen fortsetzen 
und sich dort, wo es Zugangsbeschränkungen gibt, 
bemühen, diese aufzuheben. Das Ziel des von mir 
initiierten, von der Bundesregierung beschlossenen 
und von den Ländern übernommenen Sonderpro- 
gramms ist, den Zugang zu den Studienfächern, in 
denen es Beschränkungen gibt, möglichst offen zu 
gestalten. 

/•n\ 

Vizepräsidentin Renger: Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Bundesmini- 
ster Möllemann, ich stimme mit Ihnen voll überein in 
der Grundsatzfrage, daß die Neuerung beim BAföG, 
wonach die Hälfte der BAföG -Zuschüsse nicht zu- 
rückgezahlt werden muß, ein guter Weg ist, um wie- 
der mehr Kindern — ich sage immer vorsichtig: aus 
sozial schwachen Familien — den Zugang zum Stu- 
dium und zu weiterführenden Bildungsabschlüssen 
zu eröffnen. Ich bin mit Ihnen auch der Ansicht, daß es 
noch nie eine solche Expansion in einem Bildungs- 
system gegeben hat, übrigens nicht nur bei uns, son- 
dern überall in Europa und in der Welt. Wir liegen da 
noch nicht einmal an der Spitze. 

Ich möchte aber doch darauf hinweisen, daß es nach 
allen Untersuchungen und Sozialstatistiken offenkun- 
dig ist, daß die quantitative Expansion in der Relation 
insgesamt zur Folge hatte, daß die unteren Bildungs- 
schichten nicht aufgeholt haben. Das müssen wir doch 
einfach feststellen. Hier müssen auch neue Überle- 
gungen ansetzen. 

Ich frage Sie, ob Sie da ansetzen; denn ein Anteil 
von insgesamt 8 % an Jugendlichen aus sozial schwa- 
chen und Arbeiterfamilien ist nach wie vor ungeheuer 
wenig. Wir schwanken da hin und her. Wir sind noch 
nicht wieder ganz auf dem alten Stand. Es geht nicht 
um die absolute Zahl des Wachstums, sondern um die 
Relation zwischen bildungsnahen und bildungsfer- 
nen gesellschaftlichen Schichten. Ich würde Sie bit- 
ten, uns zu sagen, welche Überlegungen Sie dazu 
anstellen. 


Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis- (C) 
senschaft: Nachdem wir, Frau Kollegin Dr. Hamm- 
Brücher, jetzt mit diesem Gesetz jedenfalls die Förder- 
möglichkeiten für Studierende aus sozial schwäche- 
ren Familien spürbar verbessern, werden wir uns Ge- 
danken darüber machen müssen — eine Patentant- 
wort habe ich darauf ebenfalls nicht — , welches denn 
die Motive dafür sind, daß Eltern ihren Kindern einen 
bestimmten Bildungsweg empfehlen bzw. daß sich 
junge Erwachsene für eine bestimmte Fortführung ih- 
res Berufsbildungs- und Laufbahnweges entscheiden. 

Es fällt ja auf, daß sich in unterschiedlichem Maße 
Prozentanteile derer, die die Studienberechtigung ha- 
ben, für ein Studium oder aber für den Gang in einen 
Beruf entscheiden. 

Ich halte es gar nicht einmal für prinzipiell schlecht, 
wenn sich in einer Situation, in der wir bei 1,5 Millio- 
nen Studierenden befürchten müssen, daß ein Teil der 
jetzt Studierenden nicht notwendigerweise im erlern- 
ten akademischen Beruf tätig werden kann, junge 
Menschen dafür entscheiden, sich möglicherweise 
nach dem Abitur einen Beruf anzueignen, der dann 
vielleicht Tätigkeiten im Bereich des mittleren Mana- 
gements eröffnet. Das ist im Grunde sogar vernünf- 
tig. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Das ist zu 
begrüßen!) 

Ich möchte mit Ihnen vermeiden, daß es sozusagen 
eine automatische Zuordnung gibt, daß Kinder glau- 
ben, aus sozialen oder finanziellen Gründen den glei- 
chen Berufsweg gehen zu müssen, den die Eltern ge- 
gangen sind. Materielle Gründe gibt es dafür nach 
meinem Dafürhalten eigentlich nicht. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Frage, Herr Abgeord- 
neter Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Bundesminister, vielleicht 
können Sie sich in die Situation einer Arbeiterfamilie 
mit zwei heranwachsenden, 16, 17 oder 18 Jahre alten 
Kindern, 

(Daweke [CDU/CSU] : Polemik!) 
die vor der Frage steht, wie man eigentlich das Fami- 
lienbudget finanzieren soll, wenn man diese Kinder in 
weiterführende Schulen schickt und sie etwa das 
Abitur machen läßt, nicht ganz hineindenken. Dies ist 
doch damals die Begründung dafür gewesen, daß wir 
gemeinsam, Herr Möllemann, Schüler-BAfÖG einge- 
führt haben, übrigens mit einstimmigem Votum des 
ganzen Deutschen Bundestages. 

Das, was hier vorgetragen wurde, macht doch deut- 
lich, daß es einen statistisch nachweisbaren Zusam- 
menhang zwischen dem Rückgang des Prozentsatzes 
der Arbeiterkinder an den Studierenden seit 1982 und 
der Streichung des Schüler-BAföG gibt. Das heißt, sie 
kommen gar nicht so weit, daß sie Ihre Verbesserun- 
gen im Studenten-BAföG werden in Anspruch neh- 
men können. 

Ihre letzte Bemerkung macht ja doch wieder deut- 
lich, daß es nicht nur mit Kostenargumenten begrün- 
det wird, warum Sie auf die Wiedereinführung des 
Schüler-BAföG verzichtet haben. Es steckt doch etwas 
Ordnungspolitisches dahinter. Wir können lange dar- 
über streiten, wo wer in Zukunft welche Ausbildung 
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(A) machen soll. Vielleicht einigen wir uns sogar darüber. 
Aber ich möchte vermeiden, daß in Zukunft wieder 
Arbeiterkinder diejenigen sind, die auf das duale Sy- 
stem mit seinen Sackgassen, die es da immer noch 
gibt, verwiesen werden, und daß Akademikerkinder 
und Mittelschichtenkinder auf die Hochschulausbil- 
dung verwiesen werden. Das ist eine Situation, in der 
sich die Eliten ständig wieder aus sich selbst heraus 
ergänzen. 

Meine Frage: Meinen Sie es jetzt ordnungspolitisch, 
oder hat es ausschließlich finanzpolitische Gründe? 
Wenn es ausschließlich finanzpolitische Gründe hat, 
wann können wir dann mit der Reform rechnen, die 
das Schüler-BAföG wiederherstellt? 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft: Herr Kollege Kuhlwein, Ihre Argumenta- 
tion baut auf zwei gedanklichen Trugschlüssen auf. 
Der erste besteht darin, daß Sie die von 8,3 auf 8,2% 
gesunkene Quote von Arbeiterkindern unter den 
Studierenden mit einer vermeintlich gleichfalls ge- 
sunkenen Quote von Schülerinnen und Schülern, die 
Kinder von Arbeitern sind, auf den weiterführenden 
Schulen gleichsetzen. Dies ist ausweislich der Bilan- 
zen der Kultusminister nicht der Fall. Interessanter- 
weise gibt es die Friktionen dort, wo anschließend 
gefördert wird. Offenbar ist die Förderung nicht der 
entscheidende Punkt. Auf den Gymnasien — das wei- 
sen auch Ihre Kultusminister, also die der SPD, aus — 
haben wir noch nie eine so hohe Quote von Arbeiter- 
kindern gehabt wie jetzt. 

Der zweite Trugschluß ist der in Ihrer Frage — ich 
finde — unnötig anklingende persönliche Aspekt. Ich 
komme aus einer Familie, die die Finanzierung des 
Studiums von drei Söhnen eben nicht erbringen 
konnte, bei der die drei Söhne trotzdem allesamt stu- 
diert haben, weil sie nebenher massiv gearbeitet ha- 
ben. 

Ich finde es ganz gut, wenn es bei der Studienfinan- 
zierung jetzt diese Verbesserungen gibt. Deswegen 
halte ich es nicht für angemessen, wenn Sie sagen, 
jemand, der meine Position vertritt, müsse sich offen- 
bar nicht in die Situation von Arbeiterfamilien hinein- 
denken können. Ich unterstelle ja auch nicht, daß sich 
alle in Ihrer Fraktion nicht in ein Problem hineinden- 
ken können, das Sie anders lösen wollen als ich. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Abgeordneter Da- 
weke. Sie haben das Wort. 

Daweke (CDU/CSU): In diesem Zusammenhang, 
Herr Minister Möllemann: Wie beurteilen Sie das Ver- 
halten der von der SPD geführten Länder, die ja seit 
1982 einen erheblichen Anteil der BAföG-Mittel beim 
Schüler-BAföG gespart haben und die ebenso wie der 
Bund nicht ins Schüler-BAföG eingestiegen sind, also 
die ersparten Beträge hierfür auch nicht verwendet 
haben, wie es beispielsweise das Saarland getan hat, 
das statt Schüler-BAföG inzwischen ein Buch über- 
reicht? 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Ein Buch?) 

— Ja, das ist der Lohn der guten Tat. 

Die zweite Frage in dem Zusammenhang bezieht 
sich auf Schüler und Studierende an Abendgymna- 


sien und Kollegs. Wir alle erhalten zur Zeit ja Briefe. (C) 
Ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie das, was das 
Kabinett in diesem Zusammenhang heute morgen be- 
schlossen hat, auch noch kurz erläutern würden. Das 
ist für die Arbeit in unseren Wahlkreisen sehr wich- 
tig. 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft: Zunächst haben die Bundesländer alle- 
samt, aber in besonders auffälliger Weise die von der 
SPD regierten die durch die Beschlußfassung des Par- 
laments im Jahr 1989 frei werdenden Mittel, die sie 
zuvor anteilig zu einem Drittel aufgebracht hatten, 
nicht weiterhin für ein Schüler-BAföG verwandt. Da 
gibt es eine gewisse Diskrepanz zwischen Erklärun- 
gen hier und Praxis dort. 

(Kuhlwein [SPD]: Wo sind denn die zwei 
Drittel Bundesmittel hingeflossen?) 

Zweitens entspricht es einer gängigen Praxis — die 
ich nun permanent konstatiere — , daß wir von unse- 
ren sozialdemokratischen Kollegen hier gemahnt 
werden, mehr zu tun, daß sie aber dort, wo sie die 
Verantwortung für den Hochschulbereich tragen, das 
nicht unbedingt tun. So konnte man gestern hören 
und heute lesen, daß es Herr Schleußer, Finanzmini- 
ster des Landes Nordrhein-Westfalen, für absolut un- 
nötig hält, für die Sicherung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses an den Hochschulen mehr Mittel aufzu- 
wenden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört! — 

Pfeffermann [CDU/CSU]: So ist die Wahr- 
heit!) 

Ich hoffe sehr, daß die Bundesländer diesem Ent- (D) 
Wurf zustimmen; denn er bringt ja auch den Bundes- 
ländern Mehrkosten von über 200 Millionen DM. Ich 
wäre froh, wenn es hier einen Konsens geben 
könnte. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Auch künftig werden 
die Besucher des Abendgymnasiums oder des Kol- 
legs unabhängig vom Einkommen und Vermögen der 
Eltern Leistungen nach dem BAföG bekommen. Alle 
Gerüchte, die verbreitet worden sind — die Förde- 
rung auf dem zweiten Bildungsweg werde einge- 
schränkt —, sind unzutreffend. Im Gegenteil: Wir 
schließen bestimmte Bereiche des zweiten Bildungs- 
weges wie Berufsfachschulen und Fachoberschulen, 
die bislang nicht gefördert wurden, ausdrücklich in 
die Förderung ein, weil wir sagen: Es gibt halt junge 
Menschen, die ihre Begabungspotentiale erst zu 
einem späteren Zeitpunkt erkennen, gerade auch sol- 
che aus sozial schwachen Familien. Diese jungen 
Menschen wollen dann noch in diesen Bildungsbe- 
reich einsteigen. Ihnen muß Unterstützung gegeben 
werden. 

Vizepräsidentin Renger; Herr Abgeordneter Wet- 
zel. 

Wetzel (GRÜNE): Herr Minister, Sie geben mir Ge- 
legenheit, genau an diesem Punkt anzuknüpfen; er 
betrifft den zweiten Bildungsweg. 

Ich bin nicht Ihrer Auffassung, die Sie gerade geäu- 
ßert haben. Vielmehr denke ich, daß die vorgelegte 
BAföG-Novelle eine einschneidende Verschlechte- 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 166. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 18. Oktober 1989 


12561 


Wetzel 

(A) rung für die Absolventen und Absolventinnen von 
Kollegs und Abendgymnasien mit sich bringt; denn 
die elternunabhängige Förderung wird auf diejeni- 
gen Absolventinnen und Absolventen beschränkt, die 
bei Beginn des Studiums das 30. Lebensjahr vollendet 
haben oder vor Beginn des Studiums bereits fünf bzw. 
sechs Jahre berufstätig waren. Ich möchte wissen, wie 
die Bundesregierung diese ihre Auffassung begrün- 
det, wie sie diese Einschränkung im Bereich von För- 
derungsmaßnahmen für Absolventinnen und Absol- 
venten des zweiten Bildungsweges erklärt. 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft: Die Begründung hierfür liegt in der Gleich- 
behandlung von Studierenden des ersten und zwei- 
ten Bildungsweges. Ich bin froh, daß es darüber je- 
denfalls zwischen Regierungskoalition und SPD kei- 
nen Dissens gibt. Die Gesetzentwürfe sind da iden- 
tisch. Das kann ja nicht nur den erstgenannten Grund 
haben. Vielmehr bin ich sicher: aus Überzeugung 
identisch. 

Es geht darum, daß junge Menschen, die Abitur 
machen, gelegentlich sagen: Wir machen zunächst 
eine Lehre, um anschließend zu studieren. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Das ist sehr 
richtig!) 

Solche jungen Menschen, die das tun und damit in 
aller Regel keinen Fehler machen, werden auch künf- 
tig elternabhängig gefördert, d. h. wenn das Einkom- 
men des Vaters, der Mutter, der Eltern gemeinsam die 
Einkommensgrenzen übersteigt, die ich beschrieben 
habe, werden sie nicht gefördert. Liegt das Einkom- 

(B) men darunter, werden sie gefördert. Gleiches soll auf 
dem zweiten Bildungsweg angewandt werden. 

Nur machen wir eine Einschränkung und begünsti- 
gen damit den zweiten Bildungsweg. Wir sagen: 
Wenn junge Menschen nicht nur eine Lehre gemacht 
haben, sondern tatsächlich auch berufstätig waren 
— zusammen also sechs Jahre; drei oder dreieinhalb 
Jahre Lehre, zweieinhalb bis drei Jahre Berufstätig- 
keit; dann werden noch der Wehrdienst bzw. der Zi- 
vildienst und die Arbeitslosigkeitszeiten angerech- 
net — , waren sie so lange von zu Hause weg und 
unabhängig von den Eltern, daß man den Eltern 
schlecht abverlangen kann, eine weitere Ausbildung 
zu finanzieren. Das halte ich für vertretbar. Der zweite 
Bildungsweg meinte immer das Umsteigen von sei- 
nerzeit berufstätig gewesenen in diesen Bereich. Und 
Berufstätigkeit nur mit Lehre zu definieren, wird man 
vernünftigerweise nicht tun wollen. 

(Wetzel [GRÜNE]: Mein Akzent lag aber auf 
Elternabhängigkeit! ) 

— Ich sagte es gerade. Weil ich vorhin gesagt habe, 
man solle das nicht persönlich machen, nehmen wir 
einen x-beliebigen Fall. Nehmen wir an, die Tochter 
oder der Sohn eines meiner Kabinettskollegen würde 
eine Lehre machen und anschließend studieren wol- 
len, dann werden Sie doch nicht annehmen wollen, 
daß der Steuerzahler unseren Kindern, nur weil sie 
eine Lehre gemacht haben, BAföG bezahlen soll. 

Vizepräsidentin Renger: Darf ich daran erinnern, 
daß wir noch einen zweiten Punkt der Kabinettsbe- 
richterstattung zu behandeln haben, und bitten, die 


Fragen und auch die Antworten sehr kurz zu hal- (C) 
ten. 

Herr Kollege Kastning. 

Kastning (SPD): Ich werde es versuchen. — Immer 
wenn die Argumentation eng wird, Herr Minister, nei- 
gen Sie dazu, halbe Wahrheiten zu sagen; so vorhin 
mit dem Zitat des SPD-Landesfinanzministers. In ei- 
ner überregionalen Tageszeitung lese ich: 

Die Finanzminister von Bund und Ländern sehen 
trotz weiter steigender Studentenzahlen keinen 
Anlaß, mehr Geld in die Hochschulen und die 
Universitäten fließen zu lassen . . . 

(Jaunich [SPD]: Hört! Hört!) 

Mir ist nicht bekannt, daß — schön wäre es ja — die 
SPD in allen Ländern und auch noch im Bund den 
Finanzminister stellt. Ich frage Sie in Anknüpfung an 
Herrn Daweke: Wo hat denn der Bund, diese Bundes- 
regierung das eingesparte Geld aus dem Schüler- 
BAföG-Kahlschlag gelassen — wenn Sie schon Län- 
der fragen, was sie damit gemacht haben — ? Weiter 
frage ich: Darf ich in Zukunft — und wenn ich es nicht 
darf, bitte ich um eine ausführliche schriftliche Erläu- 
terung, warum nicht — sagen: Dieser Bildungsmini- 
sterbenutzt das Schüler-BAföG bzw. dessen Nichtein- 
führung als ein staatliches Steuerungsinstrument in 
der Bildungspolitik, statt es für die Verwirklichung 
gleicher Bildungschancen zu nutzen. 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft: Zunächst, Herr Kollege Kastning, ist ihre 
Aussage, daß es schön wäre, wenn die SPD alle Fi- 
nanzminister stellte, weniger als eine Halb Wahrheit. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU — 

Kastning [SPD]: „Schön"' ist immer relativ!) 

Zweitens. Ich habe mich auf einen Brief des Finanz- 
ministers von NRW, Schleußer, bezogen, der in dem 
von Ihnen soeben teilweise vorgelesenen Zeitungsar- 
tikel erwähnt wird. Der Bundesfinanzminister war an 
dieser Aktion nicht beteiligt. Das ist ein Irrtum dieser 
Zeitung. 

(Kastning [SPD]: Aber die Landesfinanzmini- 
ster offenbar!) 

— Das macht die Sache aber nicht besser. Ich will nur 
sagen: Indem wir hier als Koalition sagen, wir wollen 
das Schüler-BAföG in Gänze nicht wieder einführen, 
und das auch begründen, kritisiere ich doch nur die- 
jenigen, die hier im Bundestag sagen, wir müssen 
mehr tun, und es dort, wo sie die Verantwortung ha- 
ben, nicht tun. Verstehen Sie? Sie müssen sich an 
Ihrem eigenen Anspruch messen lassen, wenn sich 
Ihre eigene Partei nicht konsequent verhält. Ich habe 
ja nicht den Anspruch erhoben, daß wir demnächst 
das Schüler-BAföG wieder voll einführen. 

Der nächste Punkt: Ob Sie die Behauptung, die Sie 
anführten, künftig aufstellen dürfen? Ja, dürfen tun 
Sie es; nur nicht mit meiner Zustimmung. Sie ist 
falsch. Ich habe versucht, darzustellen, daß für die 
Frage, wieviel Kinder aus welchen Familien in die 
Gymnasien und die Realschulen gehen, offenkundig 
derzeit ein Schüler-BAföG nicht entscheidend zu sein 
scheint, nach der Tatsache zu urteilen, daß wir noch 
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(A) nie so viele Kinder auch aus diesen Familien — auch 
prozentual — auf weiterführenden Schulen hatten. Es 
gibt keinen Rückgang in diesem Bereich. Der Rück- 
gang von 0,1 % ergibt sich — das sagte ich bereits — 
im Bereich der Studierenden. Offenbar gibt es dort 
andere als materielle Motive. Denn die Studierenden 
kriegen ja BAföG. 

Also ich würde Sie schon bitten, sich auch gedank- 
lich ein bißchen mehr anzustrengen, Herr Kollege 
Kastning. Dann macht der Disput mehr Spaß. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: He! Hel — Paterna 
[SPD]: Geistiger Fallschirmjäger!) 

Vizepräsidentin Renger: Herr Kollege, ich muß dar- 
auf aufmerksam machen: Wir haben nur noch fünf 
Minuten für den nächsten Punkt. 

Kastning (SPD): Ich möchte darauf zumindest rea- 
gieren dürfen, indem ich sage: Ich finde das, was der 
Herr Minister soeben getan hat, ziemlich hochnäsig. 
Ich möchte ihn bitten, seine eigene Haushaltsrede 
durchzulesen; dort hat er nämlich genau das Schüler- 
BAföG unmißverständlich als Steuerungsinstrument 
beschrieben. Ich möchte das zurückweisen dürfen, 
was soeben gesagt worden ist, Frau Präsidentin. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Es ist nicht Sache der 
Minister, hier zu belehren!) 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft: Herr Kollege Kastning, ich habe in meiner 
früheren Zeit als eine der aktiven Sportarten, die ich 
betrieben habe, das Boxen betrieben. Ich mag Leute 
nicht leiden, die einem vor den Latz knallen und, 
wenn sie einen zurückbekommen, dann weinen. Sie 
haben gerade ausgeteilt, jetzt haben Sie einen zu- 
rückbekommen, so ist das nun mal, 

Vizepräsidentin Renger: Frau Odendahl, noch eine 
kurze Frage, bitte schön. Ich darf dann auch um eine 
kurze Antwort bitten. 

Frau Odendahl (SPD): Herr Minister, ich weiß nicht, 
ob Sie Frauen als Boxpartner akzeptieren, aber nach- 
dem Ihre Antwort nicht ganz klar war, frage ich Sie 
noch einmal mit aller Deutlichkeit: Wollen Sie BAföG 
in Zukunft zu einem bildungspolitischen Steuerungs- 
instrument machen, ja oder nein? 

Möllemann, Bundesminister für Bildung und Wis- 
senschaft: Ich werde BAföG weiterhin als bildungspo- 
litisches Steuerungsinstrument zum Ausgleich von 
Benachteiligungen einsetzen, wie das dieses Gesetz 
in hervorragender Weise tut. Es fördert Jugendliche 
besonders nachdrücklich, die aus einkommenschwa- 
chen Familien kommen. 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
ich komme jetzt zum nächsten Punkt aus der Kabinett- 
sitzung: befristete Gebührenermäßigung für Postpa- 
kete nach der Volksrepublik Polen. Hierzu hat sich 
bereits Herr Abgeordneter Börnsen gemeldet. Bitte, 
Sie haben das Wort. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Entschuldigung, Frau 
Präsidentin, ich dachte, wir würden einen kurzen ein- 
leitenden Bericht bekommen. 


Vizepräsidentin Renger: Der Herr Postminister ist (C) 
selbst zur Beantwortung bereit. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Bundesminister, 
es soll ab 1. November 1989 eine Befreiung der nach 
Polen zu schickenden Pakete von der Postgebühr vor- 
genommen werden. Dieses wird von uns grundsätz- 
lich anerkannt und begrüßt, nicht zuletzt weil es auch 
über die Arbeiterwohlfahrt auf unsere Initiative si- 
cherlich mit zurückzuführen ist. Aber meinen Sie 
nicht, daß die Tatsache, daß die ersten Anregungen 
auf den August dieses Jahres zurückzuführen sind, 
während das erst zum 1. Dezember eingerichtet wer- 
den soll, darauf hinweist, daß man sich im Postmini- 
sterium und in der Bundesregierung sehr viel Zeit 
genommen hat, um sich diesem Sachverhalt zu stel- 
len, und daß es auch heute nicht nachvollziehbar ist, 
daß erst zum 1. Dezember, nicht aber zum 1. Novem- 
ber diese Befreiung vorgenommen werden soll? 

Vizepräsidentin Renger: Herr Bundesminister, bitte 
sehr. 

Dr, Schwarz-Schilling, Bundesminister für Post- und 
Telekommunikation: Herr Kollege Börnsen, ich muß 
Sie hier korrigieren: Die Regelung beginnt am 1. No- 
vember und wird bis zum 31. März dauern. Wir haben 
mit diesen fünf Monaten extra die gesamte Winterzeit 
einbezogen, weil sich gerade durch die Witterungs- 
verhältnisse, wie wir das aus den früheren Jahren 
kennen, besondere Schwierigkeiten bei der Bevölke- 
rung ergeben. Wir wollten dafür Sorge tragen, daß 
diese Regelung noch einen erheblichen Zeitraum 
über die Weihnachtszeit hinaus Gültigkeit hat. Es 
stand zunächst nur eine Zeit von drei Monaten zur 
Debatte, und wir haben sie auf fünf Monate ausge- 
dehnt; es beginnt am 1. November 1989. 

Vizepräsidentin Renger: Haben Sie noch eine 
Nachfrage? — Bitte. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Nein. Aber um solche 
Mißverständnisse zu klären, möchte ich Sie bitten, die 
entsprechenden Pressemeldungen, die heute über 
den Ticker gelaufen sind, zu korrigieren. Danach ist es 
der 1. Dezember. 

Dr. Schwarz-Schilling, Bundesminister für Post- und 
Telekommunikation: Ich bedanke mich für diesen 
Hinweis. Ich werde das unverzüglich tun. Ich sage 
Ihnen nur: Es ist heute im Kabinett so beschlossen 
worden, wie ich es eben gesagt habe. 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Minister, hätten Sie 
die Freundlichkeit, darüber hinaus noch ein paar Eck- 
daten über das bekanntzugeben, was Sie nun eigent- 
lich beschlossen haben, wenn schon die erste Informa- 
tion über die Presse nicht stimmt, wie wir eben fest- 
gestellt haben, und würden Sie — ich fürchte, daß die 
Zeit knapp ist — noch ein herzliches Dankeschön da- 
für entgegennehmen, daß die Dinge zum Laufen ge- 
bracht werden? Ich finde, daß diese Maßnahmen der 
Bundesregierung in erfreulichem Gegensatz zu dem 
steht, was ich in diesen Tagen auf anderem Sektor in 
der Zeitung lese. Hier wird die Möglichkeit zur Hilfe 
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Pfeffermann 

(A) von Menschen für Menschen eröffnet, während ich 
gerade heute mit Bedauernis in einer anderen Zeitung 
lese, daß sich der Ministerpräsident aus Nordrhein- 
Westfalen vor seinen Landesminister in der Diskus- 
sion um den Wohnungsmarkt gestellt hat, wo es 
darum geht, daß herausgestellt wird, daß dort Aus- 
siedler und Umsiedler nicht in ungewöhnlicher Weise 
gegenüber Einheimischen bevorzugt würden. Wäh- 
rend hier das soziale Klima belastet wird, tut die Bun- 
desregierung auf einem anderen Sektor erfreulicher- 
weise etwas, um den Menschen die Möglichkeit zur 
Hilfe zu ermöglichen. Wie das aussieht, würde ich 
jetzt ganz gern mal etwas präziser erfahren, Herr Mi- 
nister. 


Dr. Schwarz-Schilling, Bundesminister für Post- und 
Telekommunikation; Ich darf mit Genehmigung der 
Präsidentin auf einige Punkte eingehen. Es trifft zu, 
was Kollege Börnsen gesagt hat, daß das Postministe- 
rium von verschiedenen Hilfsorganisationen — wobei 
ich nicht alle Hilfsorganisationen nennen möchte; es 
sind weit mehr, als hier eben genannt wurden — und 
vor allen Dingen aus weiten Kreisen der Bevölkerung 
darauf hingewiesen wurde: Bitte helft doch! Wir wol- 
len einen Beitrag für die schwierige Situation in Polen 
leisten. — Das war etwa seit August/September. 

Im Unterschied zu der früheren Aktion im Jahre 
1982 haben wir keine volle Gebührenbefreiung vor- 
genommen, sondern wir haben die Befreiung für den 
Anteil vorgenommen, den die Deutsche Bundespost 
nach den internationalen Vereinbarungen für sich be- 
anspruchen kann. Das sieht so aus, daß bei einem 
Paket zwischen 10 und 15 kg, für das jemand 

40.40 DM zu bezahlen hätte, er den der Bundespost 
zustehenden Anteil von 17 DM jetzt nicht zu bezahlen 
hat. Nach den internationalen Vereinbarungen müs- 
sen wir weiterhin für den Durchgang an die DDR 
6 DM und als Endvergütungsanteil an Polen, weil dort 
die Hauptarbeit der Verteilung geschieht, 17,40 DM 
bezahlen. Wir haben aber an die polnische Regierung 
das Ersuchen gestellt, ebenfalls daran zu denken, eine 
Befreiung vorzunehmen. Wir verzichten also auf un- 
seren Anteil, mit der Konsequenz, daß ein solches 
Paket nicht mehr 40,40 DM, sondern nur noch 

23.40 DM an Porto kostet. 

Wir haben festgestellt, daß auf Grund der Aktion 
1982 bei der vollständigen Gebührenbefreiung etwa 
eine Verzehnfachung des Paketaufkommens entstan- 
den ist. Wir nehmen an, daß es diesmal nicht in der 
gleichen Größenordnung sein wird; aber es wird etwa 
in der Größenordnung des fünf- bis sechsfachen Volu- 
mens gegenüber den bisherigen Zahlen sein. 

Diese Zahlen sind beachtlich. Sie wissen — das 
möchte ich hier einmal kurz sagen — : Im Jahre 1988 
sind rund 970 000 Postpakete von der deutschen Be- 
völkerung an Polen versandt worden. Nun kam in die- 
sem Jahr eine Gebührenerhöhung hinzu, so daß es für 
den Postkunden jetzt besonders hart gewesen wäre, 
bei der besonderen Situation die hohen Kosten zu tra- 
gen. 

Nach unseren Berechnungen wird es in dem Zeit- 
raum von fünf Monaten einen Gebührenausfall von 
etwa 30 Millionen DM geben. Nach der Haushaltsord- 
nung und nach den internationalen Vereinbarungen 


darf die Bundespost auf einen solchen Gebührenaus- (C) 
fall nicht verzichten. Deswegen waren entsprechende 
Abstimmungsgespräche mit dem Auswärtigen Amt 
und mit dem Finanzminister erforderlich, aus welchen 
Titeln und mit welchem Abrechnungsmodus eine Er- 
stattung erfolgt. Das ist dann innerhalb von sechs 
Wochen zu einer zufriedenstellenden Klärung geführt 
worden, so daß wir ab 1. November mit dieser Gebüh- 
renermäßigung beginnen können. 

Vizepräsidentin Renger: Letzte Frage zu diesem 
Thema, Frau Faße. 

Frau Faße (SPD): Herr Minister, stimmen Sie mir zu, 
daß es nicht alleine um Geschenkpakete zu Weih- 
nachten gehen kann, auch nicht alleine nur darum, 
Kleidungsstücke zu schicken, sondern daß wir es zur 
Zeit in Polen auch mit hungernden Menschen zu tun 
haben? Von daher meine Frage: Sind Sie bereit, die 
Befristung, die Sie jetzt vorgenommen haben, gege- 
benenfalls zu verlängern? 

Dr. Schwarz-Schilling, Bundesminister für Post und 
Telekommunikation: Um nicht vor diese Notwendig- 
keit gestellt zu werden, habe ich hart dafür plädiert, 
daß wir eine Zeitspanne nicht nur von drei Monaten, 
sondern von fünf Monaten nehmen. Ich kann nur je- 
den dazu auff ordern, dieses innerhalb der fünf Mo- 
nate zu nutzen. Es ist nicht so, daß nach diesen fünf 
Monaten nichts mehr geschickt werden könnte, son- 
dern es ist nun ein Vorzug, dieses zu einem besonders 
günstigen Preis zu tun. Es ist also im Grunde genom- 
men ein zusätzlicher Appell an die Bevölkerung, Pa- 
kete nach Polen zu verschicken. Auf Grund des bishe- 
rigen Volumens ist aber ersichtlich, daß auch jetzt 
schon sehr stark davon Gebrauch gemacht wird, so 
daß wir davon ausgehen können, daß auch über die 
Zeit der Gebührenermäßigung hinaus Pakete in er- 
heblicher Anzahl nach Polen verschickt werden. 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
damit ist die für die Befragung der Bundesregierung 
vorgesehene Zeit abgelaufen. Ich beende die Befra- 
gung der Bundesregierung. 

Wir kommen jetzt zum Tagesordnungspunkt 2; 

Fragestunde 

— Drucksache 11/5381 — 

Meine Damen und Herren, ich rufe den Geschäfts- 
bereich des Bundesministers des Innern auf. 

Die Fragen 1 und 2 des Abgeordneten Dr. Ehmke 
(Bonn) werden auf Wunsch des Fragestellers schrift- 
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen auf. Herr Staatssekre- 
tär Dr. Priesnitz steht zur Beantwortung zur Verfü- 
gung. 

Es handelt sich um die Fragen 3 und 4 des Abgeord- 
neten Oostergetelo. Er ist nicht im Saal; es wird ver- 
fahren, wie in der Geschäftsordnung vorgesehen. — 
Danke schön, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit auf. 
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Vizepräsidentin Renger 

(A) Die Frage 5 des Abgeordneten Wüppesahl wird auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau auf. Die 
Frage 6 des Abgeordneten Catenhusen wird auf 
Grund von Nr. 2 Abs. 2 der Richtlinien schriftlich be« 
antwortet. Die Antwort wird als Anlage ab gedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft auf. Die Fragen 7 und 8 
des Abgeordneten Müller (Wesseling) werden auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen ab gedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Post und Telekommunikation auf. Der Parlamen- 
tarische Staatssekretär Rawe steht zur Beantwortung 
zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 48 des Herrn Abgeordneten Börnsen 
(Ritterhude) auf: 

Warum wird bei der Erfassung der Arbeitsbedingungen der 
bei der Deutschen Bundespost Beschäftigten der Schicht- und 
Nachtdienst erfaßt, aber schwere körperliche Tätigkeit und Bild- 
schirmarbeit beispielsweise nicht? 

Bitte schön. 

Rawe, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Post und Telekommunikation: Herr Kollege Börnsen, 
die Arbeitsbedingungen der bei der Deutschen Bun- 
despost Beschäftigten werden im Sinne statistisch 
verwertbarer Daten nicht erfaßt. Aber Sie wissen so 
gut wie ich, daß die Erfüllung des Dienstleistungsauf- 
trages Nachtarbeit und Einsätze in Schichtarbeit er- 
fordert, wobei im Betriebsdienst in vielen Fällen auch 
schwere körperliche Arbeiten zu leisten sind. 

Ausgleichsansprüche dafür erwachsen ausschließ- 
lich auf Grund gesetzlicher oder tarifrechtlicher Rege- 
lungen, wenn die im einzelnen festgelegten Kriterien 
erfüllt sind. Um diese Anspruchsvoraussetzungen der 
Beschäftigten feststellen zu können, werden die dazu 
erforderlichen Daten formblattmäßig erhoben und 
verarbeitet. 

Bezüglich der Bildschirmarbeit ist anzumerken, daß 
auf Grund des Tarifvertrages Nr. 366 die Beschäftig- 
ten regelmäßig augenärztlich untersucht und gegebe- 
nenfalls mit entsprechenden Sehhilfen ausgestattet 
werden. Darüber hinaus werden ihnen tarifvertrag- 
lich zusätzlich bezahlte Kurzpausen gewährt, so daß 
es auch da einer zusätzlichen Erfassung nicht be- 
darf. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, bitte, Herr 
Kollege. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Wenn Sie erlauben, 
Herr Staatssekretär, werde ich die Zusatzfrage in Zu- 
sammenhang mit der Frage 49 stellen. 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe die Frage 49 des 
Abgeordneten Börnsen (Ritterhude) auf: 

Ist es mit dem Datenschutz vereinbar, daß Daten über die Per- 
sonalausfälle bei der Deutschen Bundespost an den Bundes- 
rechnungshof weitergegeben werden? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Börnsen, 

personenbezogene Daten über die Personalausfälle 


bei der Deutschen Bundespost werden dem Bundes- (C) 
rechnungshof gemäß § 95 der Bundeshaushaltsord- 
nung übermittelt. Nach § 95 der Bundeshaushaltsord- 
nung sind Unterlagen, die der Bundesrechnungshof 
zur Erfüllung seiner Aufgaben für erforderlich hält, 
ihm auf Verlangen innerhalb einer bestimmten Frist 
zu übersenden oder seinen Beauftragten vorzulegen. 

Dem Bundesrechnungshof und seinen Beauftragten 
sind die erbetenen Auskünfte also zu erteilen. 

Diese Vorschrift geht als bereichsspezifische Vor- 
schrift gemäß § 45 des Bundesdatenschutzgesetzes 
den Übermittlungsvorschriften des § 24 dieses Geset- 
zes vor und rechtfertigt so die Übermittlung der Daten 
an den Bundesrechnungshof. Aber auch nach den 
Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes in § 24 
wäre eine Übermittlung personenbezogener Daten an 
den Bundesrechnungshof gerechtfertigt. 

Im übrigen hat das Bundespostministerium — par- 
don, Frau Präsidentin, ich muß jetzt natürlich die neue 
Bezeichnung verwenden: das Bundesministerium für 
Post und Telekommunikation — mit Verfügung vom 
4. Oktober 1989 die Oberpostdirektionen davon infor- 
miert, daß nicht vorgesehen sei, daß die für den Bun- 
desrechnungshof erstellten Erhebungsblätter ander- 
weitig verwendet werden dürfen, und ausdrücklich 
Anweisung erteilt, daß gegebenenfalls noch vorhan- 
dene Doppel zu vernichten sind. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge- 
ordneter Börnsen. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Staatssekretär, 
was hat denn den Bundesrechnungshof wann veran- 
laßt, solche Daten über Personalausfälle bei der Bun- (^) 
despost einzufordern, und, auf Ihre letzte Mitteilung 
bezogen, wie konnte denn der Eindruck entstehen, 
daß dies nicht nur für den Bundesrechnungshof zu- 
sammenhängende Daten seien, sondern sie einer 
Auswertung Dritter ebenfalls zugeführt werden kön- 
nen? Wenn dieser Eindruck nicht entstanden wäre, 
hätten Sie diese Mitteilung am 4. Oktober an die 
OPDs nicht zu machen brauchen. 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Börnsen, 

Sie wissen, daß gerade, wenn es um Datenschutz 
geht, vielerseits Argwohn entsteht. Ich kann im ein- 
zelnen nicht beurteilen, woraus dieser Argwohn ent- 
standen ist. Ich habe Ihnen wahrheitsgemäß berichtet, 
wie die Sachlage ist. Wir haben auch alles getan, um 
zu vermeiden, daß hier ein falscher Eindruck ent- 
steht. 

Vizepräsidentin Renger: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Börnsen. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Ich hatte, Entschuldi- 
gung, Herr Staatssekretär, zu Anfang gefragt, was 
den Bundesrechnungshof veranlaßt habe, diese Da- 
tensammlung anzufordern. 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Das kann ich Ihnen 
nicht sagen. Ich will aber gerne im Hause Nachfrage 
halten, ob wir den Bundesrechnungshof dazu noch 
einmal um Auskunft gebeten haben. Dann stelle ich 
Ihnen diese Auskunft selbstverständlich zur Verfü- 
gung. Es ist das Recht des Bundesrechnungshofs, 
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Pari. Staatssekretär Rawe 

(A) diese Anfragen bei uns einzufordern, und dann haben 
wir sie zu geben. 

Vizepräsidentin Renger: Noch eine Zusatzfrage. 
Bitte, Herr Abgeordneter. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Staatssekretär, ist 
der Personalrat hier mit einbezogen gewesen? Wenn 
es sich um einen solchen sensiblen Tatbestand han- 
delt, der in die Datenschutzproblematik hineinragt, 
wäre das sicherlich zu überlegen. 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Nein. Wenn die Daten- 
Schutzproblematik tatsächlich betroffen gewesen 
wäre, hätten wir den Personalrat sicherlich einge- 
schaltet. Ich habe Ihnen gerade dargetan, daß er das 
nicht ist, denn auch der Bundesrechnungshof darf 
diese Daten nicht entgegen den Vorschriften des Bun- 
desdatenschutzgesetzes gebrauchen. 

Vizepräsidentin Renger: Sie haben noch eine Frage. 
Bitte. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Dann möchte ich Sie 
fragen, Herr Staatssekretär: Hat es im Bereich der 
Oberpostdirektionen denn Doppel gegeben? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Börnsen, 
ich muß das wie Sie vermuten. Aus diesem guten 
Grunde haben wir die Anweisung erteilt, daß sie zu 
vernichten seien. Ich kann es im einzelnen nicht bele- 
gen. 

Vizepräsidentin Renger: Frau Abgeordnete Faße. 

(B) 

Frau Faße (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
nicht bekannt, daß die Untersuchung des Bundes- 
rechnungshofes erfolgt ist, weil die Fehltage bei der 
Post im letzten Jahr massiv gestiegen sind? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Entschuldigung, Frau 
Faße, ich muß nicht Motivforschung bezüglich der 
Gründe des Rechnungshofs betreiben. 

Vizepräsidentin Renger: Sie haben noch eine Zu- 
satzfrage, Frau Kollegin. 

Frau Faße (SPD): Dann will ich mich darauf bezie- 
hen, daß Sie bei den vorherigen Antworten gesagt 
haben, daß Sie Arbeit am Bildschirm als eine beson- 
dere Belastung ansehen, sonst würden die Untersu- 
chungen ja nicht stattfinden. Ich frage Sie: Kann ein 
Ministerium nicht Einfluß darauf nehmen und, wenn 
es um die Definition schwerer Arbeit geht, bei Frage- 
bögen des Bundesrechnungshofs sagen, Bildschirm- 
arbeit müßte mit aufgenommen werden? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Der Bundesrechnungs- 
hof soll eigentlich die Bundesregierung kontrollieren. 
Ich sehe wirklich nicht ein, warum wir nun noch die 
Fragen des Bundesrechnungshofs richtig stellen sol- 
len. 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe Frage 50 auf 
— Frau Faße, Sie sind schon wieder dran — : 

Warum werden durch den Bundesrechnungshof bei der Erfas- 
sung der im Ermittlungszeitraum erkrankten Beschäftigten bei 
der Deutschen Bundespost jeweils neben dem Namen und dem 


Vornamen auch die Nationalität, der Familienstand und die (C) 
Anzahl der nach dem 3 1 . Dezember 1979 geborenen Kinder ver- 
merkt? 

Herr Staatssekretär, bitte sehr. 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin Faße, 
wenn Sie einverstanden sind, möchte ich beide Fra- 
gen im Zusammenhang beantworten. 

(Frau Faße [SPD]: Ja!) 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe dann auch 
Frage 51 der Frau Abgeordneten Faße auf: 

Warum werden bei der Erfassung der Krankentage der bei 
der Deutschen Bundespost Beschäftigten zusätzlich die Kran- 
kentage, die u. a. durch Mutterschutz und Schwangerschaft be- 
dingt sind, und der Krankheitsbeginn, u. a. vor, nach und wäh- 
rend des Urlaubes oder Sonderurlaubes festgehalten? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Der Bundesrechnungs- 
hof hat gemäß § 88 der Bundeshaushaltsordnung den 
gesetzlichen Auftrag, die gesamte Haushalts- und 
Wirtschaftsführung des Bundes einschließlich seiner 
Sondervermögen zu prüfen. Unterlagen und Aus- 
künfte, die der Bundesrechnungshof zur Erfüllung 
seiner Aufgaben für erforderlich hält, sind ihm auf 
Verlangen zur Verfügung zu stellen oder seinen Be- 
auftragten vorzulegen. Wegen der vom Gesetzgeber 
gewährleisteten Unabhängigkeit des Bundesrech- 
nungshofs bei der Prüfung der Haushalts- und Wirt- 
schaftsführung des Bundes sieht die Bundesregierung 
keine Möglichkeit, zu Art und Inhalt des Prüfungsver- 
fahrens kritisch Stellung zu nehmen. Dessenungeach- 
tet hat die Bundesregierung dem Bundesrechnungs- 
hof von Ihren Anfragen Kenntnis gegeben. 

Sämtliche — dies zu Frage 51 — aufkommenden (oj 
Ausfalltage müssen aus verschiedenen Gründen, z. B. 
wegen der Vertreterberechnung, wegen der Personal- 
ansatzsteuerung, erfaßt werden. Deshalb werden ne- 
ben den Ausfalltagen infolge von Erkrankungen auch 
solche wegen Mutterschutz bzw. Schwangerschaften 
und Entbindungen bzw. Kuren und Nachkuren erfaßt. 

Bei der Berechnung des Krankenstandes werden von 
den Gesamttagen aber die Tage infolge Mutterschutz 
bzw. Schwangerschaft und Entbindung abgezogen. 

Der Krankenstand ist also nur das Verhältnis der Aus- 
falltage der echten Erkrankungen zu den Bestandsta- 
gen. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Frau Abge- 
ordnete. 

Frau Faße (SPD): Würden Sie meine Vermutung 
bestätigen, daß, wenn ich von dem Gesamtprozent- 
satz 3 Punkte abziehe — das betrifft den Urlaub nach 
dem Mutterschutz — , ich einen Faktor bekomme, der 
in alle statistischen Unterlagen eingeht und aus dem 
eventuell Folgerungen gezogen werden können? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Folgerungen können 
Sie aus allen möglichen Überlegungen ziehen. Ich 
habe Ihnen gerade dargestellt, wie wir die Ausfalltage 
berechnen. 

Vizepräsidentin Renger: Weitere Zusatzfrage, bitte, 

Frau Kollegin. 

Frau Faße (SPD): Sie haben also durchaus nachge- 
fragt, was mit den Zahlen gemacht wird, die sich aus 
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Frau Faße 

(A) Mutterschaftsurlaub und Schwangerschaft ergeben, 
Haben Sie vielleicht auch nachgefragt, warum der 
Bundesrechnungshof nach Nationalitäten fragt und 
warum er nach Familienstand und nach der Anzahl 
der nach dem 31. Dezember 1979 geborenen Kinder 
fragt? Wenn Sie beim zweiten Fragenkomplex nach- 
gefragt haben, haben Sie das vielleicht auch beim 
ersten gemacht. 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin Faße, ich 
habe Ihnen gesagt, wir haben Ihre Anfrage dem Bun- 
desrechnungshof mitgeteilt. Ich weiß jetzt nicht aus 
dem Kopf, wie detailliert der Bundesrechnungshof 
darauf geantwortet hat. Aber ich stelle Ihnen diese 
Antwort des Bundesrechnungshofs selbstverständlich 
gerne zur Einsicht zur Verfügung. 

Vizepräsidentin Renger: Eine weitere Zusatzfrage. 
Sie haben noch zwei Fragen. 

Frau Faße (SPD): Ich möchte fragen, wie sich die 
Post auf die Auswertungsergebnisse, die ganz an- 
onym sein werden, einstellt. Denn es könnte beispiels- 
weise herauskommen, daß junge Frauen mit Kindern 
hohe Fehlzeiten haben. Das ist so ein mögliches Er- 
gebnis. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das entspricht 
auch der Lebenserfahrung!) 

Würden Sie sagen, die Post wirft das Ganze in den 
Papierkorb, oder ziehen Sie daraus Schlußfolgerun- 
gen? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin Faße, Sie 
haben danach gefragt, wie der Bundesrechnungshof 
diese Angaben auswertet. Wir haben nicht vor, sie 
auszuwerten. 

Vizepräsidentin Renger: Er wird sich wundern. 

Herr Abgeordneter Börnsen. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wären Sie bereit, wenn die Bundesregierung dem 
Bundesrechnungshof von den Fragen des heutigen 
Tages bereits Kenntnis gegeben hat, dem Bundes- 
rechnungshof auch mitzuteilen, daß dem Parlament 
durch die Form der Fragestellung, u. a. nach Nationa- 
lität oder nach Schwangerschaften, zumindest Miß- 
verständnisse ermöglicht worden sind und daß diese 
Mißverständnisse, die bei uns erzeugt werden, bei 
den betroffenen Arbeitnehmern dazu führen können, 
daß dort die Furcht entsteht, als würde das Auswir- 
kungen auf ihre Personalbeurteilung haben? 

Rawe, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Börnsen, 
ich will Ihnen ganz offen sagen, daß ich das nicht tun 
werde. Ich will Ihnen auch sagen, warum. Ich habe 
vorhin schon auf die Aufgabenteilung zwischen Bun- 
desrechnungshof und Bundesregierung hingewiesen. 
Ich will gar nicht verhehlen, daß ich mich manchmal 
sehr darüber wundere, wie sehr über den Auftrag hin- 
aus, den der Bundesrechnungshof eigentlich hat, die- 
ses Parlament dem Bundesrechnungshof Zusatzauf- 
träge gibt. Als Regierung möchte ich mich daran nicht 
beteiligen. 


Vizepräsidentin Renger: Haben Sie noch eine Zu- (C) 
satzfrage? 

(Börnsen [Ritterhude] [SPD]: Nein!) 

— Das ist nicht der Fall. — Danke schön, Herr Staats- 
sekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Finanzen auf. Herr Parlamentarischer Staatsse- 
kretär Dr. Voss steht zur Beantwortung zur Verfü- 
gung. 

Ich rufe die Frage 19 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Daniels (Regensburg) auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Verkauf der wegen 
Umweltbelastung geschlossenen Kohlekraftwerke Barbara 1 
und 2 aus Bexbach, Saarland, an eine Firma in Indien, und kann 
sie bestätigen, daß der Kaufpreis wesentlich über dem Schrott- 
wert von 1,5 Mio. DM lag? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Danke schön, Frau Präsidentin. 

Herr Kollege Dr. Daniels, ein Weiterbetrieb des 
Kraftwerks in der Bundesrepublik Deutschland hätte 
vorausgesetzt, daß das Kraftwerk mit Rauchgasreini- 
gungsanlagen ausgestattet wurde. Das schied aus 
wirtschaftlichen Gründen aus. Deshalb bot sich eine 
Veräußerung der Teile an, deren wirtschaftliche Ver- 
wendung in Indien noch sinnvoll war. Hierfür konnte 
ein Verkaufspreis erzielt werden, der über 1,5 Millio- 
nen lag. 

Welche Umweltschutzbestimmungen für das Kraft- 
werk bei einem Weiterbetrieb in Indien gelten und in 
welcher Form die übernommenen Anlagen dort be- 
trieben werden, ist der Saarbergwerke AG nicht be- pj 
kannt. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge- 
ordneter Daniels. 

Dr. Danieis (Regensburg) (GRÜNE): Da es sich hier 
um einen umweltpolitischen Skandal erster Ordnung 
handelt — ein Kohlekraftwerk, das hier nicht mehr 
genehmigungsfähig ist, wird nach Indien expor- 
tiert — , wollte ich die Bundesregierung fragen, ob sie 
die indische Seite über die Probleme, die mit dieser 
Anlage verbunden sind, zumindest informiert hat und 
ob sie Schritte unternommen hat, einen solchen Ver- 
kauf zu unterbinden, da der Bund an der Saarberg- 
werke AG mehrheitlich beteiligt ist. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Sie können davon 
ausgehen, Herr Kollege, daß sich die indische Regie- 
rung über die Problematik, die mit dem Betreiben 
eines derartigen Kohlekraftwerks verbunden ist, im 
klaren ist. Es hat ja Bestrebungen gegeben, hier die 
notwendigen Entschwefelungsanlagen und die 
Rauchgasreinigungsanlagen einzubauen. Nur hätte 
das vorausgesetzt, daß die indische Regierung bereit 
gewesen wäre, die Finanzhilfemittel, die ihr zur Ver- 
fügung stehen, hierfür abzuzweigen, und dazu war 
die indische Regierung nicht bereit. 

Auf Grund dieses Umstands ist es halt nicht zu dem 
Ergebnis gekommen, das durchaus wünschenswert 
gewesen wäre. 

Vizepräsidentin Renger: Zweite Zusatzfrage. 
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(A) Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Sie halten den 
Verkauf also für akzeptabel. Sie haben gesagt: über 
1,5 Millionen DM. Ich möchte ganz konkret wissen: 
Wie sah denn nun der Verkaufspreis aus? An wen 
konkret ist denn verkauft worden? 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär: Sie wissen, Herr Kol- 
lege, daß hier eine Essener Firma eingeschaltet gewe- 
sen ist. Sie hat von der Saarbergwerke AG das Recht 
erworben, das Kraftwerk zu demontieren und die 
noch verwertbaren Teile in Indien zu verwerten. 

Nach meiner Kenntnis ist es so, daß nicht alle Teile 
in Indien wiederverwertbar sind, so daß es auch aus 
diesem Grunde durchaus denkbar erscheint, daß die 
Umweltschutzmaßnahmen, die wünschenswert sind, 
in Indien auf diese Weise ergriffen werden müssen. 
Aber darüber ist Definitives zur Zeit nicht bekannt. 

Vizepräsidentin Renger: Die Frage 20 des Abgeord- 
neten Uldall wird auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Danke schön, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft auf. Herr Parlamentarischer Staatsse- 
kretär Dr. Riedl steht zur Beantwortung zur Verfü- 
gung. 

Ich rufe die Frage 21 des Herrn Abgeordneten Ur- 
baniak auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die italienische 
Regierung zu veranlassen, beim Stahlkodex die Auflagen des 
EG-Ministerrates vom Dezember 1988 zur Produktionsreduzie- 

(B) rung einzuhalten? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Riedl, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Abgeordneter, es ist Aufgabe der 
EG-Kommission, die Einhaltung ihrer auf Grund des 
Beschlusses des Ministerrats vom 21. Dezember 1988 
erteilten Genehmigung zu überwachen. Die Kommis- 
sion hat den Ministerrat bei seiner Tagung am 
26. September dieses Jahres darüber unterrichtet, daß 
Italien die meisten der in der Genehmigung verlang- 
ten Stillegungen und Veräußerungen von Anlagen 
zur Stahlherstellung durchgeführt hat bzw. fristge- 
recht durchführen wird. 

Für vier Anlagen hat Italien allerdings Fristverlän- 
gerung beantragt. Für drei dieser Anlagen konnte ein 
neuer akzeptabler Stillegungszeitpunkt gefunden 
werden, nicht aber für das Hochofenwerk und das 
Stahlwerk in Bagnoli. Die Kommission und elf Mit- 
gliedstaaten wären mit Rücksicht auf die gute Stahl- 
konjunktur bereit, eine Verschiebung des Schlie- 
ßungstermins vom 30. Juni 1989 auf den 31. März 
1990 zu akzeptieren. 

Italien, das zunächst eine Verschiebung bis zum 
30. Juni 1990 verlangt hatte — also drei Monate län- 
ger — , war demgegenüber nicht bereit, überhaupt ei- 
nen festen Schließungstermin zu akzeptieren. Das 
Problem wird vom Industrieministerrat deshalb weiter 
behandelt. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge- 
ordneter Urbaniak. 


Urbanlak (SPD): Herr Staatssekretär, wie hoch (C) 
schätzt die Bundesregierung die Chance ein, daß die 
im Kodex festgelegten Stillegungstermine auch tat- 
sächlich eingehalten werden? Wenn man einen Kodex 
vereinbart, an den alle Mitgliedstaaten gebunden 
sind, kann ja nicht einer ausscheren. 

Welche Möglichkeiten hat also die Bundesregie- 
rung, mit dazu beizutragen, daß der Kodex mit den 
vereinbarten Terminen auch eingehalten wird? 

Dr. Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
zunächst muß ich Ihnen sagen, daß die Bundesregie- 
rung, so wie Sie es ausgedrückt haben, natürlich 
schon auch im Interesse der Wettbewerbsfähigkeit 
der eigenen Stahlindustrie an der strikten Einhaltung 
dieses Kodex' absolut interessiert ist. 

Wegen der italienischen Weigerung, die Flüssig- 
phase in Bagnoli bis zum 31. März 1990 zu schließen, 
hat die Kommission — dies ist z. B. ein Beitrag zur 
Einhaltung dieses Kodex' — noch keine Zahlung aus 
der im Dezember genehmigten Beihilfe freigegeben. 

Da ist also kein Geld geflossen. Die Kommission hat 
auch — das ist ganz wesentlich — angekündigt, ge- 
gen Italien ein Vertragsverletzungsverfahren einzu- 
leiten, wenn Italien die Entscheidung vom Dezember 
1988 nicht respektiert. Herr Abgeordneter, das Ein- 
halten dieses Kodex' wird also mit allen zur Verfü- 
gung stehenden rechtlichen Mitteln — ich sage es 
einmal so — erzwungen werden. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage. 

Urbaniak (SPD): Nun gibt es ja, wie Sie ausgeführt 
haben, in drei Fällen eine Verlängerung, wobei den 
Italienern sicher schon bereits eine finanzielle Hilfe 
zuteil geworden ist, damit die Umstrukturierung er- 
folgt. Kann man eigentlich einmal erfahren, wie hoch 
sich diese Mittelzuweisung bisher beläuft? 

Dr. Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich habe eben nachgesehen und festgestellt, daß ich 
die Zahlen mit den Teilbeträgen nicht zur Verfügung 
habe. Ich werde sie Ihnen aber so schnell wie möglich 
zustellen. 

Vizepräsidentin Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage. 

Dann rufe ich die Frage 22 des Herrn Abgeordneten 
Urbaniak auf: 

Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, daß die EG- 
Kommission beim Europäischen Gerichtshof wegen dieses Ver- 
haltens Klage einreicht, um die deutsche Stahlindustrie vor den 
Konsequenzen dieses italienischen Verhaltens zu schützen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Riedl, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
unterstützt die EG-Kommission bei ihrer Aufgabe, die 
Beihilfedisziplin der Gemeinschaft auf der Grundlage 
des Stahlsubventionskodex' durchzusetzen. Das habe 
ich bei der Beantwortung der Frage 21 eben schon 
dargelegt, und das gilt natürlich auch für eine Kla- 
geerhebung, falls sich Anhaltspunkte für Verstöße er- 
geben. Ein Verstoß liegt aber nur dann vor, wenn bei- 
spielsweise Beihilfen gewährt werden, ohne daß Ita- 
lien die dafür in der Kommissionsentscheidung ge- 
nannten Voraussetzungen einhält, und dies muß ge- 
prüft werden. 
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Pari. Staatssekretär Dr. Riedl 

(A) Herr Abgeordneter, ich will hinzufügen: Ich halte es 
angesichts der riesigen Beträge, um die es hier geht, 
für eine absolute Notwendigkeit, daß sich Italien an 
diesen Kodex hält. Sonst wäre es ja für die Politik in 
der Bundesrepublik Deutschland, die die Subven- 
tionsfreiheit für die deutsche Stahlindustrie trotz gro- 
ßer Schwierigkeiten durchgesetzt hat, eigentlich sehr 
schwer, diese Politik gegenüber der Stahlindustrie 
und den Stahlarbeitern zu rechtfertigen. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage. 

Urbaniak (SPD): Wir wollen ja nicht speziell die Ita- 
liener treffen, sondern es geht uns nur um eine Gleich- 
behandlung in der Europäischen Gemeinschaft nach 
dem vereinbarten Kodex. 

(Pari. Staatssekretär Dr. Riedl; Ja!) 

Kann denn davon ausgegangen werden, daß dann, 
wenn man tatsächlich nicht zu den Terminabsprachen 
und ihrer Einhaltung kommt, eine Klageerhebung 
durch die EG-Kommission in Aussicht genommen 
wird? 

Dr. Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich kann Ihnen da im Prinzip zustimmen, aber Sie wis- 
sen ja aus Ihrer langjährigen Erfahrung genauso gut 
wie ich, daß Prognosen über den Ausgang von Ge- 
richtsverfahren nicht nur im eigenen Land, sondern 
auch auf europäischer Ebene außerordentlich schwie- 
rig zu stellen sind. In der Grundtendenz stimmt Ihnen 
die Bundesregierung natürlich zu. 

Urbaniak (SPD): Ich gehe also davon aus, daß die 
Bundesregierung die EG-Kommission dann drängen 
wird, hier Klarheit zu schaffen und letztlich die eige- 
nen Beschlüsse überprüfen zu lassen, um zu einer 
Gleichbehandlung der Industrien in der EG zu kom- 
men. 

Dr, Riedl, Pari. Staatssekretär: Davon können Sie 
ausgehen, und die Bundesrepublik Deutschland bzw. 
die Bundesregierung steht hier ja nicht allein. In die- 
ser Frage steht Italien allein, und die übrigen EG- 
Staaten teilen die Auffassung der Bundesregierung. 
Um es ein bißchen objektiver zu sagen: Wir befinden 
uns hier mit den übrigen EG-Ländern in einem vollen 
Konsens. 

Vizepräsidentin Renger: Eine Zusatzfrage, Herr Ab- 
geordneter Dr. Vondran. 

Dr. Vondran (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wür- 
den Sie mir denn darin zustimmen, daß sich die euro- 
päische Rechtslage seit 1985 durch die Bemühungen 
der Bundesregierung sehr weitgehend verbessert hat 
und daß der Subventionskodex, juristisch gesehen, 
wasserdicht geworden ist, daß es aber immer noch 
sehr große Probleme damit gibt, dieses europäische 
Recht nun auch tatsächlich durchzusetzen? 

Dr. Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
hier muß ich Ihnen — ich muß sagen: leider — voll 
zustimmen, denn an der Einhaltung dieses inzwischen 
ja auch volkswirtschaftlich bewährten europäischen 
Stahlkodex hängt natürlich sehr viel Glaubwürdigkeit 
unserer gesamten europäischen Politik. Wenn sich ein 
Land daran nicht hält, sondern im Gegenteil, wie in 


diesem Fall Italien, einseitig Milliardensubventionen (C) 
kassiert, kann dies ja überhaupt nicht im Sinne der 
europäischen Integration sein. Ich bin allerdings opti- 
mistisch, daß in diesem Falle die Einsicht siegt. Was in 
anderen Politikbereichen Europas den Italienern 
dann wieder zugestanden werden muß, das will ich 
hier einmal außen vor lassen. 

(Abg. Dr. Vondran [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsidentin Renger: Herr Vondran, Sie konnten 
nur eine Zusatzfrage stellen. 

Dann rufe ich die Frage 23 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Daniels auf: 

Wie ist der Stand der Diskussion und die Meinung der Bun- 
desregierung zu den vorgeschlagenen Stromdurchleitungsrech- 
ten der EG-Kommission? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Riedl, Pari. Staatssekretär: Danke schön. — Herr 
Abgeordneter Dr. Daniels, im Zusammenhang mit der 
Verwirklichung des Binnenmarktes auch im Energie- 
bereich hat die EG-Kommission im Juli dieses Jahres 
einen Richtlinienvorschlag für den Transit von Strom 
über das Hochspannungsnetz vorgelegt. Dieser Vor- 
schlag zielt auf verstärkte Zusammenarbeit auf der 
Ebene der Verbundunternehmen ab. 

Die Bundesregierung steht diesem Vorschlag 
grundsätzlich positiv gegenüber. Die Bundesregie- 
rung sieht darin einen sachgerechten Ansatzpunkt, 
auf der Grundlage des bestehenden Ordnungsrah- 
mens der Elektrizitätswirtschaft die stromwirtschaftli- 
che Zusammenarbeit über die nationalen Grenzen ^ 
hinweg zu intensivieren. Über Einzelheiten der kon- 
kreten Ausgestaltung wird derzeit in den zuständigen 
Gremien in Brüssel verhandelt. 

Zu der weiteren Frage unmittelbarer Netzzugangs- 
rechte auch für Endverbraucher von Strom — das sind 
die sogenannten Common Carrier — hat die EG-Kom- 
mission vorgeschlagen, zunächst vertieft zu untersu- 
chen, ob eine derartige Durchleitungsregelung sach- 
gerecht ist und wie sie gegebenenfalls ausgestaltet 
sein könnte. Die EG-Kommission will zu diesem 
Zweck zwei Ausschüsse einsetzen: einmal aus Vertre- 
tern der Mitgliedstaaten, zum anderen aus Vertretern 
aller interessierten Parteien, also Elektrizitätswirt- 
schaft und Verbraucher, einschließlich Privatverbrau- 
cher; dies will ich ausdrücklich unterstreichen. 

Die Bundesregierung begrüßt diesen verfahrens- 
mäßigen Ansatz. Sie wird sich an den Arbeiten kon- 
struktiv beteiligen und, wenn es geht, das Parlament, 
wie es aus Ihrer Anfrage auch hervorgeht, von Fall zu 
Fall zügig informieren. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Dr. Daniels. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Wie beurteilen 
Sie denn in diesem Zusammenhang die gemeinsame 
Erklärung der europäischen Elektrizitätsversorgungs- 
unternehmen, die eine solche Durchleitungspflicht 
ablehnen? 

Dr. Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 

Sie haben ja aus meinen Ausführungen schon ge- 
merkt, daß die Bundesregierung grundsätzlich positiv 
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Pari. Staatssekretär Dr. Riedl 

(A) zu dieser EG-Initiative steht. Wir werden dieses 
Thema in den Ausschüssen natürlich zu behandeln 
haben. Ob es allerdings glücklich ist, schon vorweg, 
bevor dieses schwierige Thema beraten ist, durch ein- 
seitige Erklärungen, wie es hier der Fall war, auf die 
Entscheidung Einfluß zu nehmen, weiß ich nicht. Die 
Bundesregierung läßt sich jedenfalls durch Vorweger- 
klärungen — von welcher Seite auch immer — in ihrer 
grundsätzlichen Haltung nicht beeinflussen, hier eine 
für den Verbraucher möglichst günstige Regelung 
herbeizuführen. 

Vizepräsidentin Renger: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Sind denn der 
Bundesregierung Planungen bekannt, die jetzt schon 
Stichleitungen, z. B. aus Frankreich, zu großen Strom- 
abnehmern in der Bundesrepublik vorsehen, und wie 
würden Sie solche Projekte, wenn sie jetzt schon in der 
Planung sind, beurteilen? 

Dr. Riedl, Pari. Staatssekretär: Ich kenne so etwas 
nur aus vereinzelten Pressemeldungen. Wir sind zur 
Zeit dabei, Herr Abgeordneter, dies zu verifizieren. 
Ich nehme an, daß Sie sich auf solche Pressemitteilun- 
gen beziehen. Sollte sich etwas an Sachverhalt erhär- 
ten, bin ich gern bereit. Ihnen das mitzuteilen. Wir 
prüfen das zur Zeit nach. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Sie 
werden mir diese Informationen dann zu- 
kommen lassen?) 

— Für den Fall, daß es sich verifiziert, bekommen Sie 

selbstverständlich schriftlich Bescheid. 

(B) 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: 

Okay!) 

Vizepräsidentin Renger: Danke schön, Herr Staats- 
sekretär. 

Dr. Riedl, Pari. Staatssekretär: Bitte sehr. 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe den Geschäftsbe- 
reich des Bundesministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten auf. Die Fragen 24 und 25 des 
Abgeordneten Eigen sowie die Frage 26 des Abgeord- 
neten Hinsken werden auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als An- 
lagen abgedruckt. 

Ich komme dann zum Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Arbeit und Sozialordnung. Die Fra- 
gen 27 und 28 des Abgeordneten Sieler (Amberg) so- 
wie die Fragen 29 und 30 der Abgeordneten Frau 
Steinhauer werden auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als An- 
lagen ab gedruckt. 

Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters der Verteidigung auf. Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Wimmer steht zur Verfügung. — Ver- 
ehrter Herr Staatssekretär, wir haben Sie zu lange 
warten lassen. Denn: Die Fragen 31 und 32 des Abge- 
ordneten Reuter sind zurückgezogen worden. Die 
Fragen 33 und 34 des Abgeordneten Dr. Mechtershei- 
mer sowie die Fragen 35 und 36 der Abgeordneten 
Frau Dr. Götte sollen auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer- 


den als Anlagen abgedruckt. — Sie können also direkt (C) 
wieder ins Ministerium gehen. Danke schön. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit: Die Fragen 37 und 
38 des Abgeordneten Dr. Klejdzinski werden auf 
Wunsch schriftlich beantwortet. Die Antworten wer- 
den als Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 39 und 40 des Abgeordneten Haack (Ex- 
tertal) werden auf Grund von Nr. 2 Abs. 2 der Richtli- 
nien schriftlich beantwortet. Die Antworten werden 
als Anlagen ab gedruckt. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr: 

Der Herr Parlamentarische Staatssekretär Dr. Schulte 
steht zur Beantwortung zur Verfügung. 

Die Frage 41 des Abgeordneten Gerster (Worms) 
wird auf Wunsch schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage ab gedruckt. 

Ich rufe die Frage 42 des Herrn Abgeordneten 
Antretter auf: 

Sind Informationen zutreffend, denen zufolge die im „Vor- 
dringlichen Bedarf" eingestufte B 462 im Bereich zwischen 
Waldstraßen-Brücke und Gaggenau-Mitte auf einer Länge von 
170 m in vierspuriger Bauweise untertunnelt werden soll? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr, Schulte, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster für Verkehr: Herr Kollege, der Bedarfsplan ent- 
hält für dieses Projekt zwei Abschnitte in der Stufe 
„Planungen", also nicht „Vordringlicher Bedarf", mit 
folgendem Protokoll vermerk: 

Die Planungsarbeiten sollen fortgeführt werden; 
bei Baureife soll gebaut werden, soweit finan- 
zielle Mittel innerhalb der Landesquote verfüg- (f^) 
bar sind. 

Das Bundesverkehrsministerium hat aus Lärm- 
schutzgründen unter Berücksichtigung der besonde- 
ren städtebaulichen Situation eine Eintunnelung der 
B 462 im Abschnitt Waldstraßenbrücke bis zur An- 
schlußstelle Gaggenau-Mitte auf rund 210 m in Aus- 
sicht gestellt. 

Vizepräsidentin Renger: Bitte, Zusatzfrage. 

Antretter (SPD): Herr Staatssekretär, ist diese be- 
grüßenswerte Absicht der Bundesregierung so zu ver- 
stehen, daß die Maßnahme unter Umständen noch 
während der Laufzeit des „Vordringlichen Bedarfs", 
also bis zum Jahre 2000, realisiert werden soll? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Ja, Herr Kollege. 

Vizepräsidentin Renger: Sie haben noch eine Zu- 
satzfrage. 

(Antretter [SPD]: Danke!) 

— Die wünschen Sie nicht. 

Dann darf ich die Frage 43 des Herrn Abgeordneten 
Antretter aufrufen: 

Sieht die Bundesregierung gegebenenfalls die Möglichkeit, 
zu erwartende Beeinträchtigungen des Schloßbereichs am Ein- 
gang von Bad Rotenfels, des Kurgebiets und der damit verbun- 
denen fast 300 m langen Stützmauern entlang der Murg, des 
Rothermas und des Freibades dadurch zu vermeiden, daß dieses 
gesamte Gebiet untertunnelt wird? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 
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(A) Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, für 
den Bereich Schloß, Kurgebiet und Freibad am Ein- 
gang von Bad Rotenfels ist davon auszugehen, daß bei 
einem vierstreifigen Ausbau der B 462 Lärmschutz 
ohne Eintunnelung erreicht werden kann. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Herr Abge- 
ordneter. 

Antretter (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich Ihre 
Antwort so verstehen, daß eine Eintunnelung ähnlich, 
wie Sie sie zu der vorhergehenden Frage für erstre- 
benswert gehalten haben, für diesen Teil von der Bun- 
desregierung in jedem Fall ausgeschlossen wird? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Die Lärmwerte 
sind wahrscheinlich so, daß eine Eintunnelung nicht 
nötig ist. Wir werden diese Frage aber vor der endgül- 
tigen Entscheidung noch einmal prüfen. 

Vizepräsidentin Renger: Sie haben noch eine Zu- 
satzfrage. 

(Antretter [SPD]: Danke, keine weiteren Fra- 
gen!) 

— Keine weiteren Fragen. 

Ich rufe die Frage 44 der Frau Abgeordneten Bul- 
mahn auf: 

Welches Verkehrsaufkommen haben die Intraplan Consult im 
Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr sowie die Berater- 
gruppe Verkehr und Umwelt im Auftrag der Firma Thyssen 
jeweils für die sogenannte Magnetbahn-Magistrale Hamburg- 
München ermittelt, und woher stammt dieses Verkehrsaufkom- 
men im einzelnen? 

(B) Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Intraplan Consult GmbH ermittelte ein Verkehrsauf- 
kommen von ca. 37 Millionen Personen pro Jahr, von 
dem ca. 23 Millionen von der Eisenbahn und ca. 
14 Millionen vom Individualverkehr bzw. vom Luft- 
verkehr stammen. Die Firma Thyssen gibt das Ver- 
kehrsaufkommen mit 102 Millionen Personen pro 
Jahr an. Die diesen Angaben zugrunde liegende Stu- 
die wurde bisher nicht veröffentlicht. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Frau Abge- 
ordnete Bulmahn. 

Frau Bulmahn (SPD): Herr Staatssekretär, wie beur- 
teilt der Bundesminister für Verkehr die jeweilige Zu- 
verlässigkeit der beiden Verkehrsprognosen, und mit 
welchem Ergebnis hat der Herr Bundesminister für 
Verkehr Neuberechnungen des Verkehrsaufkom- 
mens für die sogenannte Magistrale, aber auch für die 
beiden anderen zur Diskussion stehenden Anwen- 
dungsstrecken vorgenommen? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, wir 
planen, daß das Thema noch in diesem Jahr ins Kabi- 
nett kommt. Dies bedeutet, daß wir alle Daten, die 
zugrunde liegen könnten, noch einmal überprüfen. Es 
ist ein riesiger Unterschied zwischen 37 Millionen 
Personen pro Jahr und 102 Millionen Personen pro 
Jahr. Ich weiß nicht, ob die Wahrheit in der Mitte liegt 
oder ob Interessengründe dafür sprechen, daß irgend- 
welche Gutachten heiliggerechnet wurden. 


Vizepräsidentin Renger: Sie haben noch eine Zu- (C) 
satzfrage, bitte. 

Frau Bulmahn (SPD); Herr Staatssekretär, welche 
Haltung nimmt der Bundesminister für Verkehr zu der 
Auffassung ein, daß die sogenannte Magnetbahnma- 
gistrale zu keiner merklichen Entlastung des Straßen- 
und des Luftverkehrs, also zu keiner Lösung der be- 
stehenden Verkehrsprobleme, beiträgt, dagegen die 
Bundesbahn einen Abzug von Fahrgästen gerade auf 
ihren Neu- und Ausbaustrecken befürchten muß, und 
wie begründen Sie Ihre Auffassung? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
wenn das Bundeskabinett erst im Verlauf des Rests 
dieses Jahres entscheidet, kann ich in der Frage- 
stunde eine Entscheidung nicht vorwegnehmen. Aber 
es ist sicherlich klar, daß das System ICE der Deut- 
schen Bundesbahn durch die neue Möglichkeit des 
Transrapid nicht gefährdet werden kann. Es ist auch 
klar, daß wir ein Gesamtverkehrssystem für die Zu- 
kunft brauchen, im Rahmen dessen wir Technologie 
auf hohem Niveau anbieten, aber nicht das eine Sy- 
stem auf Kosten des anderen Systems kaputtma- 
chen. 

Die Bundesregierung — sprich: der Bund — hat weit 
über 1 Milliarde DM an Forschungsmitteln in das 
neue System Transrapid investiert. Diese Mittel sollen 
nicht verloren gehen. Wir haben einen Vorsprung im 
Vergleich zu allen anderen Ländern in der Welt, die 
ebenfalls auf dieser Schiene forschen. Diesen Vor- 
sprung wollen wir beibehalten, wir wollen ihn nutzen. 

Wir wollen damit aber nicht das kaputtmachen, was 
die Deutsche Bundesbahn erreicht hat und demnächst 
erreichen wird. 

Vizepräsidentin Renger: Ich rufe die Frage 45 der 
Frau Abgeordneten Bulmahn auf: 

Wie hoch sind nach Schätzung der Intraplan Consult die jähr- 
lichen Gesamtkosten für die sogenannte Magnetbahn-Magist- 
rale Hamburg-München, und mit welchen jährlichen Erlösen 
rechnet die Intraplan Consult aus dem Betrieb der sogenannten 
Magnetbahn-Magistrale? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Intraplan Consult GmbH schätzt die jährlichen Ge- 
samtkosten auf 4,81 Milliarden DM. Die jährlichen 
Erlöse wurden zu 1,55 Milliarden DM errechnet. 
Hierbei wurde allerdings nur der derzeitige Durch- 
schnittserlös pro Personen-Kilometer der Deutschen 
Bundesbahn im Fernverkehr unterstellt. 

Vizepräsidentin Renger: Zusatzfrage, Frau Abge- 
ordnete Bulmahn. 

Frau Bulmahn (SPD): Herr Staatssekretär, wie beur- 
teilt der Bundesminister für Verkehr angesichts des 
von Intraplan ermittelten Kostendeckungsgrades von 
weniger als einem Drittel die von Thyssen behauptete 
mögliche private Eigenfinanzierbarkeit des Projekts, 
und hält der Bundesminister für Verkehr die Bereit- 
stellung öffentlicher Mittel für den Bau und den Be- 
trieb der Magnetschwebebahn für verantwortbar und 
vertretbar? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Der Sprecher der 
Firma Thyssen in diesem Bereich hat bereits angekün- 
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Pari. Staatssekretär Dr. Schulte 

(A) digt, daß ein System ohne öffentliche Unterstützung 
wahrscheinlich nicht finanzierbar sei. Das ist der erste 
Punkt, den wir festhalten müssen. 

Der zweite Punkt ist: Wenn das neue System fertig 
ist, wenn es in unser Gesamtverkehrssystem einge- 
paßt werden kann, dann ist es sicherhch auch denk- 
bar, daß es öffentliche Mittel dafür gibt. Das muß dann 
von diesem Parlament entschieden werden. Wir ge- 
ben ja auch Geld für den Straßenbau, für die Bundes- 
wasserstraßen oder für den Luftverkehr aus. 

Vizepräsidentin Renger: Noch eine Zusatzfrage? — 
Keine weitere Zusatzfrage. 

Danke schön, Herr Staatssekretär. 

Die Frage 46 des Herrn Abgeordneten Hinsken und 
die Frage 47 des Herrn Abgeordneten Wüppesahl sol- 
len auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwor- 
tet werden. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Damit ist die Fragestunde beendet. 

Meine Damen und Herren, ich unterbreche die Sit- 
zung bis 15 Uhr. Dann wird eine Aktuelle Stunde auf- 
gerufen. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung der Sitzung von 14.18 bis 
15.00 Uhr) 

Vizepräsidentin Renger: Wir fahren in den Beratun- 
gen fort. 

Meine Damen und Herren, ich rufe den Zusatzta- 
gesordnungspunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 

Diskussion über Pläne zur Erhöhung des Ben- 
zinpreises und sonstige Veränderungspro- 
gramme für Wirtschafts- und Finanzpolitik 

Die Fraktion der CDU/CSU hat gemäß unserer Ge- 
schäftsordnung eine Aktuelle Stunde zu diesem 
Thema verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr Ab- 
geordneter Wissmann. 

Wissmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Sinn der Aktuellen Stunde ist die 
Klärung der Standpunkte in aktuellen Zukunftsfra- 
gen, die unsere Bürger berühren. Sinn dieser Aktuel- 
len Stunde heute ist, darauf hinzuweisen und eine 
Klärung darüber herbeizuführen, daß die Sozialdemo- 
kraten einerseits noch in der Haushaltsdebatte vom 
6. September hier in ihren Reden gesagt haben: Wir 
haben ein Umbauprogramm für Wirtschaft und Um- 
welt für die Zukunft, wir haben ein neues ökologi- 
sches Steuerkonzept, andererseits aber zwischen dem 
6. September und heute offensichtlich geworden ist, 
daß die Sozialdemokraten in den Fragen, zu denen sie 
damals ein einheitliches Konzept vortrugen, tief zer- 
stritten sind. 

Ich will deutlich machen, daß die CDU in der Haus- 
haltsdebatte darauf hingewiesen hat, daß die Sozial- 
demokraten ihr Steuerkonzept als ein großes Umver- 
teilungsinstrument gebrauchen wollen. Diese Ver- 
mutung ist inzwischen in den letzten Wochen durch 


die Äußerungen von Frau Fuchs, von Herrn Scherf, (C) 
von Herrn Wedemeier und anderen bestätigt worden. 

Frau Fuchs hat erklärt, daß die Einnahmen aus der 
Erhöhung des Benzinpreises auch zur Finanzierung 
sozialpolitischer Maßnahmen verwendet werden sol- 
len. 

Unsere Kritik ist auch von Wirtschaftsexperten der 
Sozialdemokratie bestätigt worden. Herr Jens hat 
noch vor wenigen Tagen im „Handelsblatt" das Steu- 
erkonzept ausdrücklich in Frage gestellt. Herr Ehren- 
berg hat auf die Problematik der Erhöhung des Ben- 
zinpreises hingewiesen. 

Mit anderen Worten: Wir wollen in dieser Debatte 
wissen, was die SPD in der Steuer- und Umweltpolitik 
wirkhch will. Wer spricht eigentlich für die Sozialde- 
mokraten in dieser entscheidenden Zukunftsfrage? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In der Haushaltsdebatte vor wenigen Wochen ha- 
ben Herr Vogel, Herr Roth und andere ein Zweites 
betont, nämlich die marktwirtschaftliche Orientie- 
rung der SPD. Immer wieder ist dieses deuthch ge- 
worden. In den letzten Tagen forderte die SPD Schles- 
wig-Holsteins Wirtschafts- und Sozialräte, Wirt- 
schafts- und Sozialfonds und staatliche Rahmenpla- 
nung. Die Bremer SPD spricht von der Vergesellschaf- 
tung als Mittel der Wirtschaftspolitik. Der „Spiegel" 
w’eist mit Recht darauf hin, daß 14 Monate vor der 
Wahl vor allem Dissonanzen die Wirtschafts- und 
Steuerpolitik der SPD bestimmen. 

Herr Apel geht so weit zu sagen — ich wäre froh, 
wenn er auf Ihrer Rednerliste genauso auftauchte wie 
Frau Fuchs—, (D) 

(Roth [SPD]: Wissen Sie, wo er ist? Dann rufe 
ich ihn sofort an! — Kleinert [Marburg] 
[GRÜNE]: Wo ist denn Herr Biedenkopf?) 

es fehle der SPD in diesen Fragen offensichtlich an 
Ökonomischem Verstand. Ich wäre dankbar, wenn 
Herr Dreßler heute einmal sagen würde, warum er das 
Konzept von Frau Fuchs unterstützt hat und ob er 
seine Meinung in der Zwischenzeit geändert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Engholm hat eine Frage gestellt — und sie 
auch gleich beantwortet — : „Stellen wir uns" — die 
Sozialdemokraten — „in der Öffentlichkeit eigentlich 
als dynamische, kompetente Alternative dar?" 

(Bohl [CDU/CSU]: Nein!) 

Er gibt die Antwort: „Wir sind davon noch ein ganzes 
Stück entfernt. " 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich fordere Sie, meine Damen und Herren von den 
Sozialdemokraten, auf, uns heute zu sagen, da es eine 
aktuelle und bedeutende Zukunftsfrage ist: Welches 
Konzept stellen Sie eigentlich den Vorstellungen von 
CDU, CSU und FDP zur Wirtschafts- und Umwelt- 
politik gegenüber? 

(Dreßler [SPD]: Ihr habt doch keins!) 

Welches Konzept stellen Sie eigentlich den Beschlüs- 
sen des Bundesparteitages der CDU in Bremen zur 
ökologischen Orientierung der Wirtschaftspolitik ge- 
genüber? Wir haben dort klar gesagt: Wir wollen die 
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(A) Probleme der Umweltpolitik, wenn es geht, mit markt- 
wirtschaftlichen Mitteln lösen. Wir haben gesagt: Wir 
wollen steuerliche Anreize, jedoch Abgaben nicht zu 
Umverteilungsinstrumenten degenerieren lassen. 

Wir wollen heute von Ihnen wissen: Was ist eigent- 
lich Ihr Konzept? Wie sieht eigentlich Ihre Zukunfts- 
konzeption für die nächsten Jahre aus? Ich finde, der 
Bundestag hat Anspruch auf eine Klärung dieser Fra- 
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das war alles?) 


Vizepräsidentin Renger; Das Wort hat der Minister- 
präsident des Saarlandes, Herr Lafontaine. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Oskar, was 
nun?) 


Ministerpräsident Lafontaine (Saarland): Frau Prä- 
sidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte mich zunächst bei Ihnen, meine Damen und 
Herren von der CDU/CSU, dafür bedanken, daß Sie 
uns Gelegenheit geben, die Grundzüge unseres Re- 
gierungsprogramms darzustellen. Wenn es auch 
schwer ist, das in zehn Minuten zu tun, ich will es 
gleichwohl versuchen. 

Die Aufgaben der 90er Jahre werden durch drei 
Themen bestimmt. Erstens. Es geht darum, die Um- 
welt zu bewahren. Zweitens. Es geht darum, soziale 
Gerechtigkeit wiederherzustellen. Drittens. Es geht 
(ß) darum, die ökonomische und finanzielle Leistungsfä- 
higkeit der Wirtschaft und des Staates zu bewah- 
ren. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist die Zielsetzung des Programmes „Fortschritt 
90", das noch in Bearbeitung ist. 

Gleichwohl freuen wir uns, daß Sie mitten in der 
Diskussionsphase lernen wollen, daran interessiert 
sind, wir wir uns die Erreichung dieser Ziele vorstel- 
len. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Wir 
haben Mitleid mit Ihnen!) 

Ich beginne, da bisher von über 25 Punkten nur ein 
Punkt bekannt ist, zunächst ganz bewußt mit unseren 
Vorstellungen zur sozialen Gerechtigkeit. 

1. Wir wollen eine deutliche Absenkung der Lohn- 
steuer und der Einkommensteuer durch eine Verän- 
derung der Grundfreibeträge, weil wir es nicht für 
zulässig halten, daß der Marsch in den Lohnsteuer- 
staat immer weiter fortgesetzt wird. 

(Glos [CDU/CSU]: Die letzten Steuersenkun- 
gen habt ihr bekämpft!) 

Ihr Gegenprogramm ist, daß Sie die Unternehmen- 
steuer senken wollen. Es wurden Zahlen bis zu 
25 Milliarden DM genannt. Ich erwähne das der Voll- 
ständigkeit halber. 

2. Wir wollen die Wiedereinführung der Weih- 
nachtsfreibeträge. Wir sehen es als soziale Ungerech- 
tigkeit an, daß Sie diese Weihnachtsfreibeträge gestri- 
chen haben. 


3. Mit diesen beiden Vorschlägen geht eine Renten- (C) 
erhöhung einher. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zur Sache!) 

Ich vermisse bei Ihnen gleichlautende Vorschläge. 

(Glos [CDU/CSU]: Wehe, wenn der Rentner 
Auto fahren will!) 

Wenn Sie lernen wollen, weise ich darauf hin, daß aus 
den beiden erstgenannten Tatbeständen eine Renten- 
erhöhung folgt. 

4. Wir wollen eine Verbesserung der Sozialleistun- 
gen. Auch das bitte ich zur Kenntnis zu nehmen. 
Gleichlautende oder ähnliche Vorstellungen des Wei- 
ter-so-Programms — so möchte ich Ihre Vorstellungen 
einmal umschreiben — sind nicht bekannt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie Frau 
Fuchs!) 

5. Wir wollen Ausgleichszahlungen für Schwerbe- 
hinderte. Auch hier vermisse ich Vorstellungen von 
Ihrer Seite, über die wir gerne in einem partnerschaft- 
lichen Dialog mit Ihnen diskutieren würden. Ich 
kenne sie nicht. 

6. Wir wollen das Schüler-BAföG wiedereinführen. 
Auch hier ist bei Ihnen Fehlanzeige. Wir wollen das 
Studenten-BAföG umbauen. Das ist der erste Punkt, 
wo die Diskussion in unseren Reihen Sie offensichtlich 
befruchtet hat. Das Bundeskabinett hat heute nachge- 
zogen. Wir anerkennen das, wenn es auch nicht ganz 
unseren Vorstellungen entspricht. Wir anerkennen 
aber, daß Sie nach und nach Fehlentscheidungen der 
vergangenen Jahre revidieren. 

(Dreßler [SPD]: Das ist richtig! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Thema!) 

7. Wir wollen die Kfz-Steuer abschaffen. Wir ver- 
missen dazu von Ihnen irgendwelche präzisen Anga- 
ben. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Es gibt sehr genaue 
Vorschläge von uns!) 

Es gibt zwar allgemeine Erklärungen, aber das Datum 
fehlt, das Volumen fehlt. 

8. Wir wollen die Kleinsparer von der Steuerlast 
befreien. Ihnen ist wohl entgangen, daß auch das ein 
sozialpolitischer Vorschlag ist. Von Ihrer Seite fehlt 
dazu bisher jede Vorstellung. Entweder Sie rechnen 
damit, daß weiterhin Steuern hinterzogen werden 
— auch von kleineren Sparern — , oder Sie meinen, 
wenn wir schon die Großen entlasten, verschweigen 
wir das Problem bei den Kleinen, das insbesondere 
darin besteht, daß sie steuerehrlicher als die Großen 
sind. 

(Sehr richtig! bei der SPD — Glos [CDU/ 

CSU]: Unglaublich!) 

9. Wir erarbeiten einen Vorschlag für die Pflege 
kranker älterer Menschen. Auch hierzu fehlt eine In- 
itiative der Bundesregierung. Wir begrüßen es, daß 
das LandBaden-Württemberg einen Vorstoß gemacht 
hat. Hier besteht ein erheblicher Diskussionsbedarf. 

Wir stehen zur Verfügung. 

10. Wir wollen 200 DM Kindergeld ab dem ersten 
Kind. Wiederherstellung der sozialen Gerechtigkeit 
heißt für uns eben Beseitigung der Ungerechtigkeit, 
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Ministerpräsident Lafontaine 

(A) die darin besteht, daß die Kinder der Besserverdie- 
nenden durch Sie weitaus günstiger als die Kinder der 
Normal Verdiener behandelt werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 

Glos [CDU/CSU] : All das muß der Autofahrer 
bezahlen?) 

1 1 . Wir wollen das Programm „Arbeit und Umwelt" 
finanzieren. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Wie?) 

Es liegt in Umrissen vor. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Wie wollen Sie das 
finanzieren?) 

— Warten Sie doch! „Arbeit und Umwelt“ ist ein Pro- 
gramm zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, ein Pro- 
gramm zur Förderung staathcher Nachfrage. Ähnli- 
che Vorstellungen auf Ihrer Seite fehlen. Sie können 
sich auch mit diesem Punkt 1 1 auseinandersetzen. 

12. Wir haben in unserer Kommission Vorschläge 
zur Aktivierung der Weiterbildung gemacht. Bei Ih- 
ren Weiter-so-Programmvorstellungen stellen wir nur 
fest, daß die entsprechenden Bundesmittel bei der 
Bundesanstalt für Arbeit gekürzt worden sind — ein 
Anachronismus, der zeigt, daß Sie überhaupt nicht 
begriffen haben, was die aktuellen Probleme des Ar- 
beitsmarkts sind. 

(Beifall bei der SPD) 

13. Wir haben Vorschläge für den Ausbau des sozia- 
len Wohnungsbaus gemacht. 

(Bohl [CDU/CSU]: Es spricht der Kanzler- 
kandidat der SPD!) 

Ich erwähne das, damit Sie mit den Vorstellungen 
konfrontiert sind. Auch hier werden Sie von Ihrer ei- 
genen Politik eingeholt. Sie haben nicht bemerkt, daß 
Ihre Wohnungsbaupolitik von einer eklatanten Fehl- 
einschätzung geprägt war. Ich habe noch die Worte 
des ehemaligen Wohnungsbauministers in den Oh- 
ren, der gesagt hat: Es gibt keine Probleme auf dem 
Wohnungsmarkt. 

(Dreßler [SPD]: So ist es!) 

Nun werden Sie von Ihren eigenen Fehleinschätzun- 
gen eingeholt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir sind bereit. Ihnen hier Nachhilfe zu geben. 

Nach diesen 13 Vorschlägen zur Sozialpolitik 
komme ich zur Umweltpolitik. 

14. Wir wollen eine Senkung der Rüstungsausga- 
ben. 

(Aha!-Rufe bei der CDU/CSU) 

Sie haben vielleicht noch nicht begriffen, daß Umwelt- 
pohtik nicht nur dort gemacht wird, wo jemand „Um- 
welt“ auf dem Türschild stehen hat, 

(Glos [CDU/CSUj: So einfach ist das!) 

sondern daß die Mihtärausgaben weitaus mehr als 
viele andere Etats etwas mit Umweltpolitik zu tun 
haben. Daher ist die Senkung der Rüstungsausgaben 
ein erster Schritt. 

(BeifaU bei der SPD und den GRÜNEN) 


15. Wir wollen ein Abschaffen der Tiefflüge. (C) 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Das hat tatsächlich etwas mit Umweltpolitik zu tun. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie raffen sich nicht dazu auf, solche Entscheidungen 
zu treffen. 

16. Das ist der einzige Punkt, den Sie kennen. Ja- 
wohl, wir wollen eine Verteuerung des Mineralöls 
und des Gases, 

(Aha! -Rufe bei der CDU/CSU und der FDP) 

weil wir dies natürlich finanzieren wollen und weil wir 
in der Vergangenheit gelernt haben, daß Preissignale 
sehr wohl geeignet sind, Verbraucher zu anderem 
Verhalten anzuleiten. Wer Preise für soziale Güter 
nicht verändern will, hat die Marktmechanismen 
nicht verstanden und setzt eindeutig und einseitig auf 
staatliche Interventionen. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 

CSU und der FDP) 

17. Wir wollen das Tempolimit. Wer beklagt, daß 
die Umwelt zerstört wird, und wer über die Belastung 
durch CO 2 jammert, der soll doch dort anfangen, wo er 
durch reine administrative Maßnahmen den Einstieg 
machen könnte. Wer das Tempolimit nicht befürwor- 
tet, ignoriert auch die Zahlen, die aus Italien und an- 
deren Ländern über die Rettung von Menschenleben 
und über die Bewahrung der Menschen vor Gesund- 
heitsschäden vorliegen. 

(Beifall bei der SPD) 

18. Wir wollen den Ausbau des öffentlichen Nah- 
Verkehrs und eine neue Entfernungspauschale. 

19. Wir wollen die Einführung linearer und zeitge- 
staffelter Stromtarife. Auch hier haben Sie lange 
Jahre gebraucht, um überhaupt nachzuziehen. Hätten 
Sie bereits vor Jahren hier intelhgente Preissignale 
gesetzt, wäre der Stromverbrauch gesunken und da- 
mit ein wichtiger Schritt zur Erhaltung unserer Um- 
welt getan worden. 

20. Wir wollen Abgaben auf Luftschadstoffe, auf 
Massentierhaltung, auf Einwegverpackungen, auf 
Abwasser erheben. Es gibt von Ihrem Umweltpartei- 
tag Prüfaufträge — wir haben das mit Interesse zur 
Kenntnis genommen — und einen Beschluß zum Was- 
serpfennig. Aber von dem, der auf dem Umweltpartei- 
tag nur Prüfaufträge zustande bringt, darf man ja wohl 
nicht erwarten, daß er gewillt ist, sie in der Regierung 
umzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der beste Beweis ist in den letzten vier Jahren er- 
bracht worden. 

21. Wir wollen den Katalysator für alle; in dieser 
Hinsicht gibt es ähnliche Vorstellungen. 

22. Wir wollen das Verbot von FCKW. Hierzu gibt 
es einmal die Erklärung von Ihnen, Sie wollten das 
auch; zum anderen wollen Sie Vereinbarungen mit 
der Industrie. 

(Glos [CDU/CSUj: 23. Wir wollen Lafontaine 
als Kanzlerkandidaten! Dann gewinnen wir 
bestimmt nicht!) 
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(A) Zusammenfassung: Wir setzen im Gegensatz zu Ih- 
nen auf Markt; Sie setzen auf Ordnungsrecht und auf 
Abgaben. Wir sehen als zentralen Punkt unserer Wirt- 
schaftspolitik die Steigerung der Energieproduktivi- 
tät. Wer sich auf den Märkten der Zukunft behaupten 
will, meine Damen und Herren, der muß jetzt dafür 
Sorge tragen, daß durch die Steigerung der Energie- 
produktivität unsere Volkswirtschaft die notwendigen 
Schritte zu mehr Wettbewerbsfähigkeit macht. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Für wen sprechen 
Sie eigentlich, für die SPD?) 

Zum Schluß, meine Damen und Herren: Wir reden 
über zwei Wege. Sie haben 1987 nicht gelogen. Sie 
haben gesagt „Weiter so", und genauso verhalten Sie 
sich. Unser Fortschrittsprogramm ist ein Alternativ- 
programm. Ich habe 22 Punkte aufgezählt. Wer wirk- 
lich den Erfordernissen der Zeit gerecht werden will, 
der braucht einen strukturellen Eingriff in unseren 
Wirtschaftsprozeß, 

(Wissmann [CDU/CSU]: Lafontaines Katalog 

oder der von der SPD? - Glos [CDU/CSU]: In 
den Geldbeutel wollt ihr eingreifen!) 

und dieser strukturelle Eingriff heißt: ökologischer 
Umbau der Industriegesellschaft. Ich habe Ihnen jetzt 
in 22 Punkten das Ergebnis einer langjährigen De- 
batte vorgetragen. Sie steht Ihnen noch bevor; wir 
sind dazu angetreten, diese Politik bald umzuset- 
zen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und Beifall 
bei den GRÜNEN) 

(B) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge- 
ordneter Gattermann. 

Gattermann (FDP): Verehrte Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich hatte 
gedacht, daß die Debatte in der SPD zu F 90 und zur 
Fortschreibung des Godesberger Programms partei- 
politisch im wesenthchen darauf ausgerichtet sei, 
wirtschaftspohtische und finanzpolitische Kompetenz 
zu entwickeln, ohne zugleich die sozialpolitische 
Kompetenz zu verlieren, und auch das Ganze ökolo- 
gisch stimmig zu machen. 

Verehrter Herr Ministerpräsident, was Sie jetzt hier 
eben in Ihren Punkten 1 bis 13 vorgetragen haben, 
waren alte sozialpolitische Ladenhüter, die in der ei- 
nen oder anderen Formulierung durchaus früher 
schon angetroffen werden können. Unter den Punk- 
ten 14 und 15 kamen zwei populistische Themen. Die 
Sicherheitspolitik wurde in Frage gestellt, weil es im- 
mer populär ist, zu sagen: Dort sparen wir ein. — Die 
Tiefflüge fehlten natürlich auch nicht. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Ja, sicher! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ein- 
zig Konkrete ist die Geschichte mit dem Benzinpreis. 
Man könnte sich die Sache ganz einfach machen. Man 
kann sich ein Wahlplakat in dieser Art vorstellen: 
Wollt ihr 80, 100, 120 fahren und 2,50 DM für einen 
Liter Benzin zahlen, wählt SPD! — 

(Glos [CDU/CSU]: Guter Vorschlag!) 


Man könnte auch meinen, indem man Herrn Apel (C) 
zitiert: Die Leute zahlen ein Jahr lang frustriert ihren 
erhöhten Benzinpreis, und dafür warten sie dann auf 
die Lohnsteuerrückerstattung. — Ich muß die Leute 
warnen: Sie müssen den Umverteilungsschwund ein- 
kalkulieren. Sie werden mit Sicherheit nicht das wie- 
derbekommen, was sie bezahlt haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn es wenigstens noch der Umwelt dienen würde, 
wäre das gut, aber die Leute sollen offenbar, da sie das 
Geld zurückbekommen sollen, genauso weiterfahren 
wie vorher, und die Reichen tun es ohnehin. Das alles 
ist also unausgegoren, bringt überhaupt nichts. 

Nun wird das Geld von Frau Fuchs gleich noch zur 
Finanzierung sozialpolitischer Leistungen ausgege- 
ben. Für finanzpolitische Kompetenz spricht das nicht. 

Herr Ministerpräsident, Sie könnten sie aber demon- 
strieren, indem Sie endlich diese Ungewißheit in der 
Finanzierungsfrage bei der Kohle beseitigen würden, 
indem Sie wie Ihr Kollege Ministerpräsident Rau Ihren 
Drittelanteil Zusagen und auch bezahlen. Das wäre 
finanzpolitische Solidität. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die finanzpolitische Sohdität soll dann auch bei den 
200 DM Kindergeld bewiesen werden. Wie wollen Sie 
denn 6 Milliarden DM aus dem SpÜtting herausholen, 

Frau Kollegin? 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Das wissen Sie 
doch besser als wir!) 

— Ja, ich weiß es, ich habe es nachgerechnet. Sie 
müssen bei den Kinderlosen total streichen. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Quatsch!) 

— Das ist gar kein Quatsch, das ist präzise berech- 
net. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Dummes 
Zeug!) 

Wenn Sie es bei allen machen, müssen Sie auf 
einen Sphtting- Vorteil von 3 700 DM herunter, was 
einem gemeinschaftlichen Bruttoeinkommen von 
60 000 DM entspricht. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Unzutref- 
fend!) 

Dieser Finanzierungsvorschlag ist unsohde. Ich 
meine, der Vorschlag ist in der Sache diskussionsfä- 
hig; aber Sie wollten doch gerade über den Finanzie- 
rungsvorschlag Ihre Kompetenz nachweisen, und 
diese sehe ich wirklich nicht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin, 
wie gesagt, traurig, daß ich hier nichts habe lernen 
können. Was im Grunde genommen angesprochen ist, 
nämlich marktwirtschaftliche Mechanismen für mehr 
Umweltschutz zu aktivieren, ist fürwahr eine Auf- 
gabe, der man sich widmen muß. Aber so, wie Sie es 
dargestellt haben, geht es nicht. 

Wenn ich darüber nachdenke, wie man ein tröstli- 
ches Wort zum Ende sagen kann, fällt mir ein, daß der 
lateinische Zitatenschatz meist sehr fundiert ist. Ich 
würde sagen: Ut desint vires, tarnen est laudanda vo- 
luntas. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU) 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 166. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 18. Oktober 1989 


12575 


Gattermann 

(A) Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord- 
neten Kleinert. 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Gattermann, daß ein 
Gralshüter der Marktwirtschaft wie Sie beim Mineral- 
öl plötzlich entdeckt, daß die Lenkungsfunktion des 
Preises zu bezweifeln ist, finde ich schon sehr eigen- 
artig. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Meine Damen und Herren von der CDU, ich muß 
Ihnen gleich zu Anfang sagen: Ich empfinde diese 
vorgezogene Wahlveranstaltung als ein ziemlich gro- 
teskes Unternehmen. Da registrieren wir in den gan- 
zen Jahren, in denen Sie die pohtische Verantwortung 
tragen, wie Jahr für Jahr Umweltprobleme zunehmen 
und die soziale Ungerechtigkeit in der Bundesrepu- 
blik größer geworden ist. Da erleben wir die prakti- 
sche Unwirksamkeit Ihrer Umweltpolitik, die sich auf 
konventionelle Instrumente von Ressortverwaltung 
beschränkt. Da besteht längst Einigkeit in der Wissen- 
schaft und in der Pubhzistik weit über die Grenzen der 
Oppositionsparteien hinaus, daß mit den klassischen 
Mitteln einer Umweltpolitik, die sich auf die Rolle von 
Korrektur- und Reparaturinstanzen beschränkt, die 
Probleme nicht zu lösen sind. Sie fragen am besten 
einmal bei Herrn Biedenkopf nach; er hat das diverse 
Male öffentlich dargestellt. 

Überall das besteht in weiten Teilen der Gesell- 
schaft mittlerweile Konsens. Vielen ist längst klarge- 
worden, daß wir neue Wege brauchen und daß um- 
weltpolitische Zielsetzungen in die Wirtschafts- und 
Finanzpolitik integriert werden müssen. Und jetzt 
kommen Sie daher und wollen diejenigen madig ma- 
chen, die über solche neuen Wege zur Lösung von 
Umweltproblemen nachdenken. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Meine Damen und Herren, es ist grotesk, was hier 
abläuft. Natürlich gibt es bei der SPD offene Fragen. 
Aber ich sage Ihnen auch: Lieber Dissonanzen als gar 
kein Konzept. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN und 
der SPD) 

Das muß man über Ihre Vorstellungen leider so sa- 
gen. 

Sie hatten lange Jahre Zeit, den Beweis anzutreten, 
daß es auf anderen Wegen möglich ist, wirksame Um- 
weltpolitik zu betreiben, und Sie haben das nicht ge- 
schafft, Herr Töpfer. Ihre Bilanz ist ungenügend, und 
deshalb sind Sie von den Regierungsparteien die al- 
lerletzten, die die Oppositionsparteien deswegen zu 
kritisieren hätten, weil Steuern und Abgaben jetzt 
nach ökologischen Kriterien ausgerichtet werden 
sollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist schon etliche Jahre her, daß wir als GRÜNE 
Vorschläge für ein System ökologischer Steuern und 
Abgaben vorgelegt haben. Damals waren wir mit sol- 
chen Gedanken noch ziemhch allein auf weiter Rur. 


Das hat sich geändert. Ich sage hier nachdrücklich; Es (C) 
ist gut, daß sich das geändert hat. Es ist gut, wenn die 
SPD mittlerweile den ökologischen Umbau der Indu- 
striegesellschaft als zentrales Reformziel versteht. Es 
ist gut, daß jetzt auch die SPD dafür eintritt, daß wir 
Steuern und Abgaben nach ökologischen Kriterien 
ausrichten sollen. Es ist gut, daß die SPD mittlerweile 
anerkannt hat, daß es höchste Zeit ist, in der Verkehrs- 
politik neue Wege zu gehen, und daß es darum gehen 
muß, das Autofahren an den Preis anzunähern, den es 
für die Volkswirtschaft in der Bundesrepubhk tatsäch- 
lich hat. Das heißt nun einmal Erhöhung der Mineral- 
ölsteuer. Ich sage hier ganz deutlich: In diesen Grund- 
satzfragen gibt es völlige Übereinstimmung mit den 
Kollegen von der SPD. 

Eines muß allerdings dabei klar sein: Umwelt- 
steuern und Sonderabgaben für die Umwelt sind nicht 
dazu da, den Staatssäckel zu füllen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und der 
SPD) 

Der Weg, den gerade die Scheinheiligenfraktion von 
CDU und CSU bei der Erdgassteuer eingeschlagen 
hat, ist grundsätzlich falsch. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Energiesteuern einzuführen, bloß um den Haushalt 
auszugleichen, damit Sie hinterher das Geld für den 
Anstieg der Rüstungsausgaben ausgeben können, das 
genau geht nicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Glos [CDU/ 

CSU]: So ein Unfug!) (D) 

Deswegen sage ich kritisch auch an die Adresse der 
SPD: Umweltsteuern und Umweltabgaben sind dann 
sinnvoll, wenn sie zielgerichtet zur Entlastung von 
Umweltproblemen eingesetzt werden, wenn sie für 
den ökologischen Umbau eingesetzt werden, wenn 
sie für die Umstellung der Energieversorgung einge- 
setzt werden, für die Entgiftung der Böden, für die 
Sanierung der Rüsse, für die Sanierung der Trinkwas- 
servorkommen, für die saubere Nordsee und gegen 
die Ursachen des Waldsterbens. 

Wenn die Bürger Klarheit darüber haben, daß die- 
ses Geld wirklich der Umwelt zugute kommt, dann 
wird auch die Bereitschaft da sein, finanzielle Bela- 
stungen in Kauf zu nehmen. Wenn aber Unklarheit 
darüber herrscht, ob das Geld am Ende nicht doch 
wieder für andere Zwecke verbraucht werden soll, 
dann wird das der Akzeptanz solcher Vorschläge in 
der Bevölkerung schaden. 

(Glos [CDU/CSU]: Das ist wahr!) 

An dieser Stelle haben Sie etlichen Klärungsbedarf; 
das muß man kritisch anmerken. 

Natürhch entstehen durch die Verteuerung der 
Energiepreise Probleme. Ich sage hier ganz deuthch: 

Für bestimmte Bevölkerungsgruppen wird es einen 
sozialen Ausgleich geben müssen. Es wird angesichts 
der Umverteilungspolitik, die Sie in den letzten Jah- 
ren betrieben haben, sogar mehr als bloß einen Aus- 
gleich geben müssen. Aber das muß aus der sozialen 
Umverteilung finanziert werden und nicht durch neue 
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(A) Umweltsteuern und ökologisch sinnvolle Sonderab- 
gaben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist hier leider nicht die Zeit, in eine Detaildiskus- 
sion über unterschiedliche Konzepte des ökologi- 
schen Umbaus einzusteigen; darüber müssen wir zwi- 
schen SPD und GRÜNEN diskutieren. Es geht aber 
darum, deutlich festzustellen: Der Grundansatz ist 
richtig. Er ist nicht deshalb richtig, weil er dem Staat 
kurzfristig mehr Geld bringen würde. Er ist richtig, 
weil es ein sinnvolles zusätzliches Mittel der ökologi- 
schen Umsteuerung und Umlenkung sein kann, wenn 
über den Preis umweltschädliches Verhalten bestraft 
und umweltfreundliches Verhalten belohnt werden. 

Meine Damen und Herren, Sie haben dazu gar 
nichts anzubieten außer den alten Klamotten von der 
Steuererhöhungspartei, den Sprüchen und abgenu- 
delten Platten von sozialistischem Abgabenstaat. Des- 
wegen sind sie bislang kein kompetenter Gesprächs- 
partner. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD — Widerspruch bei der CDU/ 
CSU — Zuruf von der CDU/CSU: Da klatscht 
die neue Koalition!) 


Vizepräsidentin Renger; Ich finde das wirkhch nicht 
fair. Ich muß darauf achten, daß die Redezeit von fünf 
Minuten eingehalten wird. Wenn ich Sie bitte, aufzu- 
hören, können Sie nicht einfach eine Minute länger 
reden. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Wir haben ja 
so wenig Zeit!) 

— Ich bitte wirklich darum; es ist kein Vergnügen, die 
Kollegen zu mahnen. 

Jetzt hat das Wort der Herr Abgeordnete Dr. Faltl- 
hauser. 


Dr. Faltthauser (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Hier hat gerade einer der 
möglichen Kanzlerkandidaten der SPD gesprochen. 
Wenn es der andere mögliche Kanzlerkandidat nicht 
vermieden hätte, diese Rede anzuhören, und rechtzei- 
tig gekommen wäre, dann hätte er als eifriger Lehrer 
zu seinem Mitkandidaten sicherlich gesagt: „Thema 
verfehlt!" 

(Beifall bei der CDU/CSU und FDP) 

Herr Lafontaine, das war ein Tiefflug durch das 
Bundestagsplenum über 22 Punkte hinweg, aber 
keine Aussage zu dem Thema, das hier auf der Tages- 
ordnung steht. Ich frage mich überhaupt: Wo bleiben 
denn eigentlich die übrigen Kritiker dieses Program- 
mes, die sich öffenthch sehr deutlich gemeldet haben? 
Sie dürfen heute offenbar nicht reden. Sie sind nicht 
da! 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Wo ist 
Apel? — Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Ich 
sehe einige!) 

Es wäre vielleicht interessant, auf diese Weise den 
Zustand der SPD zu erkunden. 

In meinem Wahlkreis, im Nordwesten von Mün- 
chen, gibt es ein großes Unternehmen. Dorthin fährt 


täglich ein Arbeitnehmer zur Arbeit; nennen wir ihn (C) 
Johann Huber. Er ist einer von vielen, die jeden Tag 
eine lange Strecke — in diesem Fall von einem klei- 
nen Dorf in der Nähe von Landsberg — hin zur Ar- 
beitsstelle zurücklegen müssen. Sie fahren dabei eine 
erkleckliche Anzahl von Kilometern. 

Der Huber ist ein Durchschnitts Verdiener: 

42 000 DM verdient er. Er hat zwei Kinder. Ihn haben 
wir durch unsere Steuerreform zwischen 1986 und 
1990 um 1 932 DM entlastet. Das sind monatlich 
161 DM. Jetzt kommen Herr Lafontaine und Frau 
Matthäus-Maier und sagen: 50 Pf mehr Steuer aufs 
Benzin. 

(Glos [CDU/CSU]: Plus Mehrwertsteuer!) 

Der Mann fährt, eine Strecke gerechnet, 60 km. Allein 
an seinen Arbeitstagen fährt er also 26 000 km im 
Jahr. Sie muten ihm folglich eine zusätzliche Bela- 
stung von 1 185 DM pro Jahr zu; das sind monatlich 
100 DM mehr. Anders gesagt: Sie nehmen diesem 
Arbeitnehmer zwei Drittel dessen, was wir ihm durch 
unsere Steuerreform gegeben haben, über die Ben- 
zinpreissteigerung wieder ab. Dann aber sagt Herr 
Lafontaine hier an diesem Pult, daß er ein Programm 
für die soziale Gerechtigkeit machen wolle. Das Ge- 
genteil ist der Fall: Unsozial ist dieses Programm! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dann haben Sie eine Korrekturmaßnahme vorgese- 
hen — aus schlechtem Gewissen wohl — : eine Fern- 
pendlerpauschale. Ich habe irgendwo, nicht in ihrem 
Programm, gelesen, daß sie 300 Millionen DM dafür 
zur Verfügung stellen wollen. Aber das sind besten- 
falls 10 Pf für den Fernpendler. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: 20!) 

Gerechnet nach dem Grenzsteuersatz nach der Spht- 
tingtabelle für den Durchschnittsverdiener mit 22% 
sind das positiv 286 DM in der Steuererklärung. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Das sind 20 Pf, 

Herr Kollege!) 

Das heißt, es bleibt eine Mehrbelastung für diesen 
Beispielfall von 900 DM übrig. 

Hilft dann die Entfernungspauschale, die Sie auch 
genannt haben, einer der vielen möglichen Vernebe- 
lungsvorschläge? Sie hilft ihm nicht. Sie hilft besten- 
falls dem Kollegen, der in die S-Bahn einsteigen kann, 
aber nicht demjenigen, der draußen auf dem Dorf 
wohnt und auf den Pkw angewiesen ist. 

(Frau Schulte [Hameln] [SPD]: Das sind doch 
die alten Platten!) 

Hilft die Beseitigung der Kfz-Steuer? Auch die ha- 
ben Sie ja genannt. Die Abschaffung der Kfz-Steuer, 
meine Damen und Herren, ist eine Illusion. Wir erin- 
nern uns: Gerade an SPD-Ländern ist schon in der 
Vergangenheit, in den 70er Jahren, der Versuch ge- 
scheitert, die Kfz-Steuer abzuschaffen; die brauchen 
das Geld. Unterhalten Sie sich doch einmal mit denje- 
nigen, die in den Ländern nach Geld jammern. Die 
Kfz-Steuer wird mit Sicherheit nicht als Wunderwaffe 
einsetzbar sein. 

Dementsprechend waren auch die Kommentare: 

Das Programm, das Sie hier vorgetragen haben, Herr 
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Dr. Faltlhauser 

(A) Lafontaine, „ist nicht ausgegoren, nicht ausreichend 
durchdacht, schlimm, sozialpolitisch sehr problema- 
tisch"' — das sagt Karl Schiller. Ein anderer: „Das ist 
ein Programm, das ist gegen den kleinen Mann ge- 
richtet. " Das sagt Hans Apel, Ihr Vorgänger, Frau 
Matthäus-Maier. Recht haben die Genossen! Ich halte 
dieses Programm, so wie es dasteht, unter dem Strich 
gerade für den kleinen Mann für einen Skandal. Ge- 
hen Sie nur hinaus und sagen Sie den Leuten, was Sie 
eigenthch wollen. Wir werden ihnen vorrechnen, was 
unten herauskommt. 

Sie, Frau Matthäus-Maier, haben gesagt: In der Dis- 
kussion um das SPD-Programm „beginnt unsere Mei- 
nungsführerschaft zu bröckeln", Frau Kollegin, nicht 
bröckeln! Es sind riesige Brocken, die Ihnen mittler- 
weile um die Ohren fallen. Ich glaube, das wird auch 
in Zukunft so sein. Wir werden dafür sorgen, daß die 
Arbeitnehmer wissen, was auf sie zukommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge- 
ordneter Schäfer (Offenburg). 


Schäfer (Offenburg) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Es ist ein gutes 
Zeichen, daß wir heute auf Antrag der CDU/CSU- 
Fraktion über unser Konzept des ökologischen Um- 
baus diskutieren. Wir würden uns bei Gelegenheit bei 
Ihnen gern revanchieren und auch eine Aktuelle 
Stunde über Ihr Konzept beantragen, aber leider gibt 
es kein Konzept der Regierungsparteien für eine Ant- 
wort auf die ökologische Herausforderung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie verwalten die Umweltprobleme, mehr schlecht als 
recht. Wir wollen sie lösen, meine Damen und Her- 
ren. 

Wenn wir die drohende Klimakatastrophe zumin- 
dest in ihren Auswirkungen begrenzen wollen 
— darin besteht Übereinstimmung — , müssen wir bis 
zum Jahre 2000 mindestens 20% weniger Energie 
verbrauchen als heute, Reahtät aber ist: Der Energie- 
verbrauch steigt wieder, am stärksten im Verkehrsbe- 
reich, und die Prognosen zeigen steil nach oben. 
Wenn Sie, Herr Faltlhauser, ausgerechnet Sie, die Sie 
für die neue Armut und die sozialen Ungerechtigkei- 
ten verantwortlich sind, hier in grellen Farben das 
Schreckgespenst des armen Bürgers an die Wand ma- 
len, der künftig 50 Pf mehr pro Liter Benzin bezahlen 
muß und dadurch angeblich in die neue Armut ge- 
stürzt wird, sind dies schiere Krokodilstränen. Ihnen 
fehlt jedes Recht, angebliche soziale Ungerechtigkei- 
ten anzuprangern. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie, meine Damen und Herren von den Regierungs- 
fraktionen, reden nicht über die sozialen Probleme, 
die vielen Millionen Menschen drohen, 

(Glos [CDU/CSU]: Sie wollen den Leuten das 
Autofahren vermiesen!) 


wenn durch den Treibhauseffekt ganze Länder über- (C) 
flutet und fruchtbare Äcker in unfruchtbare Wüsten 
verwandelt werden. 

(Glos [CDU/CSU]: So etwas Scheinheih- 
ges!) 

Die Benzinpeise liegen heute real niedriger als 1972 
— kein Wunder, daß der Verbrauch ständig steigt. 

Und da wollen Sie uns weismachen, daß Öko-Steuern 
auf Energieverbrauch und Benzin, die zudem an an- 
derer Stelle voll zurückgegeben werden, sozial unzu- 
mutbar seien und die Wirtschaft in den Ruin treiben. 
Ihnen ist die Parole „Freie Fahrt für freie Bürger" — 
das zeigt Ihre Haltung zum Tempohmit — allemal 
wichtiger als die Lebenschancen der nach uns kom- 
menden Generationen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 

Glos [CDU/CSU]: Das ist eine Unverschämt- 
heit!) 

Diese Art des „In-den-Tag-hinein-Regierens", 
buchstäblich nach dem Motto: „Nach uns die Sint- 
flut" , wird den Herausforderungen, vor denen wir ste- 
hen, nicht gerecht, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ihre Politik bleibt im übrigen auch hinter dem Be- 
wußtsein der Bürger weit zurück. Eine klare Mehrheit 
hält heute den Umweltschutz für die wichtigste innen- 
politische Aufgabe und ist auch bereit, dafür persön- 
liche Opfer zu bringen. 

Der ökologische Umbau ist die zentrale politische 
Aufgabe des nächsten Jahrzehnts. Unsere Vorschläge (D) 
zum ökologischen Umbau sind ein erster richtiger 
Schritt, das ökologisch Notwendige in ökonomische 
Motivation umzusetzen. Wir haben als einzige Partei 
ein geschlossenes marktwirtschaftliches ökologisches 
Gesamtkonzept entwickelt. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Jetzt über- 
treibt er aber! — Dr. Lippold [Offenbach] 
[CDU/CSU]: Das glaubt doch niemand! — 
Wissmann [CDU/CSU]: Wer stimmt dem 
denn zu? Wie steht die SPD-Bundestagsfrak- 
tion dazu?) 

Wir belasten dabei weder die sozial Schwachen noch 
die Fernpendler: durch die volle Rückgabe der Öko- 
steuer an den Bürger 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Für wen sprechen Sie 
denn?) 

und für notwendige Umweltschutzinvestitionen bleibt 
die Entscheidungsfreiheit bei dem einzelnen: Ener- 
giesparer werden belohnt, Energieverschwender 
müssen zahlen. Das ist die marktwirtschaftliche Lo- 
gik. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Für wen sprechen 
Sie, Herr Schäfer?) 

Wer die Klimakatastrophe verhindern will, Herr 
Töpfer, braucht Kraft und Mut statt nur Ankündigun- 
gen und nachdenklicher Reden. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Also weg von der 
Kohle!) 
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(A) Er braucht durchsetzbare Gesamtkonzepte, nicht poli- 
tische Eintagsfliegen wie die CO 2 - Abgabe ä la Töp- 
fer. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU] : Sind Sie also für mehr 
Kernenergie?) 

Es ergeht diesem Vorschlag wie vielen Vorschlägen 
von Ihnen, Herr Umweltminister. Auch dieser Vor- 
schlag wird auf die längste Bank Deutschlands ge- 
schoben: Die Regierungsbank. 

(Beifall bei der SPD) 

Unsere Vorschläge zum ökologischen Umbau sind 
ein erster Schritt, die ökologische Trendumkehr ein- 
zuleiten. Wir setzen auf marktwirtschaftliche Lösun- 
gen. Denn wir haben aus den Ölpreiskrisen der Ver- 
gangenheit gelernt, daß Preissignale auch für den 
Umweltschutz wirken. Deswegen wollen wir das Mit- 
tel des Preises auch für den ökologischen Umbau ein- 
setzen, damit umweltfreundliches Produzieren be- 
lohnt und umweltschädliches Produzieren künftig 
über den Preis belastet wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger; Das Wort hat der Abgeord- 
nete Zywietz. 

Zywietz (FDP): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wenn ich das hier so betrachte, dann muß ich 
feststellen: Ich kann keinen Fortschritt darin erken- 
nen, daß der Staat künstlich den Ölscheich spielen 
soll. Die Bürger unseres Staates haben zweimal erlebt, 
was politisch und wirtschaftlich geschieht, wenn Ben- 
ßj zin- und Ölpreise drastisch erhöht werden. Hier brau- 
chen wir keinen künstlichen Nachhilfeunterricht. 
Zweimal reicht, Herr Ministerpräsident. Ich kann kei- 
nen Fortschritt darin erkennen. 

Ich kann es auch nicht als sozial ausmachen, wenn 
diejenigen, die verkehrspolitische Alternativen haben 
und nicht zwingend auf das Auto angewiesen sind, 
begünstigt werden und wenn die Landbevölkerung 
belastet wird: durch die Preiserhöhungsvorschläge, 
die Sie gemacht haben. Darin kann ich kein soziales 
Augenmaß erkennen. 

Ich kann auch nicht erkennen, daß Ihre politischen 
Vorschläge widerspruchsfrei und glaubwürdig sind. 
Wenn Kohleverbrennung die Umwelt belastet, dann 
kann ich nicht verstehen, warum Sie für die Saarberg- 
werke und den hohen Plafond an Förderung im Saar- 
land so kämpfen und sich das aus der Bundeskasse 
bezahlen lassen und noch nicht einmal einen Eigen- 
anteil herbeischaffen. Dann lassen wir einmal die 
Märkte, die Sie hier so gelobt haben — das war schon 
einigermaßen verwunderlich — , wirken. Nehmen wir 
einmal die ganze Kohleunterstützung für die Produk- 
tion im Saarland weg. Dann werden wir sehen, wie 
das regional und sozial wirkt. Das kann ich mir sehr 
gut vorstellen. Sie preisen auf der einen Seite eine 
Erhöhung um etwa 50 Pf und halten auf der anderen 
Seite die Hand für Produktionszuschüsse auf, die wir 
im wesenthchen mit Bundessubventionen sowohl di- 
rekt als auch über die Finanzierung bei den Knapp- 
schaftsrenten ganz erhebhch mitfinanzieren. Können 
Sie mir einmal sagen, wie das zusammengeht und was 
das mit vernünftigem ökologischem Umbau oder mit 
sozialer Symmetrie zu tun hat? Ich kann das weiß Gott 


nicht erkennen. Diese Aufklärung müßten Sie erst (C) 
einmal leisten. 

Wenn hier gesagt wird, heber Harald Schäfer, die 
Regierung müßte erst einmal ein Öko-Konzept vorle- 
gen 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Das kann man 
wohl sagen!) 

~ Frau Kollegin, auf der anderen Seite waren Sie 
noch selber dabei — : Richtig ist, daß Herr Genscher 
und damit die FDP Anfang der 70er Jahre, damals in 
der Koahtion mit der SPD, mit dem Freiburger Partei- 
tag den ersten Nagel für entsprechende Aktivitäten 
im Bereich der Ökologie eingeschlagen hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Zu dieser Seite des Hauses muß man, wenn man der 
Wahrheit die Ehre gibt, sagen, daß wir in der Ener- 
giesparpohtik und damit bei der Umweltbelastung 
und in der Förderung alternativer Energien erhebh- 
che Fortschritte gemacht haben. Ich sage doch nicht, 
daß wir alles erreicht haben. Aber im Vergleich zu 
dem, was möghch ist, ohne im gesamtwirtschaftlichen 
Kreislauf Schäden an anderer Stelle zu verursachen 
auch im Vergleich zu dem, was im uns umgebenden 
Ausland geschehen ist, brauchen wir unser Licht nicht 
unter den Scheffel zu stellen. 

Ein bißchen mehr an strikter Anwendung des Ver- 
ursacherprinzips wäre in Ordnung. Aber da kann ich 
dem Herrn Ministerpräsidenten des Saarlandes nur 
sagen: Dann verzichten Sie doch auf all die Unterstüt- 
zung bei der Kohle; denn die Kohle ist nicht umwelt- 
freundhch. Das können Sie drehen und wenden, wie 
Sie wollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Verzichten Sie doch als Konsequenz aus dieser an- 
gebhch ökologischen Einstellung auf die künstliche 
Förderung der Kohle, vor allem dann, wenn diese aus 
fremdem Geld kommt. 

Ich habe mir sagen lassen, daß Sie sich als Förderer 
der Kumpel auf spielen. Sie erweitern Ihr Kabinett und 
stellen einen teuren Koch ein, aber die Arbeitsplätze 
der Kumpels lassen Sie sich von hier bezahlen. Noch 
nicht einmal einen Anteil wollen Sie finanzieren, wie 
das Nordrhein-Westfalen getan hat. 

Statt dessen gehen Sie mit einer Dreistigkeit her 
und betätigen sich hier als Lehrmeister. Machen Sie 
die Schularbeiten lieber zu Hause. Eine gute Vorbild- 
funktion ist immer noch das Beste, wenn man päd- 
agogisch wirken will. 

Nach dem, was ich von Ihnen gehört habe, Herr 
Ministerpräsident, ist mir der Ausdruck des Kollegen 
Dreßler im Zusammenhang mit der Gesundheitspoli- 
tik in den Sinn gekommen. Er hat vom „Abkassiermo- 
dell" gesprochen. Ich nehme dieses Stichwort einmal 
auf: Das, was hier versucht wird, ist ein Abkassiermo- 
dell ganz eklatanter Art. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Zurufe von der SPD: Auch!) 

— Es ist ein Abkassiermodell ganz extremer Art. 

Zu der Behauptung, das Geld werde auf andere 
Weise den Bürgern wieder zugute kommen, sage ich 
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Zywietz 

(A) nur; Die Worte höre ich wohl, aber die Botschaft 
glaube ich noch lange nicht. Insofern kann ich nicht 
viel Sinn in Ihren Vorschlägen erkennen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 
Frau Matthäus-Maier [SPD]: Das war wohl 
nichts!) 


Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Parla- 
mentarische Staatssekretär Dr. Voss. 


Dr. Voss, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Herr Ministerpräsident Lafon- 
taine, Sie haben ein beachtliches Bündel von Maß- 
nahmen hier vor uns ausgebreitet. Ob es nun 22 oder 
25 Punkte, wie Sie zuletzt gesagt haben, waren, spielt 
an sich keine Rolle. 

(Roth [SPD]: Nicht mal zählen kann der!) 

— Nein, das hat er selbst gesagt, Herr Kollege Roth. 
Ich habe 22 Punkte gezählt, aber zuletzt hat Herr La- 
fontaine von 25 Punkten gesprochen. Das spielt aber 
keine große Rolle. 

Zur Finanzierung all dieser Punkte haben Sie offen- 
sichtlich die Erhöhung der Benzin- und Mineralöl- 
steuer ins Auge gefaßt. Aber dieses Konzept, meine 
Damen und Herren, ist widersprüchlich und mit gra- 
vierenden Unzulänglichkeiten behaftet. Lassen Sie 
mich das kurz begründen. 

Erstens. Sie brauchen für den Umbau nach Ihren 
Vorstellungen 30 Milliarden DM und wollen das 
durch eine Erhöhung der Mineralölsteuer um rund 
0,50 DM hereinbekommen. Das wird in unserem Land 
Literpreise für Benzin von 1,60 bis 1,80 DM bedeuten. 
Das sind Preise, die wir bisher nie gehabt haben. 

Dennoch, meine Damen und Herren, sollen diese 
Preise ohne jede Wirkung auf das Verhalten der Auto- 
fahrer sein. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Was? Wie?) 

— Meine Damen und Herren, Sie müssen rechnen. 
Die 30 Milliarden DM können nur hereinkommen, 
wenn sich das Verhalten der Autofahrer nicht verän- 
dert, d. h. wenn der Verbrauch unverändert bleibt. 
Hiermit liegt ein Widerspruch ganz klar auf der Hand: 
Kommen aus der Steuererhöhung 30 Milliarden DM 
auf, wird das umweltpolitische Ziel verfehlt. Wird da- 
gegen infolge der hohen Treibstoffkosten weniger ge- 
fahren, so entsteht eine Finanzierungslücke, die ent- 
weder durch zusätzliche Steuereinnahmen an anderer 
Stelle oder durch eine höhere Verschuldung geschlos- 
sen werden muß. 

Zweitens. Die SPD will zum Ausgleich der Benzin- 
preisverteuerung die Kraftfahrzeugsteuer abschaf- 
fen. Hiervon würden diejenigen am meisten profitie- 
ren, die die Umwelt am stärksten verschmutzen. Bei 
einem Hubraum von 1 600 cm^ beträgt die Entlastung 
durch den Wegfall der Kfz-Steuer 364 DM bei nicht 
schadstoffarmen Pkws, bei einem schadstoffarmen 
Pkw dagegen nur 211 DM. 

(Glos [CDU/CSU]: So ist es!) 


Das politische Ziel, die spezifischen Schadstoffemis- (C) 
sionen zu verringern, wird bei dieser Konzeption also 
nicht erreicht. 

Drittens. Auch die Frage nach der sozialpolitischen 
Vertretbarkeit und Verträglichkeit Ihrer Vorschläge 
muß man mit einem klaren Nein beantworten; denn 
warum allein der Autofahrer und warum gerade die 
Bewohner des ländlichen Raums — der Kollege Faltl- 
hauser hat bereits darauf hingewiesen — die Haupt- 
last tragen sollen, ist völhg unerfindlich. 

Viertens. Die Zielvorstellungen der SPD berück- 
sichtigen nicht die politische Entwicklung in Europa. 
Wirksame Umweltschutzpohtik ist heute im nationa- 
len Maßstab allein kaum noch möglich. Wir müssen 
nicht nur die Umweltstandards aufeinander abstim- 
men, sondern uns auch dem Wettbewerb der europäi- 
schen Steuersysteme stellen. Deshalb gilt es, Betriebe 
und Arbeitsplätze nicht zusätzlich zu belasten, son- 
dern im Saldo steuerlich zu entlasten und so auf den 
europäischen Binnenmarkt vorzubereiten. 

Meine Damen und Herren, dem vernichtenden Ur- 
teil, das dieses Konzept aus Ihren eigenen Reihen, 
aber natürlich auch an anderer Stelle erfahren hat, ist 
an sich nichts hinzuzufügen: fehlender ökonomischer 
Sachverstand. Schlimmer geht es kaum! 

Danke sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Matthäus-Maier. 


Frau Matthäus-Maier (SPD): Sehr geehrte Frau Prä- 
sidentin! Meine Damen und Herren! Ich möchte hier 
fünf Feststellungen treffen: 

Erstens. Unser Konzept ist ökologisch vernünftig. 

(Glos [CDU/CSU]: Sie haben die SPD aber 
reingeritten, Frau Kollegin!) 

Wer's nicht glaubt, erinnere sich nur an die 70er 
Jahre: Die Reaktion der Verbraucher und der Wirt- 
schaft auf die beiden Ölpreisexplosionen hat gezeigt, 
daß Preissignale von Bürgern und Industrie sehr wohl 
verstanden werden und zu einem energiesparenden 
Verhalten führen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nur haben Sie 

gesagt, daher komme die Arbeitslosigkeit!) 

Die Fahrleistung ging in diesen Jahren zurück, der 
Durchschnittsverbrauch neu zugelassener Pkw eben- 
falls. Das wird auch so weitergehen. Wir wissen, daß 
die Modelle der Öko-Autos in der Schublade liegen, 
und diese Autos werden in den Fabriken tatsächlich 
gebaut werden, wenn wir über eine höhere Energie- 
besteuerung den entsprechenden marktwirtschaftli- 
chen Anreiz geben, 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU: So einfach ist das!) 

Dies wird auch nicht dadurch behindert, daß wir das 
Aufkommen ganz zurückgeben. Herr Zywietz, Sie ha- 
ben sich versprochen. Sie haben vom „Abkassiermo- 
dell" gesprochen. Wir haben kein Abkassiermodell, 
weil wir alles zurückgeben, 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Frau Matthäus-Maier 

(A) aber Ihre Gesundheitsreform, die ist tatsächlich ein 
Abkassiermodell ! 

(Beifall bei der SPD) 

Bei uns ist das Konzept aufkommensneutral. Das 
heißt, der Staat gibt das zurück, was er einnimmt. 
Aber beim einzelnen heißt das nicht: individueller 
Ausgleich; im Gegenteil, 

(Glos [CDU/CSU]: Der Rentner, der Auto 
fährt, kriegt nichts!) 

der, der wenig Energie verbraucht, wird bei der Um- 
schichtung gewinnen, und der, der viel Energie ver- 
braucht, wird bei der Umschichtung finanziell zuzah- 
len. Das ist auch die Idee des Verursacherprinzips, wir 
sind da nur ehrlicher als Sie. 

(Glos [CDU/CSU]: Wehe dem autofahrenden 
Rentner! Es hilft nichts, es bröckelt, Frau 
Kollegin! Ja, es bröckelt!) 

Zweitens. Unser Konzept ist wirtschaftspolitisch 
vernünftig. Es ist zukunftsorientiert. In den 90er Jah- 
ren wird in der Wirtschaft nicht der die Nase vorn 
haben, der die besten Panzer und Fregatten baut, son- 
dern der, der die modernste Umwelt- und Energieein- 
spartechnologie exportiert. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN - 
Zurufe von der CDU/CSU: Das tun wir doch! 

— Die haben wir doch!) 

Meine Damen und Herren, das heutige Steuerrecht 
ist ökonomisch verkehrt; es zeugt von ökonomischer 
Inkompetenz. Das Öl, das wir von der OPEC importie- 
re) ren, ist steuerlich vergleichsweise gering belastet, 
aber das Wertvollste, was wir in diesem Lande haben, 
nämlich die Arbeitskraft unserer Arbeitnehmer, der 
Techniker, der Ingenieure, wird vergleichsweise hoch 
besteuert. Der Marsch in den Lohnsteuerstaat ist je- 
den Tag nachzuweisen. 

(Glos [CDU/CSU]: Wer hat denn die Lohn- 
steuer so ins Kraut schießen lassen?) 

Herr Wissmann, was ist eigenthch ökonomisch dage- 
gen einzuwenden 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

— Frau Präsidentin, es ist etwas laut! — Was ist eigent- 
lich ökonomisch dagegen einzuwenden, wenn wir 
hier umschichten und die Leistung von Arbeitneh- 
mern und Unternehmern steuerlich entlasten und die 
Mineralölsteuer auf überwiegend importiertes Öl et- 
was verschärfen? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Etwas? — Es sind 
ja 100%) 

Ich halte das für ökonomisch und ökologisch in Ord- 
nung! 

Drittens. Unser Konzept ist solide finanziert, Herr 
Voss, und das wissen Sie auch. Wir gehen bei unseren 
Berechnungen davon aus, daß die 30 Milharden DM 
Mehraufkommen dadurch entstehen, daß der Ener- 
gieverbrauch gestoppt wird. 

(Zuruf von der SPD: Der Zuwachs!) 

Das Stoppen wäre schon ein großer ökologischer Fort- 
schritt. Wenn wir darüber hinaus — was wir ja wollen 


— erreichen, daß die Menschen und die Wirtschaft (C) 
Energie einsparen, würde das in der Tat zu einem 
geringeren Mehraufkommen führen. Aber wir ken- 
nen doch gemeinsam die Steuerschätzungen. Wir ha- 
ben in der Mitte der nächsten Legislaturperiode — 
und vorher könnten wir das ja nicht verwirkhchen — 

ein Steueraufkommen von rund 600 Milliarden DM. 
Wenn wir bei der Mineralölsteuer durch das Sparen 
der Bürgerinnen und Bürger 3 oder 4 oder auch 5 Mil- 
liarden weniger Zuwachs haben, ist das eben die Be- 
lohnung für das Energiesparen. Sie wissen doch bes- 
ser als alle anderen hier im Raum, daß das dynamische 
Steuersystem dies an anderer Stelle voll auffängt. Es 
gibt hier überhaupt keine Finanzierungslücker die 
entstehen könnte! 

(Beifall bei der SPD) 

Vierter Punkt: Dies ist europäisch möglich. Wenn 
Sie nicht immer nur hinter den anderen Ländern her- 
laufen, sondern im ECOFIN-Rat, also im Rat der Wirt- 
schafts- und Finanzminister, 

(Glos [CDU/CSU]: Die lachen Sie doch 
aus!) 

endlich solche Überlegungen einb ringen, werden wir 
gar keine Schwierigkeiten haben, dies auch in Europa 
umzusetzen. 

Fünfte und letzte Feststellung: Unser Konzept ist 
auch sozial verträglich. Meine Damen und Herren, 
das unterscheidet unser Konzept von den anderen 
Konzepten, auch dem der GRÜNEN. Die soziale Ver- 
träglichkeit kommt dadurch zustande, daß wir das 
gesamte Aufkommen wirklich zurückgeben: durch 
eine Anhebung des Grundfreibetrages bei der Steuer, p) 
durch die Abschaffung der Kraftfahrzeugsteuer und 
durch die sozialen Ausgleichsmaßnahmen bei der 
Rente, bei den Schwerbehinderten. Ich glaube nicht, 
daß es ein sozial verträglicheres Umschichtungsmo- 
dell gibt. 

Wenn dann gesagt wird, die Bezieher großer Ein- 
künfte können die 50 Pf wegstecken, die anderen 
aber nicht, dann ist das im Einzelfall richtig. Aber ich 
sage Ihnen: Wir können die ungerechte Einkommens- 
und Vermögensverteilung in diesem Lande doch nicht 
über die Ökosteuer lösen! 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu brauchen wir 200 DM Kindergeld; dazu brau- 
chen wir Bekämpfung der Wohnungsnot; dazu brau- 
chen wir die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, mit der 
Sie sich längst abgefunden haben; 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

dazu brauchen wir eine Besteuerung der Steuerhin- 
terzieher von Millionenbeträgen. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Das ist 
unter Ihrer Würde!) 

— Das ist nicht unter meiner Würde. — 

(Glocke des Präsidenten) 

Das machen wir in den 20 Punkten, die Herr Lafon- 
taine vorgetragen hat. 


Vizepräsidentin Renger: Frau Kollegin, Ihre Rede- 
zeit ist zu Ende. 
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(A) Frau Matthäus-Maier (SPD): Wir sind Ihnen ökolo- 
gisch und ökonomisch überlegen, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Faltlhauser [CDU/ 
CSU]: Es bröckelt weiter!) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Uldall. 


Uldall (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und meine Herren! Frau Matthäus-Maier, Sie haben 
die Erfahrungen aus den 70er Jahren angesprochen, 
als die Benzinpreise im Zuge der Ölkrise stiegen. Sie 
haben aber bei Ihren Schilderungen eins vergessen, 
daß nämlich als Folge dieser Erdölkrise Arbeitslosig- 
keit in der Bundesrepublik in einem Maße entstand, 
das bis dahin keiner bei uns gekannt hatte. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Sie haben im Zuge der Erdölkrise Staatsschulden in 
einem Umfang gemacht, wie es keiner bisher gekannt 
hatte. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Und dann haben Sie den Mut, davon zu reden, daß das 
hier ein Konzept sein soll, das finanziell in sich ausge- 
wogen ist! Sie wollen jetzt eine dritte Erdölkrise 
künstlich erzeugen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Schütz [SPD]: 

Dummes Zeug!) 

Ich sage Ihnen: Bedenken Sie bitte die Folgen, die Sie 
damals, in den 70er Jahren, alle haben miterleben 
müssen. Wir wollen nicht, daß jetzt etwas Gleiches 
wieder eintritt. 

(Schütz [SPD]: So ein Blödsinn!) 

Meine Damen und meine Herren, die sozialdemo- 
kratischen Vorstellungen über die Steuerpolitik stel- 
len sich bei näherem Hinsehen als das heraus, was so- 
zialdemokratische Steuerpolitik schon immer gewe- 
sen ist, nämlich eine Politik der Umverteilung. Der 
Staat, so sind ja die Vorstellungen der Sozialdemokra- 
ten, soll so viel wie möglich einnehmen und dies dann 
den Bürgern zuteilen, so wie er, der Staat, es für richtig 
hält. Nicht Fleiß, nicht Tüchtigkeit und nicht Lei- 
stung 

(Zurufe von der SPD: Hoijoijoi!) 

sollen darüber entscheiden, wie hoch das Einkommen 
des einzelnen ist, sondern es soll darüber durch den 
Staatsapparat entschieden werden, der bestimmte Re- 
geln aufstellt, wie das Einkommen zu verteilen sei. 
Nicht der erzielt ein hohes Einkommen, der viel arbei- 
tet, 

(Schütz [SPD]: Und die Natur ausbeutet!) 

sondern derjenige, der sich in dem Gestrüpp Ihrer 
Bestimmungen, Ihrer Regelungen, Ihrer Vergünsti- 
gungen, Beihilfen und Unterstützungsmaßnahmen 
am besten auskennt. Ein solches trickreiches Vorge- 
hen wünschen wir uns nicht. 

(Zuruf von der SPD: Hei!) 

Meine Damen und Herren, in vielen Ländern geht 
man jetzt mit großen Mühen daran, dem Markt wieder 
mehr Geltung zu verschaffen, weil der Nutzen für den 


Bürger so am größten ist. Das sollte für Sie Anlaß sein, (C) 
über Ihre Steuerpolitik noch einmal im Grundansatz 
nachzudenken. Von „Fortschritt '90" könnte man nur 
dann sprechen, wenn die Sozialdemokraten diese 
überholten Vorstellungen über stärkere Umverteilung 
über Bord werfen würden. Aber das Gegenteil ist der 
Fall: Ein gewaltiges Umverteilungsprogramm über 
Steuererhöhungsmaßnahmen wird jetzt in Gang ge- 
setzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Schütz [SPD]: 

Das Wort „Ökologie" kommt bei euch gar 
nicht vor!) 

Wie hoch dieses Volumen ist, wird erst deutlich, 
wenn man sich einmal vor Augen führt, welch gewal- 
tige Finanzmasse eine Erhöhung um 50 Pf bewegen 
wird. 

(Glos [CDU/CSU]: Plus Mehrwertsteuer!) 

Diese Mehreinnahmen, die da erzielt werden, sind 
genauso hoch wie zusammengenommen: Tabak- 
steuer, Kaffeesteuer, Zuckersteuer, Branntwein- 
steuer, Kapitalverkehrsteuer, Versicherungsteuer, 
Wechselsteuer, Vermögensteuer, Biersteuer und 
Grundsteuer, die alle Bürger auch zu entrichten ha- 
ben. 

(Zuruf von der SPD: Zündholzsteuer!) 

Das alles zusammengenommen, meine Damen und 
Herren, ist das, was die Sozialdemokraten hier mal 
eben in einen riesigen Topf hineinwerfen. 

Meine Damen und Herren, neu an diesem Pro- 
gramm ist lediglich eines: daß die Begründung hierfür 
von dem abweicht, was Sie bisher als Begründung 
gegeben haben. Jetzt muß die Ökologie als Grund 
dafür herhalten, daß eine Umverteilung plötzlich not- 
wendig sein soll. Dabei weiß jeder, daß die Erhöhung 
des Benzinpreises nur zu einem unbedeutenden 
Rückgang der gefahrenen Kilometer und damit des 
Schadstoffausstoßes führen wird. 

Wenn die SPD tatsächlich dieses Ziel verfolgen will, 
dann sollte sie sich unseren Plänen anschließen. Wir 
haben dargelegt, wie durch eine Besteuerung der 
Motoren, die einen übermäßigen Schadstoffausstoß 
haben, entsprechende Abhilfe geschaffen werden 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wo ist der Vor- 
schlag konkret? — Schütz [SPD]: Solche Mo- 
toren lassen wir gar nicht zu!) 

Meine Damen und Herren, eine Bewertung dieser 
Politik will ich abschließend nicht vornehmen. Viel- 
mehr will ich einen Finanzexperten dieses Hauses zi- 
tieren, der über Jahre für die Finanzen der Bundesre- 
publik verantwortlich war. Er sagte: 

Wer solche Steuern erfindet, dem ist der ökono- 
mische Sachverstand abhanden gekommen. 

(Roth [SPD]: Das hat er doch nicht verdient, 
daß Sie ihn loben! Das ist die schärfste 
Strafe!) 

Das war Hans Apel. 

Und weiter heißt es bei ihm: 
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Uldall 

(A) Die Höhe des Benzinpreises verändert kaum die 

verbrauchten Liter. Es gilt also, daß man mit sol- 
chen Preiserhöhungen einen großen Industrie- 
standort auf Dauer kaputtmacht. 

Diesen Bewertungen von Hans Apel habe ich nichts 
hinzuzufügen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Frau Matthäus-Maier [SPD]; Er kann sich 
auch mal irren! — Roth [SPD]: Der soll auf- 
passen, daß St. Pauli nicht absteigt!) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Kleinert. 

(Glos [CDU/CSU]: Schon wieder? Der hat 
doch vorhin schon überzogen!) 

— Zwei Minuten, meine Damen, meine Herren. 

(Glos [CDU/CSU]: Ziehen Sie die zwei Minu- 
ten von vorhin ab! Dann haben wir Ruhe!) 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte auf eine Be- 
merkung des Herrn Staatssekretärs Voss zurückkom- 
men, die bei mir den Eindruck hat aufkommen lassen, 
daß der Kenntnisstand des Herrn Voss über die Mög- 
lichkeiten marktwirtschaftlicher Lenkungsinstru- 
mente jedenfalls für das, was man von einem Staats- 
sekretär im Finanzministerium erwarten sollte, sehr 
unterentwickelt zu sein scheint. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Leider wahr!) 

Herr Voss, ich habe bei Ihrer Rede den Eindruck ge- 
wonnen, daß Sie den Sinn von Ökosteuern oder öko- 
logischen Sonderabgaben bis heute nicht verstanden 
haben. 

(Dreßler [SPD]: Leider auch wahr!) 

Der Sinn solcher Steuern oder Abgaben besteht ge- 
rade nicht darin, daß sie deswegen erhoben werden, 
damit die Staatseinnahmen ansteigen. Es ist doch viel- 
mehr so, daß im optimalen Fall das Mittelaufkommen 
aus solchen Steuern oder Abgaben relativ gering sein, 
gegen Null tendieren soll. Das ist doch das fiskalische 
Ergebnis dieser Geschichte. Nur auf diesem Wege 
werden Sie es erreichen können, daß das klassische 
marktwirtschaftliche Instrument Preis als Instanz zur 
ökologischen Umlenkung sinnvoll wird. 

Wir jedenfalls wollen Umweltsteuern nicht aus 
finanzpolitischen Gründen, sondern aus umweltpoliti- 
schen Lenkungsinteressen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich habe das Gefühl, Sie begreifen einfach nicht, daß 
man Steuerpolitik überhaupt auch aus umweltpoliti- 
schen Gründen einsetzen kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber natürlich!) 

An diesem Punkt ist die Bundesregierung nach wie 
vor begriffsstutzig. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Nicht nur 
da!) 

Ich will hier eines noch einmal klarstellen. Die gro- 
ßen Zukunftsaufgaben sind: Umwelt bewahren, so- 
ziale Gerechtigkeit und, will ich hinzufügen, wirk- 
same Abrüstung — da hat Herr Lafontaine völlig 


recht. Wer wirkliche Lösungen in der Umweltfrage (C) 
will, der muß Umweltpolitik als Wirtschafts- und Fi- 
nanzpolitik anlegen und der muß aus den Barrieren 
der Ressortverwaltung ausbrechen. Herr Töpfer, die 
Bürger erwarten von Ihnen nicht, daß Sie noch öfter 
den Rhein durchschwimmen. Die Bürger erwarten 
von der Politik auch keine bloßen Ankündigungen für 
die Lösung der Umweltfrage. Sie erwarten eine Poli- 
tik, die praktische Maßnahmen durchführt, die voran- 
kommt, die Lösungen präsentiert. Und eine Lösung 
kann nur im ökologischen Umbau bestehen. Wir ha- 
ben da in etlichen Punkten Differenzen zu den sozial- 
demokratischen Vorschlägen. Wir werden den Streit 
um die richtigen Etappen des ökologischen Umbaus 
führen. Aber diesen Streit können wir leider nur mit 
der SPD führen, weil Sie nichts Vergleichbares anzu- 
bieten haben. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Bundes- 
minister Dr. Töpfer. 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit: Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Eingangs 
dieser Diskussion sind drei wichtige Ziele für die kom- 
menden zehn Jahre in unserem Land dargestellt wor- 
den: ökologische Stabilität, soziale Gerechtigkeit, 
wirtschaftliche Stabilität. In den Zielen sind wir uns 
sicherlich alle einig. Nur, wir stellen diesen drei Zielen 
ein anderes nachhaltig voran: Wir wollen in den näch- 
sten zehn Jahren dem Siegeszug und der Faszination 
der Freiheit in Gesellschaft und Wirtschaft in Europa 
insgesamt zum Durchbruch verhelfen. Das ist der 
erste zentrale Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Unruhe bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Tatsache, daß in dieser Aktuellen Stunde bisher 
noch niemand darauf aufmerksam gemacht hat, daß 
Erich Honecker heute zurückgetreten ist, zeigt fast 
symbolhaft auf die Person hin, das Scheitern einer 
sozialdemokratischen Politik, die wir nicht zur Grund- 
lage unserer Politik machen. 

(Roth [SPD]: Das steht nicht in unserem Pro- 
gramm! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Zweitens. Soziale Gerechtigkeit ist für uns nach wie 
vor dadurch einzubringen, daß wir wirtschaftliche 
Stabilität gewährleisten. Sieben Jahre wirtschaftli- 
ches Wachstum ohne Inflation ist die beste sozialpo- 
litische Maßnahme gewesen, die wir in den letzten 
sieben Jahren überhaupt durchführen konnten. Das 
ist das Markenzeichen unserer Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dazu kommt, daß dieses wirtschaftliche Wachstum 
auch noch ökologisch abgesichert wird. Damit kom- 
men wir zu der Frage des ökologischen Konzepts. 
Wenn wir festhalten, daß unser entscheidendes Ziel 
die Durchsetzung von Freiheit auch in Wirtschaft und 
Gesellschaft ist, dann ist es ganz selbstverständlich, 
daß unser Ziel eine ökologische Marktwirtschaft ist. 

Ich halte es für wichtig, daß wir noch einmal deutlich 
machen: Diese ökologische Marktwirtschaft basiert 
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Bundesminister Dr. Töpfer 

(A) für uns auf zwei Säulen: auf dem Ordnungsrecht und 
auf marktwirtschaftlichen Anreizen. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Und auf Daim- 
ler!) 

Ich halte zunächst einmal fest, daß ich es nach wie vor 
für bemerkenswert halte, daß von den Rednern der 
Sozialdemokraten, die bisher hier gesprochen haben, 
nicht einer das Wort „Ordnungsrecht'' auch nur in den 
Mund genommen hat. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das ist doch 

selbstverständlich! Was ist denn ein Tempo- 
limit anderes als Ordnungsrecht?) 

Das kann ich doch wohl nur so deuten, daß Sie mit 
dem, was wir in dieser Legislaturperiode an Ord- 
nungsrecht durchsetzen, offenbar voll einverstanden 
sind. 

Wir haben in dieser Legislaturperiode das Gesetz 
zur Umweltverträglichkeitsprüfung verabschiedet. 
Wir haben in dieser Legislaturperiode das neue Che- 
mikaliengesetz verabschiedet. Wir haben in dieser 
Legislaturperiode das neue Bundes-Immissions- 
schutzgesetz verabschiedet. Wir haben das Abwas- 
serabgabengesetz, die neue Störfall- Verordnung, die 
TA- Abfall, die Verwaltungsvorschriften für das Was- 
serhaushaltsgesetz geschaffen. Das ist der Ordnungs- 
rahmen für eine ökologische Marktwirtschaft. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

In diesem Ordnungsrahmen gilt es marktwirtschaftli- 
(ß) che Anreize zu geben. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]; Thema ver- 
fehlt!) 

Meine Damen und Herren, es ist schon faszinierend 
zu sehen, daß Ihnen immer noch nicht aufgefallen ist, 
daß mit einem klaren Ordnungsrahmen ein Programm 
„Arbeit und Umwelt" unmittelbar verbunden ist. Al- 
lein die deutsche Chemie hat im letzten Jahr ausweis- 
lich der Aussage der IG Chemie, Papier, Keramik 
1,4 Milliarden DM für Umweltschutzmaßnahmen in- 
vestiert, 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Die produzieren 
doch auch das meiste Gift!) 

und zwar auf Grund klarer ordnungsrechtlicher Vor- 
gaben. Wir haben mit diesem Ordnungsrecht ein Pro- 
gramm „Arbeit und Umwelt" verwirklicht, das über 
400 000 Arbeitsplätze geschaffen und gesichert hat. 
Dies haben wir nicht mit Hilfe eines Umverteilungs- 
mechanismus getan, sondern durch klares Ordnungs- 
recht. 

In den Rahmen hinein setzen wir dann Anreize. Wir 
fangen nicht erst damit an, sondern es gibt sie bereits. 
Eines, meine Damen und Herren, haben Sie ja doch 
mit entwickelt und mitgetragen: Wir geben einen kla- 
ren Rahmen im Wasserrecht vor. Wir sagen: Innerhalb 
des Rahmens werden die genehmigten Ableitungen 
mit einer Abgabe belegt. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Die Abgabe 

stammt aus der Zeit der sozialliberalen Koali- 
tion!) 


— Das habe ich doch gerade gesagt. Herr Abgeordne- (C) 
ter Schäfer, wenn Sie zugehört hätten, dann wüßten 
Sie, daß ich gesagt habe: Daran haben Sie doch mit- 
gewirkt. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Eben, ich sage 
es doch!) 

Das ist doch eine klare Bestätigung unseres Kon- 
zepts: Ordnungsrahmen plus Anreiz bei den soge- 
nannten Restverschmutzungen, die wir noch haben. 

Es ist wichtig, daß das so ist, weil dann nämlich durch 
marktwirtschaftliche Anreize tatsächlich ein Ansporn 
gegeben wird, die Technik weiterzuentwickeln und 
die Umwelt darüber hinaus zu entlasten. Das ist ein 
Konzept, an das wir uns durchgängig halten. 

Frau Abgeordnete Matthäus-Maier, wenn es diesen 
Motor denn wirklich gibt, dann halte ich es für sehr 
viel zielführender, etwa so vorzugehen, wie es die 
Amerikaner tun, die nämlich einen Flottenverbrauch 
vorgeben — Ordnungsrecht — und innerhalb des 
Ordnungsrechts sagen: Wir können über Preise weiter 
gehen. Alles andere ist keine soziale Regelung. Das ist 
eine ordnungspolitische Konzeption, die in sich 
schlüssig ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Das gilt jedoch nicht für eine Regelung, derzufolge 
Benzin 2,50 DM kostet. 

Meine Damen und Herren, ich frage mich eigentlich 
immer: Wo sind denn die ganzen Argumente geblie- 
ben, die Sie uns bezüglich der Vermarktung von Um- 
welt genannt haben? Dies haben wir doch nicht erfun- (D) 
den, sondern sie sind uns immer wieder vorgehalten 
worden. Wenn wir in Fragen von Kompensations- und 
Zertifikatsregelungen auch nur diskutieren, war bei 
Ihnen schon der Hinweis auf die Vermarktung der 
Umwelt da. 

Lassen Sie mich noch einen Satz zur Kohle sagen, 
meine Damen und Herren. Gerade weil wir wollen, 
daß Kohle auf Dauer für die Energieversorgung mit 
genutzt werden kann, müssen wir heute daran arbei- 
ten, daß diese Nutzung von Kohle umweltverträglich 
erfolgt. An dem Punkt waren wir uns einig, solange es 
um die Schadstoffe SO 2 und NOx ging. Durch die 
Beseitigung von SO 2 und NOx haben wir Kohle mit 
über 20 Milliarden DM belastet, und zwar in voller 
Übereinstimmung aller. 

Jetzt auf einmal, wo wir sehen, daß uns der Schad- 
stoff CO 2 große Probleme bereitet, wird derjenige, der 
sich einfallen läßt, zu CO 2 ebenfalls Lösungen anzu- 
bieten, bezichtigt, er habe etwas gegen Kohle einzu- 
wenden. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: CO 2 ist doch bei 
uns drin!) 

Meine Damen und Herren, wo bleibt denn dort die 
Logik? Wo bleibt denn die Logik, wenn ich hingehe 
und sage: Wir wollen andere Kraftwerks typen haben, 
die einen höheren Effizienzgrad in der Kohlenutzung 
haben und damit auch direkt CO 2 sparen? Wo bleibt 
denn dort die Logik? Sie selbst sind doch hingegangen 
und haben gesagt: Wir brauchen eine Luftschadstoff- 
abgabe. 
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Bundesminister Dr. Töpfer 

(A) Wir wollen die Kohle auf Dauer in der Energiever- 
sorgung behalten. Das ist jedoch nur möglich, wenn 
sie umweltverträglich genutzt wird. Das ist die Ziel- 
setzung, die damit verbunden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dabei, meine Damen und Herren — lassen Sie mich 
das deutlich sagen — , stehe ich allerdings auf dem 
Standpunkt, daß es so etwas wie eine gesamtstaatli- 
che Solidarität mit den Regionen gibt, in denen Kohle 
gefördert wird, und daß man dort auch gesamtstaatli- 
che Ausgleichsleistungen über das hinaus, was eine 
Region im Augenblick leisten kann, einzubringen hat. 
Dies ist für mich eine ganz andere Aufgabenstel- 
lung. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

— Also, wissen Sie, meine Damen und Herren, dies ist 
die Position der Bundesregierung und nicht nur meine 
Position. 

Lassen Sie mich einen weiteren Satz dazu sagen. 
Meine Damen und Herren, wenn ich denn also von 
Konzept oder von Konzeptlosigkeit spreche, dann 
stelle ich eines fest: Von der Bundesregierung wird 
hier ein klares Konzept der ökologischen Marktwirt- 
schaft nicht angekündigt, sondern durchgesetzt, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

und zwar mit einem klaren Ordnungsrahmen und mit 
klaren Anreizen innerhalb des Ordnungsrahmens. 

(B) Das einzige, was wir als Konzept von Sozialdemo- 
kraten bekommen, ist ja nicht die Energiesteuer; das 
einzige, von dem Sie sprechen, ist die Mineralöl- 
steuer. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wider besseres 
Wissen!) 

Das ziehen Sie für die Finanzierung selbst zurück. 

Das, was bei der Finanzierung übrigbleibt, ist der 
Hinweis auf den Rüstungshaushalt. Diesen Hinweis, 
meine Damen und Herren, haben wir besser aufge- 
griffen. Denn wir haben klargestellt, daß die Voraus- 
setzung dafür, daß wir Rüstungsausgaben vermindern 
können, eine klare Sicherheitspolitik ist. Diese Sicher- 
heitspolitik geht gegenwärtig auf. Siehe mein Ein- 
gangsstatement. Es ist der Tag, an dem Erich Honek- 
ker zurückgetreten ist, weil eine klare Sicherheitspo- 
litik aufgeht. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dann, meine Damen und Herren, werden Positionen 
verfügbar, die wir insgesamt brauchen, um auch den 
Frieden mit der Natur zu machen. 

Meine Damen und Herren, ich freue mich darüber, 
daß auch Sie davon überzeugt sind, daß die Konzep- 
tion bei uns ist und daß der aktuelle Finanzierungsan- 
satz bei Ihnen ist. Darüber können wir uns weiter 
streiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord- (C) 
nete Dreßler. 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Der hat sich 
doch auch über das Programm sehr kritisch 
geäußert!) 


Dreßler (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Wann hat es jemals eine so schwache Koali- 
tion, eine so schwache Bundesregierung gegeben, 
daß sie es nötig hatte, 15 Monate vor einer Bundes- 
tagswahl im Entstehen befindliche Oppositionskon- 
zepte im Parlament zu hinterfragen, weil sie konzep- 
tionell nichts mehr zu bieten hat, weil sie konzeptio- 
nell am Ende ist? Wann hat es das jemals gegeben? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Herr Töpfer, es ist völhg richtig: Im Öko-Programm 
der SPD findet Erich Honecker nicht statt. Das ist 
völlig richtig; das haben Sie glasklar erkannt. 

Die neunziger Jahre, meine Damen und Herren, 
werden an die Sozial- wie an die Umweltpolitik in 
gleicher Weise hohe Anforderungen stellen. Wegen 
gewiß auch im nächsten Jahrzehnt knapper öffentli- 
cher Mittel werden beide Politikbereiche mitunter in 
Konkurrenz zueinander stehen. 

Wir Sozialdemokraten sind der Auffassung, daß sich 
Umwelt- und Wirtschaftspolitik auf der einen und die 
soziale Gerechtigkeit mit ihren klassischen wie 
neuen Aufgaben auf der anderen Seite miteinander 
verbinden lassen. Wer beispielsweise einen Weg fin- 
det, die Belastung von Luft, von Wasser und Erde mit 
gesundheitsschädlichen Stoffen zu minimieren, der 
verringert auch die heutigen hohen Kosten für Er- 
krankungen der Atemwege oder des Herz- und Kreis- 
laufsystems. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer gesundheitsgefährdende Stoffe aus der Produk- 
tion verbannt, der nimmt Lasten von der Rentenversi- 
cherung, weil beispielsweise die Frühverrentung we- 
gen berufsbedingter Krankheiten zurückgehen 
wird. 

(Zuruf von der FDP: Sind das neue Erkennt- 
nisse?) 

Daß das so ist, ist nicht bestreitbar. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das ist doch gar nicht 
neu!) 

— Ich danke, daß Sie es auch nicht bestreiten. — Wer 
die Wirtschaft also zwingt, umweltfreundliche Pro- 
dukte herzustellen und ökologisch verträgliche Ver- 
fahren anzuwenden, der tut etwas für die Sicherung 
von Wettbewerb, für die Beschäftigung, für die Ren- 
ten und für die Krankenkassen in der Zukunft. Das ist 
so, und nur Ignoranten begreifen das nicht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Darüber hinaus stellen sich der Sozialpolitik in den 
90er Jahren neue Aufgaben, die mit der Herstellung 
unserer natürlichen Umwelt nur sehr wenig zu tun 
haben. Es macht sich in unserem Lande Altersarmut 
breit, auf die die klassische Sozialpolitik bis heute 
keine Antwort gefunden hat. Wir müssen vor allem für 
jene im Alter etwas tun, die nicht die Chance hatten. 
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Dreßler 

(A) über ein langes Berufsleben hinweg ausreichende 
Rentenanwartschaften zu sammeln. Wir müssen auch 
für die etwas tun, die im Alter pflegebedürftig werden, 
sowie für jene, die heute unter sehr oft harten Bedin- 
gungen überhaupt Pflege leisten. 

(Uldall [CDU/CSU]: Wollen Sie für die die 
Benzinpreise erhöhen!) 

Und wir müssen etwas tun, was über Ihre Flickschu- 
sterei im Gesundheits-Reformgesetz hinausgeht. Das, 
was Sie politisch durchgesetzt haben, ist höchst frag- 
würdig und wird entgegen Ihren Sonntagsreden auf 
dem Verwaltungswege mit Ihrer stillschweigenden 
Billigung noch weiter zusammengestrichen. 

(Uldall [CDU/CSU]: Nun antworten Sie doch 
einmal, Herr Dreßler!) 

— Sie haben eine Aktuelle Stunde beantragt, um über 
unser Konzept zu reden. Sie scheinen es nicht gelesen 
zu haben. Herr Lafontaine hat Ihnen 22 Punkte sozial- 
politischer Art in höchstem Maße kredenzt. Sie neh- 
men sie überhaupt nicht zur Kenntnis. Entweder wol- 
len Sie nun mit uns diskutieren, oder Sie lassen es. 
Jetzt haben Sie es angefangen, jetzt müssen Sie das 
auch zu Ende führen. Zur Zeit sind wir nämlich 
dran. 

(Beifall bei der SPD - UldaU [CDU/CSU]: 
Weichen Sie nicht aus!) 

Ich bin mir sicher, daß Sie, meine Damen und Her- 
ren von der Koalition, weder die ökologische Erneue- 
rung mit ihren klaren sozialpolitischen Konsequenzen 
in Angriff nehmen noch sich den neuen, von mir skiz- 
zierten sozialpolitischen Aufgaben widmen werden. 

^ ^ Sie werden die Dinge zum Schaden aller treiben las- 
sen. Ihre Gesamtpolitik ist auf den Abbau ausgerich- 
tet. 

Ich bin überzeugt, daß die Menschen bereit sind, für 
eine gesunde Umwelt und auch für eine moderne So- 
zialpolitik materielle Opfer zu bringen. Aber natürlich 
darf das nicht auf dem Rücken der ohnehin schon 
Benachteiligten ausgetragen werden. Deswegen sind 
in unserem Konzept Ausgleichszahlungen vorgese- 
hen. Ich nenne noch einmal als Beispiel Zahlungen an 
Schwerbehinderte, damit der Wegfall der Kraftfahr- 
zeugsteuer ausgeglichen wird. Weitere Beispiele sind 
eine geänderte Fernpendler- und Entfernungspau- 
schale. Wir werden dafür sorgen, daß diejenigen, die 
keine Lohn- und Einkommensteuer zahlen, Transfer- 
leistungen erhalten, weil sich bei ihnen die veränder- 
ten Grundfreibeträge nicht direkt auswirken. Das ist 
eine gelungene Kombination aus ökologischem und 
sozialpolitischem Umbau. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Diskussionen der letzten Wochen haben klar 
gezeigt, daß weder CDU/CSU noch FDP die Fähigkeit 
und den Willen haben, sich diesen Herausforderun- 
gen zu stellen. Ihre Äußerungen — auch die, die Sie 
heute gemacht haben — sind, was die Perspektive 
betrifft, mut- und kraftlos. Was diese Gesellschaft 
braucht, ist hingegen ein mutiges Bekenntnis zur Ver- 
änderung. Genau diesen Mut bringt die Sozialdemo- 
kratie auf. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 


Vizepräsidentin Renger; Das Wort hat Herr Abge- (C) 
ordneter Dr. Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine ver- 
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Wenn sich Herr 
Kollege Dreßler heute sehr allgemein über das Zu- 
kunftsprogramm der SPD eingelassen hat, dann hat 
das, glaube ich, seine guten Gründe; denn er hat ja 
wie der Kollege Rappe von der SPD gewarnt, daß die- 
ses Programm reichlich romantisch ausgestattet sei. 

Die massive Verteuerung des Benzins, die die SPD 
vorhat, ist ganz eindeutig eine Kriegserklärung an 
den ländlichen Raum, ruiniert das deutsche Fernver- 
kehrsgewerbe, blutet die deutschen Seehäfen aus. 

(Lachen bei der SPD) 

Dieses Programm bringt nicht Fortschritt, sondern es 
ist Rückschritt für unser Land. Dieses Programm der 
SPD entspringt einer autofeindlichen Ideologie mit 
dem Ziel einer Umverteilung zu Lasten der Autofah- 
rer. 

Das Auto wird von Ihnen von der SPD verteufelt, 
obwohl die Menschen in unserem Land immer mehr 
Autos kaufen. Wir müssen davon ausgehen, daß un- 
sere Gesellschaft mit dem Auto leben muß und auf das 
Auto angewiesen ist. Das wird so bleiben. Die Ent- 
wicklung der ländlichen Räume und unserer Ferien- 
verkehrsgebiete wäre ohne Straßen, ohne Lkw und 
ohne Pkw nicht möglich gewesen. Die Menschen hät- 
ten abwandern müssen. Wir hätten die Arbeitsplätze 
und die Betriebsansiedlungen in den ländlichen 
Räumen nicht erreicht, und die Probleme in den Bal- 
lungsräumen wären weit größer geworden. Das Auto 
ist also unverzichtbar. Wer dies nicht sieht, treibt eine 
realitätsferne, schädliche, grenzlandfeindliche und 
ungerechte Politik. 

Die Bürger und die Wirtschaft in den ländlichen 
Räumen, insbesondere die Berufs- und die Fernpend- 
ler, würden durch diese massive Besteuerung des 
Benzins schwer getroffen und bestraft werden. Ganze 
Betriebsstandorte würden kaputtgehen. Der Aus- 
gleich über Kilometerpauschale bei der Einkommen- 
oder Lohnsteuer, den Sie ankündigen, kann nur in 
unzureichender Weise erfolgen. Diejenigen, die keine 
oder nur wenig Steuern zahlen, bekämen nur Bela- 
stungen und keine Entlastung. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Sie haben 
doch gehört, daß es nicht so ist!) 

Das deutsche Fernverkehrsgewerbe würde aus dem 
Markt geworfen und die Seehäfen würden ausbluten, 
weil die Transporte in die Niederlande um mehrere 
100 DM billiger als zu den deutschen Seehäfen wä- 
ren. 

Wer solche Steuern erfindet, dem fehlt wirklich je- 
der ökonomische Sachverstand, wie Ihr früherer Bun- 
desfinanzminister Apel ausgeführt hat. 

Und da stellt sich der Herr Lafontaine hier her und 
spricht von Wiederherstellung der sozialen Gerechtig- 
keit. Was Sie wollen, Herr Lafontaine, ist doch ganz 
einfach: den Bürgern, den Autofahrern in die Tasche 
greifen. 

Vor Ort redet die SPD ganz anders. Es ist eine dop- 
pelzüngige, eine heuchlerische Politik, die getrieben 
wird. Vor Ort fordern Sie die Erhöhung der Mittel für 
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(A) den Bundesfernstraßenbau und eine bessere Ver- 
kehrsinfrastruktur. Hierim Deutschen Bundestag stel- 
len Sie Anträge auf Kürzung der Mittel. 

Die gleiche Heuchelei erleben wir bei der Diskus- 
sion über das Tempolimit. Verkehrssicherheit ist für 
uns eine zentrale Aufgabe. Aber ich frage Sie nur, 
Herr Lafontaine, der Sie sicher mit einem schweren 
Wagen hierher gefahren sind, mit welcher Geschwin- 
digkeit Sie von Saarbrücken nach Bonn gefahren 
sind. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSUj: 

Tempo 130?) 

Die Richtgeschwindigkeit, die wir haben, hat sich be- 
währt. 

Auch dies muß festgestellt werden: Die meisten Ki- 
lometer an Autobahnen sind in Ihrer Verantwortung 
von 1966 bis 1988 gebaut worden. 

(Lachen bei der SPD) 

Weiteres Wachstum und steigende Umweltbela- 
stung sind eine Herausforderung unserer Zeit. Wir 
reden nicht nur von Umweltschutz. Wir handeln 
auch. 

Unser verkehrspolitisches Ziel ist es, mehr Verkehr 
auf die Schiene zu bringen. Die Bahn, die in der Zeit 
der SPD zu einem Auslaufbetrieb degradiert wurde, 
muß wieder leistungsfähiger und attraktiver wer- 
den. 

(Beifall des Abg. Dr. Faltlhauser [CDU/ 
CSU]) 

Wir sind dazu auf dem besten Weg dank der Vorstel- 

(B) lungen der Unternehmensführung und dank der muti- 
gen politischen Entscheidungen. Wir wissen alle; Dies 
ist nur mittelfristig und langfristig zu erreichen. 

Wenn Sie hier in massiver Weise die Autofahrer 
belasten wollen, sollten wir eines nicht übersehen: 
Jeder vierte Arbeitsplatz in unserem Land hängt von 
der Automobilindustrie ab. Zehntausende von Ar- 
beitsplätzen bringen Sie mit Ihren Vorschlägen in Ge- 
fahr. 

Dem deutschen Bürger wird deutlich, was bei einem 
rot-grünen Bündnis auf uns zukäme: die Zerstörung 
wichtiger Grundlagen unserer Wirtschaft und die Ge- 
fährdung unserer Arbeitsplätze. 

Wir brauchen eine Politik der Vernunft, nicht der 
ideologischen Verblendung, und einen vernünftigen 
Ausgleich zwischen den Notwendigkeiten des Um- 
weltschutzes und der Wirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Roth. 


Roth (SPD): Frau Präsident! Meine Damen und Her- 
ren! Vielen Dank für diesen Sonderparteitag der SPD 
mit Gästen im Plenum im Deutschen Bundestag! 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Wir konnten unser Konzept breit darstellen. 

(Ronneburger [FDP]: Die Gelegenheit wurde 
nicht genutzt!) 


Übrigens, Herr Ministerpräsident, der Initiator die- (C) 
ser Aktuellen Stunde, Herr Wissmann, hat sich 
klammheimlich nach Ihrer Rede aus dem Saal geschli- 
chen. 

(Heiterkeit bei der SPD — Lachen bei der 

CDU/CSU — Frau Roitzsch [Quickborn] 
[CDU/CSU]: Er mußte vorzeitig weg!) 

So wirkungsvoll war das. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er konnte es nicht 
mehr hören!) 

Meine Damen und Herren, diese Debatte hat doch 
gezeigt, daß Preise als Instrument zur Umsteuerung 
in einer schwierigen ökologischen Situation unver- 
zichtbar sind und daß natürlich auch Energiepreise 
— es sind nicht nur Mineralölpreise, sondern durch- 
weg Energiepreise — ein wichtiges Element darstel- 
len, um ökologisch umzusteuern. Mein Vorredner hat 
offenbar noch gar nicht gemerkt, was im Verkehrsbe- 
reich der Bundesrepublik Deutschland in diesem 
Sommer und Herbst stattgefunden hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sind ja nicht mehr am Rande eines Verkehrsin- 
farkts, sondern er findet jedes Wochenende statt, und 
dort die Preise als Steuerungselement abzulehnen 
verstärkt das Chaos und bedeutet den Verzicht auf 
Politik. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Es ist durchaus ungewöhnlich — das gebe ich zu — , 
ein Jahr vor einem Wahltag klar zu sagen: Wir sind 
auch bereit, aus Umweltgründen Steuern zu erhöhen. 

Das hat bisher noch keine Partei in der Bundesrepu- 
blik Deutschland vor Wahlkämpfen gewagt. Aber wir 
glauben, daß dies notwendig ist, und zwar notwendig 
von der Sache, aber auch notwendig von der Glaub- 
würdigkeit der Politik her. Wir haben die Bereit- 
schaft, an der Stelle den Bürgern zu sagen, daß wii in 
Teilbereichen weniger Verkehr wollen und dies not- 
falls auch über den Preis erzwingen wollen. Das ge- 
hört zur Glaubwürdigkeit der Politik. 

Im übrigen, Herr Jobst, zu der Frage, ob das Auto 
überhaupt noch ein taugliches Instrument zur Fortbe- 
wegung in Zukunft sein wird: Soweit sind wir doch. 

Sie sagen hier, das Auto ist für den ländlichen Raum 
unverzichtbar. Das ist völlig richtig, aber dann muß 
man dem Auto auch den Bewegungsspielraum lassen, 
der notwendig ist, damit es überhaupt noch bewegt 
werden kann. 

Zum ländlichen Raum, weil Sie sich da als Lobbyist 
aufgeführt haben: In diesem Konzept wird eine Fern- 
pendlerpauschale vorgesehen, in diesem Konzept 
wird eine Entfernungspauschale vorgesehen, d. h. 
derjenige, der notwendigerweise auf das Auto ange- 
wiesen ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie wollen Sie das 
kontrollieren?) 

wird natürlich entlastet und wird natürlich in seiner 
Bewegungsfähigkeit gefördert. 

(Dr. Jobst [CDU/CSU]: Das ist völhg unzurei- 
chend!) 
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(A) Das ist eine Position, die meines Erachtens gerade 
auch dem ländlichen Raum hilft. 

(Uldall [CDU/CSU]: Dann erreichen Sie doch 
wieder nichts!) 

Das Gesamtkonzept enthält natürlich auch eine 
Veränderung der Verkehrspolitik. Wir brauchen den 
Ausbau des Nahverkehrs und müssen auch mithelfen, 
den Ferntransport, der den Bewegungsspielraum auf 
unseren Autobahnen derzeit zerstört, wieder auf die 
Schiene zu bringen. Diese Investitionen müssen finan- 
ziert werden, und da haben wir den Mut, dem Bürger 
zu sagen: Das kostet Geld, das kostet Öko-Steuern. 
Dazu stehen wir, das werden wir durchsetzen, zuerst 
natürlich gegen Widerstände auch in unseren eigenen 
Reihen, selbstverständlich. Eine Diskussion hat sich 
die SPD immer geleistet. Dies werden wir durchsetzen 
auf unserem Parteitag, im Wahlprogramm und dann 
im Bundestag mit einer neuen Mehrheit. 

Vielen Dank für Ihre Hilfe heute; es war ein ganz 
guter Start für uns im Plenum. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge- 
ordneter Dr. Lippold. 

Dr. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Frau Präsi- 
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Roth hat gerade davon gesprochen, daß er die Chance 
erhalten habe, das Konzept der SPD klar vorzustellen. 
Herr Dreßler war in der Formulierung schon etwas 
vorsichtiger und hat von dem im Entstehen begriffe- 

(B) nen Konzept gesprochen. Nun setzt ein Konzept na- 
türlich, Herr Dreßler, eine gewisse Schlüssigkeit und 
eine gewisse logische Konsistenz voraus. Ich will mich 
jetzt mal nicht selbst damit auseinandersetzen, son- 
dern nur mal so die Schlagzeilen und Titelzeilen aus 
den letzten Wochen zitieren. Da heißt es: „Programm 
der SPD mißfällt auch bayerischen Genossen.'' Das 
gleiche könnte ich zitieren für Baden-Württemberg, 
das gleiche könnte ich zitieren für Schleswig-Hol- 
stein. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Ham- 
burg! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Darin steht: „SPD streitet weiter um Umweltkonzept! " 
Darin steht: „Apel gegen Erhöhung der Benzin- 
steuer", „Höhere Mineralölsteuer in der SPD strittig". 
Herr Ehrenberg, wie heute schon angesprochen, kri- 
tisiert in der eigenen Fraktion diese Vorstellung als 
völlig unzureichend, unzutreffend, als fehlgreifend. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, nun ha- 
ben sich natürlich auch andere führende Politiker mit 
den Vorstellungen der Kritiker in den eigenen Reihen 
auseinandergesetzt. Ich habe von Herrn Engholm ge- 
lesen, was er zu Apels Einlassungen gesagt hat: Er hat 
sie eine pessimistische Variante mit hoher Wahr- 
scheinlichkeit genannt. 

Was ist an diesem Ganzen Konzept? Was ist daran 
wirklich Konzept? Wir müssen uns heute damit befas- 
sen, weil Sie mit dem, was Sie aussagen, von ver- 
meintlich kräftig sprudelnden Quellen sprechen — 
„les fontaines", nicht Lafontaine. Ich glaube aber, daß 
diese vermeintlich sprudelnden Quellen versiegen. 


bevor sie überhaupt das, was Sie verteilungsmäßig (C) 
beabsichtigt haben, erreichen können. 

Ihr potentieller Koalitionspartner, Schloßgesprächs- 
partner, hat Ihnen gerade noch einmal deutlich vorge- 
halten — ich brauche immer noch nicht die eigenen 
Reihen zu zitieren — : Das Aufkommen aus den Steu- 
ern soll gegen Null tendieren. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Im optimalen 
Fall!) 

— Im optimalen Fall. Im weniger optimalen Fall würde 
das heißen: auf die Hälfte. Wenn dem aber so ist, Herr 
Kleinert, dann wäre das ein umweltpolitischer Er- 
folg. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das wird 
heute und morgen nicht so sein!) 

Nur, dann wäre die gesamte Verteilungsdiskussion 
völlig unsolide, völlig unhaltbar, und dann hätte Herr 
Lafontaine vorhin zu 99 % über Dinge gesprochen, die 
er nach Ihrer eigenen Aussage überhaupt nicht ein- 
halten kann, wenn das Papier ökologisch überhaupt 
etwas wert sein soll. 

Sie haben völlig recht, Herr Kleinert: Es ist ökolo- 
gisch nichts wert. Wir haben schon darüber diskutiert, 

Herr Schäfer, und Sie sehen in den Diskussionen nicht 
gut aus: Entweder sprudeln die Einnahmequellen 

— dann ist das ökologische Ziel verfehlt — , oder die 
Einnahmequellen sprudeln nicht — dann ist Ihre 
Sozialpolitik eine Seifenblase, die platzt, bevor sie 
richtig aufgeblasen ist. 

Das heißt, was Sie haben, ist kein Konzept. Sie ha- 
ben lediglich die Vorstellung, daß man mit neuen ver- (D) 
teilungspolitischen Träumen eventuell Wähler betö- 
ren könnte, und das Ganze nennen Sie ökologischen 
Umbau der Marktwirtschaft. 

Ich darf auf eine andere Position eingehen. Herr 
Kleinert ist davon ausgegangen, daß die Bilanz dieser 
Bundesregierung umweltpolitisch ungenügend sei. 

Herr Töpfer hat gerade die verschiedenen Positionen 
skizziert. All das, was wir gemacht haben und was 
dankenswerterweise gemacht wurde, hat Erfolge ge- 
zeitigt. Auch da verweise ich nicht auf Zeugen aus den 
eigenen Reihen. 

Schon vor längerer Zeit habe ich Ihnen mehrfach in 
diesem Hause vorgehalten, daß Sie, wenn Sie unsere 
Umweltpolitik kritisieren, immer vergessen, was Herr 
Matthiesen zum Erfolg unserer Luftreinhaltepolitik 
gesagt hat und was sie für einen Beitrag zum Gesund- 
heitsschutz leistet. Er hat sich jetzt erfreulicherweise 
dazu geäußert — das tun Sie nicht — , was wir für die 
Gewässerreinhaltung leisten; denn er hat jetzt nach 
langen Diskussionen endlich zur Kenntnis genom- 
men, wie wir z. B. die Schwermetallbelastung in den 
Flüssen gesenkt haben. Er hat endlich einmal die Pro- 
zentsätze, die Sie in diesem Hause, wenn ich sie zitiert 
habe, angegriffen haben, dargestellt. Jetzt frage ich: 
Kritisieren Sie auch die Matthiesen-Ansätze bei den 
Erfolgen in der Gewässerreinhaltung, in der Reinhal- 
tung unserer Flüsse? — Nein, das ist völlig falsch. 

Unsere Umstrukturierung im Umweltbereich ist ei- 
nerseits auf Ordnungsrecht gestützt. — Übrigens, 

Herr Lafontaine, wenn Sie sagen, das sei unser Bier: 
Gehen Sie doch einmal in die Ausschußdiskussionen 
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(A) Ihrer Partei. Jedesmal, wenn wir ordnungsrechtliche 
Vorstellungen entwickeln, sagen Ihre Freunde, das 
sei nicht weitgehend genug. — Also, diese klare Pola- 
risierung, wie Sie sie versucht haben, ist nicht zutref- 
fend. Wir haben eine erfolgreiche ökologische Politik. 
Wir werden diese Politik weitermachen, und wir wer- 
den genüßlich abwarten, wie Sie sich weiter streiten. 
Ich glaube, es wird am Ende eh nicht mehr heraus- 
kommen als jetzt, nämlich kaum etwas. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, (C) 
damit ist die Aktuelle Stunde beendet. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun- 
destages für morgen, Donnerstag, 19. Oktober, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.29 Uhr) 


(B) 


(D) 
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CDU/CSU 
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Dr. Warnke 

CDU/CSU 
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SPD 
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SPD 
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Anlage 2 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Ehmke (Drucksache 11/5381 Fra- 
gen 1 und 2): 


Anlagen zum Stenographischen Bericht iQ 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung den wertvollen 
Funden aus der Römerzeit bei, die bei Ausschachtungsarbeiten 
auf dem für das Haus der Geschichte bestimmten Grundstück 
entdeckt wurden? 

Ist die Bundesregierung entsprechend einer Anregung des 
Amtes für Bodendenkmalpflege bereit, diese Funde der Öffent- 
lichkeit im Rahmen des Museums zugänglich zu machen? 

Die Bundesregierung mißt Funden aus der Römer- 
zeit erhebliche Bedeutung bei, weil sie geschichtliche 
Zusammenhänge auf dem Boden der Bundeshaupt- 
stadt deutlich machen. Das Rheinische Amt für Bo- 
dendenkmalpflege beabsichtigt dem Vernehmen 
nach, sich mit der Bundesregierung wegen der Funde 
in Verbindung zu setzen. Die zuständigen Bundesres- 
sorts werden sich gemeinsam mit der Stiftung Haus 
der Geschichte, den Architekten und der Bauverwal- 
tung um eine allen Beteiligten gerecht werdende Lö- 
sung bemühen. Das Haus der Geschichte der Bundes- 
republik Deutschland ist bereit und sehr daran inter- 
essiert, die Funde der Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen. 


Anlage 3 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Frage des 
Abgeordneten Wüppesahl (fraktionslos) (Drucksache pj 
11/5381 Frage 5): 

Hat die Bundesregierung Zahlen darüber, wie viele Tiere, die 
nach dem Washingtoner Artenschutzabkommen geschützt sind 
und nicht mehr importiert werden dürften, tatsächhch trotzdem 
in die Bundesrepublik Deutschland — insbesondere über die 
Grenzstelle Gudow — eingeführt werden und hier in den Han- 
del kommen, und wenn ja, wie viele Fälle Ülegaler Einfuhren 
sind seit der Unterzeichnung des Abkommens aufgedeckt wor- 
den? 

Soweit Versuche bekannt werden, Tiere illegal ein- 
zuführen, die nach dem Washingtoner Artenschutz- 
übereinkommen (WA) geschützt sind und nicht mehr 
importiert werden dürfen, werden diese Versuche 
entsprechend den artenschutzrechtlichen Vorschrif- 
ten verfolgt und geahndet. 

Über die Bundes- und Ländermaßnahmen berichtet 
der BMU jährlich im Rahmen der WA-Statistik. Die 
dieser Statistik u. a. zugrunde liegenden Berichte des 
Zolls sind soweit zusammengefaßt, daß die Maßnah- 
men nicht mehr einer bestimmten Zolldienststelle zu- 
geordnet werden können. 

Von der Grenzstelle Gudow konnte allerdings in 
Erfahrung gebracht werden, daß am 18. August 1988 
zwei Pfirsichköpfchen (Agapornis fischeri — An- 
hang II) beim Versuch der widerrechtlichen Einfuhr 
beschlagnahmt wurden. 

Die von 1979 — 1987 durch Bundesbehörden ergrif- 
fenen Maßnahmen, in bezug auf den Versuch lebende 
Tiere widerrechtlich einzuführen, sind in der als An- 
lage beigefügten Übersicht dargestellt. 
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(C) 


Durch Bundesbehörden ergriffene Maßnahmen in bezug auf den Versuch durch das 
WA geschützte lebende Tiere in die Bundesrepublik Deutschland einzuführen 



1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

Insge- 

samt 

Bußgeldbescheide 











Anzahl 

2 

9 

15 

18 

29 

14 

4 

5 

8 

104 

DM insgesamt 

325 

1350 

27 230 

7 370 

50550 

102400 

3 350 

6400 

4 650 

203625 

Einziehungen 

Anzahl Exemplare 











Anhang I 

2 

27 

25 

31 

19 

31 

28 

16 

79 

258 

Anhang II 

1 

14 

2 

8 

54 

352 

32 

114 

1 

86 

276 

938 


Anlage 4 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Echternach auf die Frage 
des Abgeordneten Catenhusen (SPD) (Drucksache 
11/5381 Frage 6): 

Wird durch die geplante Novellierung der Baunutzungsver- 
ordnung sichergestellt, daß auch Kindertagesstätten in reinen 
Wohngebieten zulässig sind bzw. bleiben? 

Anlagen für soziale Zwecke in reinen Wohngebie- 
(B) ten können künftig ausnahmsweise zugelassen wer- 
den. Zwischen Bundesregierung und Bundesrat be- 
steht Einvernehmen über eine entsprechende Ergän- 
zung der Baunutzungsverordnung. 

Der Bundesrat wird darüber voraussichtlich am 
20. Oktober 1989 bei der Beschlußfassung über die 
Zustimmung zur vom Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau vorgelegten 4. Ver- 
ordnung zur Änderung der Baunutzungsverordnung 
entscheiden. Damit ist sichergestellt, daß auch Kin- 
dertagesstätten in reinen Wohngebieten ausnahms- 
weise zugelassen werden können. 

Es ist vorgesehen, daß die neuen Vorschriften am 
1. Januar 1990 in Kraft treten. 


Anlage 5 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Lammert auf die Fragen 
des Abgeordneten Müller (Wesseling) (CDU/CSU) 
(Drucksache 11/5381 Fragen 7 und 8): 

Treffen Pressemitteilungen zu, wonach seit 1983 der Anteil 
der Arbeiterkinder an der Zahl der Studierenden erheblich ge- 
sunken ist? 

Wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung diese Entwick- 
lung, und was beabsichtigt sie dagegen zu tun? 

Zu Frage 7: 

Jüngste Pressemitteilungen über den Rückgang des 
Anteils der Arbeiterkinder an den Studierenden be- 


ziehen sich auf die Ergebnisse der im Sommerseme- 
ster 1988 durchgeführten 12. Sozialerhebung des 
Deutschen Studentenwerkes, die — wie die frühe- 
ren — vom Bundesministerium für Bildung und Wis- 
senschaft gefördert wurde. Ihre Ergebnisse wurden 
am 2. 10. 1989 der Öffentlichkeit vorgestellt. 

Der Anteil der Arbeiterkinder an der Gesamtzahl 
der Studierenden ist von 18 % im Jahre 1982 leicht auf 
17 % im Jahre 1988 zurückgegangen. Von einem „er- 
heblichen Rückgang" des Anteils der Arbeiterkinder 
an der Zahl der Studierenden kann insofern nicht die 
Rede sein. (D) 

Im Rahmen der 12. Sozialerhebung wurde außer- 
dem der Versuch unternommen, soziale Beteiligungs- 
quoten an der Hochschulausbildung für den Zeitraum 
von 1982 bis 1988 zu ermitteln, soweit dies aufgrund 
vorhandener Daten methodisch möglich ist. Unter Be- 
teiligungsquoten versteht die Sozialerhebung die An- 
teile an den Altersgrupupen der 19- bis 24jährigen, 
die jährlich ein Studium aufnehmen. Von den 19- bis 
24jährigen Arbeiterkindern nahmen 1983 8,8% ein 
Studium auf; dieser Wert ging bis 1987 auf knapp 7 % 
zurück und stieg 1988 wieder auf 8,3 % an. Die Sozial- 
erhebung macht deutlich, daß sich die Arbeiterkinder 
im Vergleich zu den Kindern aus Beamten-, Ange- 
stellten- und Selbständigenfamilien unterdurch- 
schnittlich an der Hochschulausbildung beteiligen. 

Dies ist bereits für die 70er Jahre anzunehmen. Die 
12. Sozialerhebung schätzt, daß im Jahre 1960 weni- 
ger als 1 % der 19- bis 24jährigen Arbeiterkinder ein 
Universitätsstudium aufnahmen. Dennoch bleibt das 
inzwischen gestiegene Niveau der Hochschulbeteili- 
gung der Arbeiterkinder, das sich in den beschriebe- 
nen Grenzen bewegt, eine bildungspolitische Heraus- 
forderung. 

Zu Frage 8: 

Die Bundesregierung hat nur begrenzte Möglich- 
keiten auf eine sozial ausgewogenere Beteiligung an 
der Hochschulausbildung hinzuwirken, da diese von 
den familiären Erziehungsprozessen und den daraus 
resultierenden Entscheidungen in früheren Bildungs- 
stadien wesentlich mitbestimmt ist. 
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(A) Eine erste praktische Schlußfolgerung ist die Kor- 
rektur der Ausbildungsförderung, über die die Bun- 
desregierung am 18. 10. 1989 beschließen wird. Durch 
die strukturellen Leistungsverbesserungen, die der 
vom Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
vorgelegte Entwurf eines 12. Gesetzes zur Änderung 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes vorsieht, 
werden Förderungsleistungen wieder zur Hälfte als 
Zuschuß gewährt und etwa 70 000 Studierende neu in 
die Förderung aufgenommen werden. Die bisher Ge- 
förderten werden deuthch höhere Förderungsbeträge 
erhalten. Damit wird den Kindern aus Arbeiterfami- 
hen und vergleichbarer Einkommensschichten die 
Studienaufnahme ganz wesentlich erleichtert. 

Die Sozialerhebung zeigt außerdem, daß von den 
Arbeiterkindern, die ein Studium aufnehmen, ein we- 
senthch größerer Anteil an die Fachhochschulen geht, 
als dies bei den anderen sozialen Gruppen der Fall ist. 
Offenbar hat die Fachhochschule für den Übergang 
von Kindern aus Arbeiterfamilien in das Hochschulsy- 
stem eine besondere Zubringerfunktion. Der vom 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft mit ho- 
her Priorität versehene Ausbau der Fachhochschulen 
ist somit eine wesentliche Voraussetzung für eine so- 
zial ausgewogenere Beteiligung an der Hochschul- 
ausbildung. Zu Einzelheiten der Fachhochschulpoli- 
tik darf ich auf die Antwort der Bundesregierung vom 
30. 6. 1988 — BT-Drs. 11/2603 — auf die Große An- 
frage der Fraktion der SPD betreffend „Entwicklungs- 
stand und Perspektiven der Fachhochschulen in der 
Bundesrepublik Deutschland" verweisen. 


(B) 


Anlage 6 


Antwort 


des Pari. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Frage 
des Abgeordneten Uldall (CDU/CSU) (Drucksache 
11/5381 Frage 20): 

Hält die Bundesregierung es für sinnvoll und ist sie bereit, in 
die Einkommensteuerstatistik Angaben über die Unterstützung 
bedürftiger Angehöriger gemäß § 33 a Einkommensteuergesetz 
sowohl im Inland als auch im Ausland aufzunehmen? 


In der Einkommensteuerstatistik sind bisher fol- 
gende Angaben zu § 33 a Einkommensteuergesetz 
enthalten; 


Fälle nach § 33 a Abs. 1 
Einkommensteuergesetz 
(Unterstützung naher 

Angehöriger) 2,2 Millionen 

Freibetragsvolumen: 2,1 Milliarden DM 


Fälle nach § 33 a Abs. 2 
Einkommensteuergesetz 

(Ausbildungsfreibeträge) 901 Tausend 

Freibetragsvolumen: 2,6 Milliarden DM 

Fälle nach § 33 a Abs. 3 
Einkommensteuergesetz 
(Beschäftigung einer Haushalts- 
hilfe sowie Heimunterbringung) 443 Tausend 


Freibetragsvolumen: 448 Millionen DM 


Die Bundesregierung wird unter Berücksichtigung (C) 
des zusätzlichen Verwaltungsaufwands prüfen, ob die 
Unterstützungsleistungen bedürftiger Angehöriger 
getrennt nach In- und Ausland in der nächsten Ein- 
kommensteuerstatistik, die für 1992 erstellt wird, aus- 
gewiesen werden können. 


Anlage 7 


Antwort 


des Pari. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) (Drucksache 
11/5381 Fragen 24 und 25): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den Beschluß 
des Landwirtschaftsausschusses des Europäischen Parlaments 
zu unterstützen, der lautet, die Mitverantwortungsabgabe für 
Milch und Getreide soll gestrichen werden, da sie wegen der 
veränderten Marktsituation nicht mehr gerechtfertigt ist?*) 

Was wird die Bundesregierung tun, um zu verhindern, daß die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften sich durchsetzt, 
200 Mio. ECU für den ländlichen Raum zu streichen? 


*) neuer Wortlaut der Frage. 


Zu Frage 24: 

Der Landwirtschaftsausschuß des Europäischen 
Parlaments hat dem Haushaltsausschuß des Europäi- 
schen Parlaments zum EG-Haushalt 1990 einen Ände- 
rungsantrag zwecks Streichung der Getreide- und (D) 
Milch-Mitverantwortungsabgabe vorgelegt. 

Über die Annahme des Änderungsantrags befinden 
der Haushaltsausschuß des Europäischen Parlaments 
und — falls dieser den Antrag annimmt — anschlie- 
ßend das Europäische Parlament selbst. 

Die Bundesregierung hat keine Möglichkeit, in die- 
ses Verfahren einzugreifen. 

Die endgültige Entscheidung über die Annahme 
des Antrags trifft der Haushaltsrat in der Zweiten Le- 
sung zum Haushalt 1990. Da der Bundesregierung 
noch nicht bekannt ist, ob und in welcher Fassung der 
Antrag dem Haushaltsrat vorgelegt wird, kann sie 
dazu derzeit nicht Stellung nehmen. 


Zu Frage 25: 

Die Kommission hatte in ihrem Haushaltsvorent- 
wurf für 1990 unter anderem 200 MilÜonen ECU für 
ein sog. „Programm zur Entwicklung des ländlichen 
Raums" auf genommen. 

Es war der Rat der Haushaltsminister, der im Rah- 
men seiner Ersten Lesung die 200 Millionen ECU aus 
haushaltsrechtlichen Gründen streichen mußte; denn 
die Kommission hat bis heute nicht einmal einen Vor- 
schlag des von ihr beabsichtigten Programms vorge- 
legt. Damit fehlt es — wie im nationalen Haushalt 
auch — an der Etatreife für solche Ausgaben. 

Es liegt nun an der Kommission, endlich den ange- 
kündigten Vorschlag vorzulegen, damit noch im lau- 
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(A) fenden Haushaltsverfahren die haushaltsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Durchführung des Pro- 
gramms geschaffen werden können. 


Anlage 8 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Gallus auf die Frage des Ab- 
geordneten Hinsken (CDU/CSU) (Drucksache 
11/5381 Frage 26): 

Trifft es zu, daß in Spanien Wachteln bei besonderen Schieß- 
sportveranstaltungen mit Hilfe von technischen Vorrichtungen 
in die Luft katapultiert und dann geschossen werden, und wenn 
ja, welche Möglichkeiten gibt es für die Bundesregierung auf 
EG-Ebene im Sinne des Tierschutzes dahin gehend Einfluß zu 
nehmen, daß derartige Tierquälereien verboten werden? 

Nach der EG-Vogelschutzrichtlinie dürfen Wach- 
teln in Spanien bejagt werden; der rechtliche Rahmen 
für die Jagdausübung ergibt sich aus den in Spanien 
geltenden Rechtsvorschriften. 

Die EG-Vogelschutzrichtlinie sieht ein Verbot be- 
stimmter Fang- und Tötungsmethoden vor (Art. 8 

i. V. m. Anhang IV der Richtlinie); der geschilderte 
Sachverhalt wird von den Verbotstatbeständen nicht 
erfaßt. Nach deutschem Recht kann diese Art der Tier- 
tötung nicht mit dem Begriff der Jagd in Verbindung 
gebracht werden. 

Der Bundesregierung sind die Schießsportveran- 
staltungen, über die in einem Illustriertenartikel be- 
richtet wurde, bisher nicht bekannt. 

Wir müssen davon ausgehen, daß in anderen Län- 
dern, bedingt durch eine andere Mentalität der Bevöl- 
kerung sowie unterschiedliche Traditionen und lange 
geübtes Brauchtum, zuweilen andere, eigenständige 
Auffassungen von Tierschutz bestehen als bei uns. 

Ich werde Ihre Frage zum Anlaß nehmen, die spa- 
nische Regierung und auch die EG-Kommission über 
die Besorgnisse der deutschen Öffentlichkeit zu infor- 
mieren. 


Anlage 9 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Seehofer auf die Fragen des 
Abgeordneten Sieler (Amberg) (SPD) (Drucksache 
11/5381 Fragen 27 und 28): 

Welche Erfahrungen und Erkenntnisse besitzen die Bundes- 
regierung und die Bundesanstalt für Arbeit über die Beziehung 
zwischen der Dauer und dem Erfolg der Sprachkurse für Aus- 
siedler mit sprachlichen Defiziten und der beruflichen Integra- 
tion von Aussiedlern auf den deutschen Arbeitsmarkt? 

Welche Konsequenzen für die der Bundesanstalt für Arbeit 
entstehenden Kosten dieser Sprachkurse und für die Eingliede- 
rungschancen der Aussiedler mit sprachlichen Defiziten hätte 
aus der Sicht des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
und der Bundesanstalt für Arbeit eine Verkürzung der Sprach- 
kurse auf höchstens sechs Monate? 


Nahezu 80 v. H. aller eingereisten Aussiedler verfü- (C) 
gen über keine oder nur ungenügende Sprachkennt- 
nisse. Bei den Aussiedlern aus der Volksrepublik Po- 
len sind weitestgehend keine Kenntnisse der deut- 
schen Sprache vorhanden; die Aussiedler aus der 
UdSSR beherrschen meist nur die kyrillische Schrift. 

Wegen dieser Ausgangslage liegt die durchschnitt- 
liche Sprachkursdauer bei 8 bis 9 Monaten. Die 
Sprachkurse sind dahin ausgelegt, die Sprachkennt- 
nisse zu vermitteln, die für eine Arbeitsaufnahme er- 
forderlich sind; sie sollen einen Grundstock an Kennt- 
nissen der deutschen Sprache vermitteln, der die Aus- 
siedler in die Lage versetzt, selbständig am Arbeits- 
platz, in der Familie und im Bekanntenkreis die Fer- 
tigkeiten auszubauen. 

Die Arbeitsverwaltung geht deshalb verstärkt zu 
der Praxis über, zunächst eine Maßnahmedauer von 
5 bis 6 Monaten zu bewilligen und nach Ablauf dieses 
Zeitrahmens zu prüfen, ob und wie lange eine weitere 
Sprachschulung individuell erforderlich ist. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Sprachkurse für Aussiedler so effizient wie möglich 
gestaltet werden müssen. Sie geht dabei von folgen- 
den Grundsätzen aus: 

1. Die zügige Eingliederung in Arbeit und Beruf 
durch die Vermittlung eines Arbeitsplatzes ist die 
wichtigste Integrationshilfe. Die Vermittlung in 
Arbeit hat Vorrang vor der Sprachförderung. 

2. Die Lerngruppen sind möglichst homogen zusam- 
menzustellen. 

3. Aussiedler, die bereits bei ihrer Einreise die für 
eine Arbeitsaufnahme ausreichenden Sprach- 
kenntnisse besitzen, sollen zur Verbesserung ihrer 
Kenntnisse auf berufsbegleitenden Unterricht ver- 
wiesen werden. 

4. Die Sprachkurse sind in Unterrichtsblöcke aufzu- 
teilen. Aussiedler, die bereits in den ersten Blöcken 
ausreichende Sprachkenntnisse erworben haben, 
sind zur Vertiefung ihrer Kenntnisse ebenfalls auf 
berufsbegleitenden Unterricht zu verweisen. 

5. Die Sprachkurse sind nach Möglichkeit in Teilzeit- 
maßnahmen durchzuführen. Die durch die ge- 
plante Einführung eines Teileingliederungsgeldes 
gegebene Möglichkeit der Kombination von Teil- 
zeitarbeit und Teilzeitsprachkurs sollte genutzt 
werden; diese Form sollte Vorrang vor dem Voll- 
zeitsprachkurs haben. 

Die Bundesregierung fordert alle Beteiligten, insbe- 
sondere die Arbeitsverwaltung, die Kultusverwaltung 
der Länder, die Unternehmen, die Verbände und die 
Bildungsträger auf, in enger Zusammenarbeit mitein- 
ander die Sprachkurse so erfolgreich und effektiv wie 
möglich zu gestalten. 


Anlage 10 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Seehofer auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Steinhauer (SPD) (Drucksache 
11/5381 Fragen 29 und 30): 
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Liegt der Bundesregierung — nachdem das Presse- und Infor- 
mationsamt ein Gutachten über die Eingliederung von Aussied- 
lern erstellen ließ, in dem festgestellt wird, welchen Nutzen die 
Bundesrepublik Deutschland durch die Aussiedler hat, und das 
sicher von großer Bedeutung für die Akzeptanz der Aussiedler 
durch die deutsche Bevölkerung ist — ein ähnliches Gutachten 
über die ausländischen Arbeitnehmer und ihre Famüien vor, 
und wenn nein, warum nicht? 

Wenn keine Erkenntnisse über die in der Bundesrepublik 
Deutschland lebenden Arbeitnehmer und ihrer Famüien vorlie- 
gen, ist die Bundesregierung bereit, ein auch für die Akzeptanz 
von ausländischen Arbeitnehmern und ihren Famüien in der 
Bevölkerung bedeutungsvolles Gutachten ersteUen zu lassen, in 
dem aufgezeigt wird, welchen Nutzen die Bundesrepublik 
Deutschland durch ausländische Arbeitnehmer und ihre Fami- 
lien hat, und wenn nein, welche Gründe sprechen dagegen? 


Über die Frage nach dem wirtschaftlichen Nutzen 
der Ausländerbeschäftigung hat bereits Anfang der 
70er Jahre eine intensive Auseinandersetzung statt- 
gefunden. Ausdruck hierfür sind mehrere Gutachten, 
so etwa des Instituts für angewandte Wirtschaftsfor- 
schung, Tübingen, von 1972 und des Wissenschaftli- 
chen Beirats beim Bundesminister für Wirtschaft von 
1974, in denen Vor- und Nachteile der Beschäftigung 
von Ausländern sorgfältig abgewogen werden. Das 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der 
Bundesanstalt für Arbeit hat 1987 die Untersuchung 
„Aspekte der Ausländerbeschäftigung in der Bundes- 
republik Deutschland" vorgelegt, in der sich ein Kapi- 
tel mit den gesamtwirtschaftlichen Aspekten befaßt. 

Die Lage der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer 
Familien ist in zwei vom Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung 1980 und 1985 in Auftrag gegebe- 
nen Repräsentativuntersuchungen unter verschiede- 
(B) nen Aspekten beleuchtet worden. Sie enthalten auch 
Aussagen über die berufliche, die Einkommens- und 
die soziale Situation, die Rückschlüsse auf den Anteil 
der Ausländer am Volkseinkommen zulassen. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung be- 
absichtigt, diese Untersuchung im kommenden Jahr 
erneut durchführen zu lassen. 


Zu Frage 33: 

Von den hier in der Bundesrepublik Deutschland 
lagernden amerikanischen CW geht aufgrund ihrer 
hohen munitionstechnischen Sicherheit, ihres ein- 
wandfreien Zustandes und der gegebenen Transport- 
sicherheit keine Gefahr für Bevölkerung und Umwelt 
aus. Hiervon haben sich Experten der Bundesregie- 
rung mehrfach vor Ort überzeugt. 

Der Schutz der Bevölkerung und der Umwelt sind 
im Rahmen des Abtransports der CW von ausschlag- 
gebender Bedeutung für die entsprechenden Planun- 
gen der deutschen und amerikanischen Stellen. 

Planung, Vorbereitung und Durchführung des Ab- 
transportes der chemischen Waffen aus der Bundesre- 
publik Deutschland stehen unter deutscher Gesamt- 
leitung. Sie erfolgen in enger Abstimmung mit dafür 
zuständigen deutschen Stellen und den amerikani- 
schen Streitkräften. Die Planungen sind noch nicht 
abgeschlossen. 

Soweit Behörden und Organisationen insgesamt 
oder in Teilbereichen mit Vorbereitung und Durch- 
führung des Abzugs sowie Maßnahmen der Gefah- 
renabwehr befaßt sind, werden ihnen alle für die Er- 
füllung ihrer Aufgaben und die Erhaltung der notwen- 
digen Sicherheitsvorkehrungen notwendigen Infor- 
mationen rechtzeitig verfügbar gemacht. 

Zu Frage 34: 

Der Bundesregierung liegen keine Untersuchungs- 
ergebnisse der Erprobungsstelle 91 Meppen über 
Schallpegelmessungen bei Überflügen mit dem 
Kampfflugzeug Phantom in Höhen von 109 und 
131 Metern vor. 


Anlage 12 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wimmer auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Götte (SPD) (Drucksache 
11/5381 Fragen 35 und 36): 

Ist der Bundesregierung die Äußerung des Standortkomman- 
danten der amerikanischen Militärgemeinde Kaiserslautern 
vom 4. Oktober 1989 zur Frage der Sperrung der durch das US- 
Munitionslager Weüerbach verlaufenden Kreisstraßen K 5 und 
K 25 sowie der Landesstraße L 369 bekannt, wonach die US- 
Streitkräfte nicht auf einer Schließung dieser Straßen beste- 
hen? 

Geht die Bundesregierung davon aus, daß die deutschen Ver- 
kehrsteünehmer auf der K 5/K 25 und L 369 stärker gefährdet 
sind als die amerikanischen Autofahrer, die diese Straßen be- 
nutzen? 

Zu Frage 35: 

Dem Bundesministerium der Verteidigung sind Äu- 
ßerungen des von Ihnen genannten amerikanischen 
Generals aus Presseberichten bekannt. Hiernach hat 
der General auf die Zuständigkeit der deutschen Be- 
hörden für die Sperrung der betreffenden Straßen hin- 
gewiesen. Dieser Hinweis ist zutreffend. Wie ich Ih- 
nen mit Schreiben vom 27. September 1989 mitgeteilt 
habe, sind die Straßen seit 1969 gesperrt. Die Sperre 
wurde zunächst vom Landratsamt Kaiserslautern aus- 
gesprochen und im Dezember 1972 durch die Wehr- 
bereichsverwaltung IV als Schutzbereichbehörde 


Anlage 11 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Wimmer auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Mechtersheimer (DIE GRÜNEN) 
(Drucksache 11/5381 Fragen 33 und 34): 

Wie beurteüt die Bundesregierung die Risiken eines geheim- 
gehaltenen Abtransports der amerikanischen C-Waffen aus der 
Bundesrepublik Deutschland im Hinblick auf die erforderlichen 
Sicherheitsvorkehrungen, die nur bei voller Offenlegung der 
Abzugspläne optimal durchgeführt werden können, und sieht 
die Bundesregierung nicht die Gefahr, daß bei unzureichender 
Öffentlichkeit des geplanten Abzugs in der BevÖlkening be- 
rechtigte Ängste, insbesondere entlang der vermuteten Trans- 
portwege, hervorgerufen werden? 

Sind der Bundesregierung Untersuchungsergebnisse der Er- 
probungsstelle Meppen bekannt, wonach beim Kampfflugzeug 
Phantom bei einer Verringerung der Geschwindigkeit von 
835 km/h auf 778 km/h bei einer Flughöhe von 109 Metern 
keine Verringerung des Fluglärms eintritt und bei einer Flug- 
höhe von 131 Metern lediglich eine Reduzierung um 0,36%, 
und sind diese Ergebnisse nicht unvereinbar mit dem Tiefflug- 
bericht des Bundesministers der Verteidigung, in dem es heißt, 
daß diese Verringerung der Fluggeschwindigkeit „die Lärmbe- 
lastung ... je nach Flugzeugtyp um bis zu 25 % " senkt? 
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(A) verfügt. Aufgabe des Landkreises ist es, die Einhal- 
tung der durch Beschilderung kenntlich gemachten 
Sperrung zu überwachen. Diese hat sich als unwirk- 
sam erwiesen. Es ist daher beabsichtigt, die Straße in 
das Depot einzubeziehen und entwidmen zu lassen. 

Infolge der Lagerung von Munition im Depot Wei- 
lerbach war die Sperrung der genannten Straßen auf- 
grund des Schutzbereichsgesetzes zwingend. Das 
deutsche Schutzbereichsgesetz ist nicht nur von den 
deutschen Behörden, sondern auch von den amerika- 
nischen Streitkräften zu beachten. Ein Verzicht auf 
die auch im Interesse der Sicherheit der Verkehrsteil- 
nehmer in Anwendung der gesetzlichen Bestimmun- 
gen erfolgten Sperrung der Straßen kann wegen der 
potentiellen Gefährdung einer Vielzahl von Verkehrs- 
teilnehmern nicht hingenommen werden. 

Zu Frage 36: 

Aufgrund der Sperrung der Straßen ist ihre Benut- 
zung grundsätzlich allen Verkehrsteilnehmern, also 
auch den Angehörigen der amerikanischen Streit- 
kräfte, untersagt. Ausgenommen hiervon sind das im 
Munitionslager beschäftigte militärische und zivile 
Personal. 


Anlage 13 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Geister (Worms) (SPD) (Drucksache 
11/5381 Frage 41): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, Praktikanten und Prakti- 
kantinnen Fahrpreisermäßigungen bei der Deutschen Bundes- 
bahn im Rahmen einer „Auflage mit Ausgleichsanspruch" zu 
ermöglichen — gleich Schülern und Auszubildenden — , wie 
schon im Straßenpersonenverkehr und bei der Benutzung nicht 
bundeseigener Eisenbahnen? 

Der Bundesregierung liegt bisher kein entspre- 
chender Tarifvertrag der Deutschen Bundesbahn vor. 
Hierzu ist es zunächst erforderlich, die voraussichtlich 
entstehenden Einnahmeausfälle der Bahn hinrei- 
chend genau abzuschätzen. Die Deutsche Bundes- 
bahn ist vom Bundesminister für Verkehr erneut um 
die erforderlichen Angaben im Rahmen ihrer Tarif Zu- 
ständigkeit gebeten worden. 


Anlage 14 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Drucksache 
11/5381 Frage 46): 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Einführung von (C) 
Tempo 30 im innerörthchen Bereich angesichts der Ergebnisse 
einer Studie des Automobilclubs der Schweiz im Hinblick auf 
die Auswirkungen auf den Verkehrsfluß und die Umwelt, 
bzw. trifft es auch nach Ansicht der Bundesregierung zu, daß der 
Verkehrsablauf behindert wird und der Schadstoffausstoß ins- 
gesamt zunimmt? 


Die Bundesregierung teilt die Ansicht, daß 
„Tempo 30'' nur dann zu Verbesserungen des Ver- 
kehrsflusses und des Schadstoffausstoßes führt, wenn 
beständig auf niedrigem Geschwindigkeitsniveau ge- 
fahren wird. 

Dabei stützt sich die Bundesregierung auf Ergeb- 
nisse eines Modellvorhabens in Buxtehude. Dieses 
Tempo-30-Modellvorhaben führte zu gleichmäßiger 
Fahrweise mit wenigen und sanfteren Beschleuni- 
gungs- und Anhaltevorgängen, geringeren Ge- 
schwindigkeitsspitzen und dadurch insgesamt zu 
niedrigeren Durchschnittsgeschwindigkeiten. Ein sol- 
ches verändertes Fahrverhalten ließe sich nach Auf- 
fassung der Bundesregierung mit einer generellen In- 
nerorts-Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h nicht er- 
reichen. 

Die von Ihnen genannte Studie läßt nicht erkennen, 
ob allgemein gültige Schlußfolgerungen im Sinne Ih- 
rer Frage möghch sind. So werden z. B. die Emissio- 
nen in Abhängigkeit zur Reisegeschwindigkeit darge- 
stellt, und es ist nicht nachvollziehbar, ob im unteren 
Geschwindigkeitsbereich (Tempo 30) auch ein geän- 
dertes Fahrverhalten berücksichtigt worden ist, das 
Voraussetzung für spürbare Veränderungen auf den 
Verkehrsfluß und die Umwelt ist. 


Anlage 15 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Wüppesahl (fraktionslos) (Drucksache 
11/5381 Frage 47): 

Da der Bundesregierung bekannt ist, daß die Stadt Geesthacht 
erneut vor der Entscheidung steht, ob sie eine Ortsumgehung 
von der BAB 25 (Marschenautobahn) durch die unter Land- 
schaftsschutz stehenden Heidberge zunächst bis zur B 207 zieht, 
möchte ich wissen, ob die Bundesregierung auch bereit wäre, 
eine Bauweise in Tunnelform zwecks Ausgleichs zwischen Öko- 
logie und Ökonomie mitzufinanzieren? 

Es bestehen zur Zeit noch keine konkreten Planun- 
gen für eine Orstumgehung Geesthacht im Zuge der 
BAB 25/B 5. Aussagen über Art und Umfang von Maß- 
nahmen zur Berücksichtigung von Natur und Land- 
schaft können daher noch nicht gemacht werden. 
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